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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB) 

AVB - 001 Ausgabe JANUAR 2008

I. Der Versicherungsschutz (§§ 1-4)

§ 1 Gegenstand der Versicherung

§ 2 Vorsorge-Versicherung 

§ 3 Beginn und Umfang der Versicherung, Zahlung des Erstbeitrages

§ 4 Ausschlüsse 

II. Der Versicherungsfall (§§ 5, 6)

§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren

§ 6 Rechtsverlust

III. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7-14)

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung/ Abtretung des
Versicherungsanspruchs

§ 8 Beitragszahlung, Beitragsregulierung, Beitragsangleichung,
Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung, Betriebsübergang, Wegfall des
versicherten Risikos, Mehrfachversicherung

§ 10 Verjährung, Klagefrist

§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

§ 12 Anzuwendendes Recht

§ 13 Gerichtsstände

§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen

I. Der Versicherungsschutz (§§ 1-4)

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versiche-
rungsschutz für den Fall, dass er wegen eines während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den
Tod, die Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen
(Personenschaden) oder die Beschädigung oder Vernichtung von
Sachen (Sachschaden) oder eine Vermögenseinbuße, die weder
durch eine Personen- noch durch eine Sachbeschädigung herbei-
geführt ist (Vermögensschaden, vgl. § 4 I, 1) zur Folge hatte, für diese
Folgen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht-
lichen Inhalts von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch 
genommen wird.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche
Haftpflicht

a) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten des
Versicherungsnehmers (versichertes "Risiko");

b) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risikos,
soweit sie nicht in dem Halten oder Führen von Luft- , Kraft- oder 
Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen.

Bei Erhöhungen des übernommenen Risikos, die durch Änderung 
bestehender oder durch Erlass neuer Rechtsnormen eintreten, gilt 
folgendes:

Der Versicherer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der 
Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder wenn der Zustand wieder 
hergestellt ist, der vor der Erhöhung bestanden hat; 

c) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der
Versicherung neu entstehen, gemäß § 2 (Vorsorge-Versicherung).

3. Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung
ausgedehnt werden auf die gesetzliche Haftpflicht wegen Abhanden-
kommens von Sachen. Hierauf finden die Bestimmungen über Sach-
schaden Anwendung.

§ 2 Vorsorge-Versicherung

Für die Vorsorge-Versicherung (§ 1 Ziff. 2c) gelten neben den sonsti-
gen Vertragsbestimmungen folgende besondere Bedingungen: 

1. Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit dem Eintritt eines
neuen Risikos, ohne dass es einer besonderen Anzeige bedarf. Der
Versicherungsnehmer ist aber verpflichtet, auf Aufforderung des
Versicherers, die auch durch einen der Beitragsrechnung aufge-
druckten Hinweis erfolgen kann, binnen eines Monats nach Empfang
dieser Aufforderung jedes neu eingetretene Risiko anzuzeigen. 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder 
kommt innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem
Versicherer eine Vereinbarung über den Beitrag für das neue Risiko 
nicht zustande, so fällt der Versicherungsschutz für dasselbe rück-
wirkend vom Gefahreneintritt ab fort. Tritt der Versicherungsfall ein,
bevor die Anzeige des neuen Risikos erstattet ist, so hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und in einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die
Anzeigefrist nicht verstrichen war.

2. Der Versicherungsschutz wird auf den Betrag von EUR 500.000,-
für Personenschaden und EUR 300.000,- für Sachschaden begrenzt,
sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen
festgesetzt sind.

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Gefahren,
welche verbunden sind mit

a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, von Theatern, Kino- und
Filmunternehmungen, Zirkussen und Tribünen, ferner von Luft- und
Wasserfahrzeugen aller Art (abgesehen von Ruderbooten) und dem
Lenken solcher Fahrzeuge sowie der Ausübung der Jagd;

b) Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beförderung, Verwendung von
und Handel mit explosiblen Stoffen, soweit hierzu eine besondere
behördliche Genehmigung erforderlich ist;

c) Führen oder Halten von Kraftfahrzeugen.
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§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungs-
schutzes, Zahlung des Erstbeitrages

I. 1. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten
oder einmaligen Beitrag rechtzeitig zahlt.

2. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer,
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten
Höhe zu entrichten hat.

II. 1. Der erste oder einmalige Beitrag ist sofort nach Zugang des
Versicherungsscheins fällig, nicht aber vor dem im Versicherungs-
schein ausgewiesenen Versicherungsbeginn.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht
zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des
Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des
Beitrags aufmerksam gemacht hat.

3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten,
solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht 
zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht
widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer schrift-
lichen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag wieder-
holt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 

III. 1.Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadens-
ersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist 
und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch 
des Dritten freizustellen. 

Wird in einem Strafverfahren wegen eines Versicherungsfalls, das 
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den 
Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder 

genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen, 
gegebenenfalls die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten 
des Verteidigers. Hat der Versicherungsnehmer für eine aus einem 
Versicherungsfall geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu 
leisten oder ist ihm die Abwendung der Vollstreckung einer gericht-
lichen Entscheidung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung 
nachgelassen, so ist der Versicherer an seiner Stelle zur Sicherheits-
leistung oder Hinterlegung verpflichtet. 

2. Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die im
Versicherungsschein angegebenen Versicherungssummen die
Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. Mehrere zeitlich zusammenhängende Schäden
aus derselben Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferungen der 
gleichen mangelhaften Waren gelten als e i n Versicherungsfall.

Es kann vereinbart werden, dass sich der Versicherungsnehmer bei 
jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festge-
legten Betrag an einer Schadenersatzleistung selbst beteiligt. 

Ferner kann vereinbart werden, dass der Versicherer seine Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf ein 
Mehrfaches der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt. 

3. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
den Anspruch zwischen dem Versicherungsnehmer und dem 
Geschädigten oder dessen Rechtsnachfolger, so führt der Versicherer
den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine 
Kosten.

4. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht als
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet (vgl. aber
Ziff. IV, 1).

IV. 1. Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versicherungssumme,
so hat der Versicherer die Prozesskosten nur im Verhältnis der
Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen, und
zwar auch dann, wenn es sich um mehrere aus einem Versiche-
rungsfall entstehende Prozesse handelt. Der Versicherer ist in
solchen Fällen berechtigt, durch Zahlung der Versicherungssumme
und seines der Versicherungssumme entsprechenden Anteils an den
bis dahin erwachsenen Kosten sich von weiteren Leistungen zu
befreien.

2. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger
Leistungen aus demselben Versicherungsfall noch verbleibenden
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages
zum Kapitalwert der Rente erstattet. Der Rentenwert wird aufgrund
der Allgemeinen Sterbetafeln für Deutschland mit Erlebensfall-
charakter 1987 R Männer und Frauen und unter Zugrundelegung des
Rechnungszinses, der die tatsächlichen Kapitalmarktzinsen in
Deutschland berücksichtigt, berechnet. Hierbei wird der arithmetische
Mittelwert über die jeweils letzten 10 Jahre der Umlaufrenditen der
öffentlichen Hand, wie sie von der Deutschen Bundesbank veröffent-
licht werden, zugrunde gelegt. Nachträgliche Erhöhungen oder 
Ermäßigungen der Rente werden zum Zeitpunkt des ursprünglichen
Rentenbeginns mit dem Barwert einer aufgeschobenen Rente nach
der genannten Rechnungsgrundlage berechnet.

Für die Berechnung von Waisenrenten wird das Lebensjahr gemäß 
zulässiger Altersgrenze der KfzPflVV in der jeweils geltenden 
Fassung als frühestes Endalter vereinbart. 

Für die Berechnung von Geschädigtenrenten wird bei unselbständig 
Tätigen das vollendete Lebensjahr gemäß zulässiger Altersgrenze der 
KfzPflVV in der jeweils geltenden Fassung als Endalter vereinbart, 
sofern nicht durch Urteil, Vergleich oder eine andere Festlegung 
etwas anderes bestimmt ist oder sich die der Festlegung zugrunde 
gelegten Umstände ändern. 
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Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme über-
steigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 

3. Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich
an dem Widerstand des Versicherungsnehmers scheitert, so hat der
Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehr-
aufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

§ 4 Ausschlüsse

I. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, bezieht sich der Versiche-
rungsschutz nicht auf:

1. Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags- oder besonde-
rer Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des
Versicherungsnehmers hinausgehen, außerdem im Falle von 
Vermögensschäden im Sinne des § 1 Ziff. 1 auf Haftpflichtansprüche
aus Verträgen und aus Verletzung von Amtspflichten durch öffentlich-
rechtliche Versicherungsnehmer oder deren Beamten und
Angestellten.

2. Ansprüche auf Gehalt, Ruhegehalt, Lohn und sonstige festge-
setzten Bezüge, Verpflegung, ärztliche Behandlung im Falle der
Dienstbehinderung, Fürsorgeansprüche (vgl. zum Beispiel die §§ 616,
617 BGB, 63 HGB, 39 und 42

Seemannsgesetz und die entsprechenden Bestimmungen der 
Gew.Ordn., des Sozialgesetzbuches VII und des Bundessozialhilfe-
gesetzes) sowie Ansprüche aus Tumultschadengesetzen. 

3. Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Versiche-
rungsfällen; jedoch sind Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII
mitgedeckt.

4. Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Teilnahme an Pferde-,
Rad- oder Kraftfahrzeug-Rennen, Box- oder Ringkämpfen sowie den
Vorbereitungen hierzu (Training).

5. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch 
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen oder
Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dgl.),
ferner durch Abwässer, Schwammbildung, Senkung von Grund-
stücken (auch eines darauf errichteten Werkes oder eines Teiles
eines solchen), durch Erdrutschungen, Erschütterungen infolge
Rammarbeiten, durch Überschwemmungen stehender oder fließender
Gewässer sowie aus Flurschaden durch Weidevieh und aus
Wildschaden.

6. Ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn

a) der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast,
gepachtet, geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt hat
oder sie Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.

b) die Schäden

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung,
Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von
ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese
Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätig-
keiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur

insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der 
Benutzung betroffen waren; 

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern es sich
um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeit-
punkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur
Vermeidung von Schäden getroffen hatte.

Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person von 
Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer 
wie für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten 
Personen.

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche 

- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme,
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;

- wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung
durchführen zu können;

- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder
wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges;

- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-
gemäße Vertragserfüllung;

- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der
Leistung;

- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt. 

7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden
Strahlen (z. B. von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, Beta- 
und Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeschleunigern
erzeugte Strahlen) sowie mit Laser- und Maserstrahlen.

(Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich nach dem 
Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungs-
vorsorge verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen 
ab.)

8. Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung und
alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden.

Dies gilt nicht 

a) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken

oder

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung erhoben werden, die durch 
vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausfüh-
rung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen
(Produkthaftpflicht), es sei denn, sie resultieren aus der Planung,
Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung von

- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen,
zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten
(WHG-Anlagen);
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- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG (UmweltHG-
Anlagen);

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich
nicht um WHG- oder UmweltHG- Anlagen handelt;

- Abwasseranlagen 

oder Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 

9. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

10. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es
sich handelt um Schäden aus

a) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten,

b) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,

c) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,

d) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

11. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder
Namensrechtsverletzungen.

12. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, 
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

13. Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umwelt-
schäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen
Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann,
wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung 
der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch 
genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden 
nationalen Umsetzungsgesetzen bereits aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken. 

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben:

1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätz-
lich herbeigeführt haben. Bei der Lieferung oder Herstellung von
Waren, Erzeugnissen oder Arbeiten steht die Kenntnis von der 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit der Waren usw. dem Vorsatz
gleich.

2. Haftpflichtansprüche

a) aus Schadenfällen von Angehörigen des Versicherungsnehmers,
die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören;

b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages;

c) von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder beschränkt
geschäftsfähiger Personen;

d) von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht
rechtsfähiger Handelsgesellschaften;

e) von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten oder
öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiger Vereine;

f) von Liquidatoren.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 

Die Ausschlüsse unter b) bis f) erstrecken sich auch auf Haftpflicht-
ansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, wenn sie 
miteinander in häuslicher Gemeinschaft leben. 

3. Entfällt.

4. Haftpflichtansprüche wegen Personenschaden, der aus der Über-
tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers entsteht, sowie
Sachschaden, der durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer
gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tieren entstanden
ist, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer weder vorsätzlich
noch grobfahrlässig gehandelt hat. Haftpflichtansprüche wegen Sach-
schäden durch angebliche oder tatsächliche Übertragung des
seuchenhaften Verkalbens bleiben stets von der Versicherung
ausgeschlossen.

5. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an den vom Versiche-
rungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von
Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen infolge
einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache entstehen
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

6. Bei Vermögensschäden im Sinne des § 1 Ziff. 1:

Haftpflichtansprüche aus 

a) Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder
gelieferte Sachen oder geleistete Arbeiten entstehen;

b) Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche,
Erschütterungen);

c) planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder
gutachtlicher Tätigkeit;

d) Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, Versicherungs-,
Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften,
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus
Untreue und Unterschlagung;

e) der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

f) Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlägen;

g) Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich
verbundene Unternehmen;

h) Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Rationalisie-
rung und Automatisierung, Auskunftserteilung, Übersetzung, Reise-
vermittlung und Reiseveranstaltung;

i) bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers
oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

k) Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpapieren
und Wertsachen.
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II. Der Versicherungsfall (§§ 5, 6)

§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers,
Verfahren

1. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Schaden-
ereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
zur Folge haben könnte.

2. Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungs-
nehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener 
Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter
Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein 
Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als
besonders gefahrdrohend.

Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer (§ 14) unverzüglich, 
spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich anzuzeigen. Wird ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder ein Mahn-
bescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versicherungs-
fall selbst bereits angezeigt hat. 

Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer 
Woche nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet. Wird gegen 
den Versicherungsnehmer ein Anspruch g e r i c h t l i c h geltend 
gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich 
der Streit verkündet, so hat er  a u ß e r d e m  unverzüglich Anzeige 
zu erstatten. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer einst-
weiligen Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 

3. Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versiche-
rers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer
zumutbar ist.. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Schadens
sowie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen,
ihm ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten,
alle Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben, mitzu-
teilen und alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung des
Schadenfalls erheblichen Schriftstücke einzusenden.

4. Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtanspruch, so hat der 
Versicherungsnehmer die Prozessführung dem Versicherer zu über-
lassen, dem von dem Versicherer bestellten oder bezeichneten
Anwalt Vollmacht und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig
erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder 
Verfügungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er,
ohne die Weisung des Versicherers abzuwarten, fristgemäß Wider-
spruch zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen.

5. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse
das Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden
Rente zu fordern, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen 
Namen von dem Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen
unter Ziff. 3 und 4 finden entsprechende Anwendung.

6. Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder 
Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen
im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

§ 6 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

I. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, 
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis
von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat 
kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte.

II. Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, 
dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziff. I zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

III. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7-14)

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung / Abtretung
des Versicherungsanspruchs

1. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst erstreckt,
finden alle in dem Versicherungsvertrag bezüglich des Versiche-
rungsnehmers getroffenen Bestimmungen, insbesondere der § 4 der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, auch auf diese Personen
sinngemäße Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer 
zu; dieser bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der
Obliegenheiten verantwortlich.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 4 Ziff. II,
2 genannten Personen gegen die Versicherten sowie Ansprüche von
Versicherten untereinander sind von der Versicherung ausge-
schlossen.

3. Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch 
verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist
zulässig.

§ 8 Beitragszahlung, Beitragsregulierung, Beitrags-
angleichung, Beitrag bei vorzeitiger Vertrags-
beendigung

I. 1. Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. Die
Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein
oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.
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Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der 
Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des 
Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist. 

3. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versiche-
rungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 4 und 5 mit dem Fristablauf 
verbunden sind. 

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung im Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung darauf hingewiesen wurde.

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung im Verzug, kann der Versicherer den Vertrag
kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungs-
aufforderung darauf hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt,
und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

6. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der
Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

II. 1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer
Aufforderung des Versicherers, welche auch durch einen der 
Beitragsrechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung
darüber zu machen, ob und welche Änderung in dem versicherten
Risiko gegenüber den zum Zwecke der Beitragsbemessung
gemachten Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines
Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen. Auf Erfordern des
Versicherers sind die Angaben durch die Geschäftsbücher oder 
sonstige Belege nachzuweisen. Unrichtige Angaben zum Nachteil des
Versicherers berechtigen diesen, eine Vertragsstrafe in dreifacher
Höhe des festgestellten Beitragsunterschieds vom Versicherungs-
nehmer zu erheben, sofern letzterer nicht beweist, dass die unrichti-
gen Angaben ohne ein von ihm zu vertretenes Verschulden gemacht
worden sind.

2. Aufgrund der Änderungsanzeige oder sonstiger Feststellungen wird
der Beitrag entsprechend dem Zeitpunkt der Veränderung richtig 
gestellt. Er darf jedoch nicht geringer werden als der Mindestbeitrag,
der nach dem Tarif des Versicherers zur Zeit des Versicherungs-
abschlusses galt. Alle entsprechend § 8 Ziff. III nach dem Versiche-
rungsabschluss eingetretenen Erhöhungen oder Ermäßigungen des
Mindestbeitrags werden berücksichtigt. Beim Fortfall eines Risikos
wird der etwaige Minderbeitrag vom Eingang der Anzeige ab
berechnet.

3. Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige recht-
zeitig zu erstatten, so kann der Versicherer für die Zeit, für welche die
Angaben zu machen waren, an Stelle der Beitragsregulierung 
(Ziff. II,1) als nachzuzahlenden Beitrag einen Betrag in Höhe des für
diese Zeit bereits gezahlten Beitrags verlangen. Werden die Angaben
nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate nach Empfang der
Aufforderung zur Nachzahlung gemacht, so ist der Versicherer

verpflichtet, den etwa zuviel gezahlten Betrag des Beitrags zurück-
zuerstatten.

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen 
mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung.

III.1. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli eines jeden 
Jahres, um welchen Prozentsatz sich der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen, welche die zum Betrieb der allgemeinen Haftpflicht-
versicherungen zugelassenen Versicherer im vergangenen
Kalenderjahr geleistet haben, gegenüber dem vorvergangenen Jahr
erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf
die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schaden-
zahlungen gelten auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall 
veranlassten Ausgaben für die Schadenermittlung, die aufgewendet
worden sind, um die Versicherungsleistungen dem Grunde und der
Höhe nach festzustellen. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen
eines Kalenderjahres gilt die Summe der in diesem Jahr geleisteten
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle.

2. Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich
aus Ziff. 1 Abs. 1 Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu verändern
(Beitragsangleichung).

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in 
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz 
als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre 
nach Ziff. 1 Abs. 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der Versicherer den 
Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmens-
eigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden 
Absatz ergeben würde. 

3. Liegt die Veränderung nach Ziff. 1 Abs. 1 oder Ziff. 2 Abs. 2 unter 5
Prozent, so entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist
jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

4. Die Beitragsangleichung gilt für die vom 1. Juli an fälligen Folge-
jahresbeiträge. Sie wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitrags-
rechnung bekanntgegeben. 

5. Soweit der Folgejahresbeitrag nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet wird, findet keine Beitragsangleichung statt.

IV. Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer,
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch 
auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
Versicherungsschutz bestanden hat.

Bei vollständigem oder teilweisem Wegfall versicherter Risiken gilt: 

Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, 
wenn die Versicherung der Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung, Betriebsübergang,
Wegfall des versicherten Risikos, Mehrfach-
versicherung

I. 1. Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit
abgeschlossen.

2. Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung in Schriftform zugegangen ist. 
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3. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen
Zeitpunkt.

II. 1. Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß
8 Ziff. III 2, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt in Schrift-
form kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksam-
werden der Beitragserhöhung zugehen 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungs-
recht.

2. Das Versicherungsverhältnis kann ferner gekündigt werden, wenn
von dem Versicherer aufgrund eines Versicherungsfalls eine
Schadenersatzzahlung geleistet oder der Haftpflichtanspruch rechts-
hängig geworden ist oder der Versicherer die Leistung der fälligen
Entschädigung verweigert hat.

3. Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens 
einen Monat nach der Schadenzahlung oder der Rechtshängigkeit
des Haftpflichtanspruchs oder der Leistungsverweigerung des 
Versicherers zugegangen sein. 

4. Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach dem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden
Versicherungsperiode wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

5. Wird der Vertrag gekündigt, hat der Versicherer nur Anspruch auf
den Teil des Beitrags, der der abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

6. Bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 3 Jahren kann der Vertrag
schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden 
Jahres gekündigt werden; die Kündigung in Schriftform muss dem
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

III. 1. Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus
dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, 
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem 
Dritten übernommen wird. 

2. Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von
einem Monat,

- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung 
oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode

in Schriftform gekündigt werden. 

3. Das Kündigungsrecht erlischt,

- wenn der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten
Kenntnis erlangt;

- wenn der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von
dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.

4. Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden
Versicherungsperiode, haften der bisherige Versicherungsnehmer und
der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als
Gesamtschuldner.

5. Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den
bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht 
weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt 
bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle 
Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 

IV. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegfall
kommen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken.

V. 1. Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

2. Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung
des später geschlossenen Vertrages verlangen.

3. Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer
es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der 
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt
wird, dem Versicherer zugeht.

§ 10 Verjährung

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung
des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des 
Versicherungsnehmers 

I. 1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.
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Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

2. Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss
sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

II. 1. Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheb-
lichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungs-
vertrag zurückzutreten.

2. Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. 

3. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf 
er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte 
Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 

III. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. II und III zustehenden Rechte 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, 
die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. 
Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er 
darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung 
abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. II und III nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. II und III genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

IV. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

§ 12 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 13 Zuständiges Gericht

1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person,
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist
der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des
Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft,
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partner-
gesellschaft ist.

3. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer
bekannte Anschrift.

Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namens-
änderung des Versicherungsnehmers. 

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 2
entsprechende Anwendung.
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10. PRIVATRISIKEN

1. ALLGEMEINER TEIL

1.01 Versicherungsschutz

1. Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
folgenden Vereinbarungen die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus seinen sich aus der 
Betriebsbeschreibung ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhält-
nissen und Tätigkeiten. Vom Versicherungsschutz umfasst sind
neben allen Betriebsstätten in der Bundesrepublik Deutschland 
auch alle rechtlich unselbständigen Betriebsstätten und Niederlas-
sungen des Versicherungsnehmers weltweit, ausgenommen sol-
che in USA/ US-Territorien oder Kanada.

Besonderer Vereinbarung bedarf der Versicherungsschutz für alle 
in USA/ US-Territorien oder Kanada gelegenen Betriebsstätten (z. 
B. Läger, Büros und dgl.) sowie alle rechtlich selbständigen Toch-
terunternehmen und Niederlassungen des Versicherungsnehmers
(z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen) im Ausland
(siehe aber auch Ziffer 1.02).

2. Für Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Umwelteinwirkung
und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden (Umweltschä-
den) besteht - abweichend von § 4 I 8 AHB - ausschließlich Versi-
cherungsschutz im Umfang der Umwelthaftpflichtversicherung, es 
sei denn, einzelne Vereinbarungen dieser Bedingungen sehen 
ausdrücklich eine andere Regelung vor.

3. Schäden durch Brand, Explosion und Sprengungen gelten als
Schäden durch Umwelteinwirkung im Sinne des vorgenannten
Absatzes.
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1.02 Neu gegründete/ übernom-
mene Unternehmen

Von dem Versicherungsnehmer im Inland und in Staaten der Euro-
päischen Union neu gegründete oder mehrheitlich neu erworbene 
Unternehmen sind ab Gründungsdatum/ Übernahmedatum mitver-
sichert, jedoch unter der Voraussetzung, dass

- es sich um den gleichen Betriebscharakter wie den des Versiche-
rungsnehmers und/ oder der weiteren Versicherungsnehmer han-
delt und

- der Anteil des Versicherungsnehmers an der Gesellschaft min-
destens 50% beträgt oder der Versicherungsnehmer zur unter-
nehmerischen Geschäftsführung berechtigt ist. Die Beweislast für 
die Ausübung der unternehmerischen Geschäftsführung liegt beim 
Versicherungsnehmer. Allein eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat gilt
nicht als unternehmerische Geschäftsführung.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Neugründung oder 
den Neuerwerb dem Versicherer zum Ablauf des Versicherungs-
jahres anzuzeigen und den entsprechenden Umsatz, die tatsächli-
che Betriebsbeschreibung und das Datum der Neugründung oder 
des Erwerbs zur Beitragsberechnung aufzugeben.

Der Versicherungsschutz erlischt rückwirkend, wenn eine entspre-
chende Meldung nicht erfolgte oder wenn innerhalb von drei Mo-
naten nach der Meldung keine Einigung über den endgültigen 
Einschluss (Beitrag und Bedingungen) der neu erworbenen oder 
gegründeten Unternehmen zustande gekommen ist. Evtl. bereits 
gezahlte Beiträge werden erstattet.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen beim Übernahmedatum 
bereits eingetretener Versicherungsfälle oder Umwelteinwirkungen.

Besteht für ein übernommenes Unternehmen noch bei einem 
anderen Versicherer Versicherungsschutz, so gilt der im Rahmen 
dieses Vertrages vereinbarte Versicherungsschutz subsidiär.

1.03 Vertretungsregelung

Soweit im Rahmen dieses Vertrages "Weitere Versicherungsneh-
mer" mitversichert sind (siehe Wagnisbeschreibung), vertritt der 
Versicherungsnehmer diese weiteren Versicherungsnehmer bei 
Abgabe und Annahme von Willenserklärungen. Der Versiche-
rungsnehmer ist gegenüber dem Versicherer alleiniger Beitrags-
schuldner.

Im Übrigen aber finden alle Bestimmungen, die für den Versiche-
rungsnehmer gelten, entsprechend für die vom Versicherungs-
schutz erfassten rechtlich selbständigen Unternehmen Anwen-
dung.

1.04 Mitversicherte Personen

Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht

1. der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
sowie der angestellten Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß 
Arbeitssicherheitsgesetz) und der angestellten Sicherheitsbeauf-
tragten (Immissionsschutz-, Strahlenschutz-, Gewässerschutzbe-
auftragte

u. dgl.) gemäß § 22 SGB VII in dieser Eigenschaft sowie der Mit-
glieder des Aufsichtsrates oder sonstiger Aufsichtsgremien (z.B. 
Beiräte) in dieser Eigenschaft;

2. sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (einschl. Praktikanten, 
Hospitanten) und der durch Vertrag in den Betrieb des Versiche-
rungsnehmers eingegliederten Arbeitnehmer fremder Stammfirmen
für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen
für den Betrieb des Versicherungsnehmers verursachen.

Mitversichert sind insoweit auch angestellte Betriebsärzte und 
angestelltes Sanitätspersonal bei Gewährung von Erster Hilfe 
außerhalb des Betriebes, soweit hierfür nicht anderweitig Versiche-
rungsschutz besteht.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers im Sinne des Sozialgesetzbu-
ches (SGB) VII handelt.

Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

Mitversichert sind jedoch

a) Regressansprüche der Sozialversicherungsträger gegen den 
Versicherungsnehmer nach § 110 SGB VII. Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit/ Sicherheitsbeauftragte werden insoweit bzw. in dieser
Eigenschaft den gesetzlichen Vertretern gleichgestellt;

b) Rechtsverteidigungskosten zur Abwehr solcher Ansprüche bis
zu einem Betrag von

EUR 250.000,--

je Versicherungsfall und für alle Schäden eines Versicherungsjah-
res im Rahmen der vertraglichen Versicherungssummen, soweit 
sich die Regressansprüche gegen die in Ziffer 1.04, 2. Absatz 1
genannten Personen richten.

3. auch des nachstehend genannten Personenkreises:

a) Freie Mitarbeiter (z.B. Ingenieure, Techniker, Handelsvertreter u. 
dgl.), für Schäden, die diese in Ausübung von Tätigkeiten im Inte-
resse des Versicherungsnehmers verursachen;

b) freiberuflich im Betrieb des Versicherungsnehmers tätig wer-
dende Betriebsärzte und deren Hilfspersonen;

c) natürliche Personen, die mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragt 
sind, ohne dass sie zu den Betriebsangehörigen zählen, für An-
sprüche, die gegen diese Personen aus Anlass der Ausführung 
dieser Verrichtungen erhoben werden.

Eine eventuell anderweitig bestehende Haftpflichtversicherung geht 
dieser Versicherung vor.

4. der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschie-
denen ehemaligen gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und der sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer früheren 
Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

1.05 Repräsentanten

Als Repräsentanten des Versicherungsnehmers gelten ausschließ-
lich:

- die Mitglieder des Vorstandes und ihnen gleichgestellte General-
bevollmächtigte (bei Aktiengesellschaften),

- die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung),

- die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften),
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- der Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaften),

- die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen Rechts),

- die Inhaber (bei Einzelfirmen),

- bei anderen Unternehmensformen (z.B. Genossenschaften, 
Verbänden, Vereinen, Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
Kommunen) die nach den gesetzlichen Vorschriften berufenen 
obersten Vertretungsorgane,

- der dementsprechende Personenkreis bei ausländischen Firmen.

1.06 Beitragsberechnung 

1. Die Berechnung des Beitrags erfolgt als vorläufiger, im Voraus 
zu zahlender Jahresbeitrag auf der Grundlage

a) des Produktions- und Tätigkeitsprogramms,

b) des Brutto-Jahresumsatzes (ohne Mehrwertsteuer)

oder

der effektiven Brutto-Jahreslohn- und -gehaltssumme einschließlich 
der Entgelte für eingegliederte Arbeitnehmer fremder Stammfir-
men,

c) der beitragspflichtigen Zusatzrisiken.

§ 8 III AHB bezieht sich bei Berechnung nach Lohn- oder Umsatz-
summe nur auf die Mindestbeiträge.

2. Zur endgültigen Beitragsabrechnung übermittelt der Versiche-
rungsnehmer nach Aufforderung innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf des Versicherungsjahres

a) den Brutto-Jahresumsatz (ohne Mehrwertsteuer) oder - falls 
zutreffend - die effektive Brutto-Jahreslohn- und -gehaltssumme 
(einschließlich Leiharbeitervergütungen),

b) evtl. eingetretene wesentliche Änderungen des Produktions- und 
Tätigkeitsprogramms, sonstige Änderungen des Betriebscharakters 
sowie Änderungen bei beitragspflichtigen Zusatzrisiken.

1.07 Haftung für Angaben zur Risi-
kobelegenheit und Versicherungs-
steuer 

Der Versicherer erhebt und führt die jeweilige ausländische Versi-
cherungssteuer an die entsprechenden Staaten ab, sofern der 
Versicherer gemäß steuerrechtlicher Bestimmungen zur Abführung 
bzw. Entrichtung der Versicherungssteuer verpflichtet ist.

Soweit Risiken im Ausland versichert sind, wird der Versicherungs-
nehmer die zur Kürzung der deutschen Versicherungssteuer und 
erforderlichenfalls zur Berechnung und Abführung der ausländi-
schen Versicherungssteuer relevanten Informationen oder Schät-
zungen für jede Prämienberechnung zur Verfügung stellen.

Werden von der Steuerbehörde die Berechnungsgrundlagen 
angezweifelt oder steuerrechtlich abweichend bewertet und des-
halb der Versicherer für die Abführung der Versicherungssteuer 
oder ähnlicher Abgaben in Anspruch genommen, stellt der Versi-
cherungsnehmer die Berechnungsgrundlagen zur Verfügung und 
erstattet dem Versicherer eventuell nachzuentrichtende Versiche-
rungssteuer oder sonstige Abgaben.

1.08 Nachhaftung 

Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses allein aus Grün-
den der Produktions- und/ oder Betriebseinstellung, nicht aus 
anderen Gründen (z.B. bei Änderung der Rechtsform, Veräuße-
rung des Unternehmens oder bei Kündigung des Vertragsverhält-
nisses durch den Versicherungsnehmer oder den Versicherer), 
besteht Versicherungsschutz im Umfang des Vertrages für die 
Dauer von bis zu fünf Jahren für Versicherungsfälle, die nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses entstehen, soweit diese 
Versicherungsfälle aus vor der Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses ausgeführten Lieferungen von Erzeugnissen oder Arbeiten 
resultieren.

Auf die besonderen Bestimmungen für das Umwelthaftpflichtrisiko 
wird hingewiesen. Diese Bestimmungen finden ebenfalls keine
Anwendung für das Umweltschadensrisiko.

1.09 Kumulklausel 

1. Beruhen mehrere Versicherungsfälle

- auf derselben Ursache oder

- auf gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

und besteht für einen Teil dieser Versicherungsfälle Versiche-
rungsschutz

- nach dieser Betriebshaftpflichtversicherung und für den anderen 
Teil dieser Versicherungsfälle Versicherungsschutz nach einer 
Umwelthaftpflichtversicherung und/ oder einer Umweltschadens-
versicherung,

- nach einer Umwelthaftpflichtversicherung und für den anderen 
Teil dieser Versicherungsfälle nach einer Umweltschadensversi-
cherung,

so steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbetrag aus 
allen Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versicherungs-
summen höchstens eine Versicherungssumme, ansonsten maxi-
mal die höhere Versicherungssumme zur Verfügung.

Sofern die in der Betriebshaftpflicht-, der Umwelthaftpflicht- bzw. 
der Umweltschadensversicherung gedeckten Versicherungsfälle in 
unterschiedliche Versicherungsjahre fallen, ist für die Bestimmung 
der maximalen Versicherungssumme für diese Versicherungsfälle 
das Versicherungsjahr maßgeblich, in dem der erste im Rahmen 
der Betriebshaftpflichtversicherung gedeckte Versicherungsfall 
eingetreten ist.

2. Werden mehrere Unternehmen aus der Unternehmensgruppe 
des Versicherungsnehmers, die separate Versicherungsverträge 
mit dem Versicherer oder seinen Konzerngesellschaften abge-
schlossen haben, oder wird der Versicherungsnehmer, der sepa-
rate Versicherungsverträge mit dem Versicherer oder seinen Kon-
zerngesellschaften abgeschlossen hat, wegen mehreren Versiche-
rungsfällen in Anspruch genommen, die

- auf derselben Ursache oder

- auf den gleichen Ursachen, wenn zwischen diesen ein innerer, 
insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

beruhen, so steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamt-
betrag aus allen Versicherungssummen, sondern bei gleichen 
Versicherungssummen höchstens eine Versicherungssumme, 
ansonsten maximal die höhere Versicherungssumme zur Verfü-
gung.
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Sofern die in den jeweiligen Verträgen gedeckten Versicherungs-
fälle in unterschiedliche Versicherungsjahre fallen, gelten die Ver-
sicherungsfälle in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste
Versicherungsfall eingetreten ist,

3. Eine aus Grund- und Summenanschlussversicherung (Exze-
dent) bestehende Versicherungsdeckung gilt als eine Versiche-
rungssumme.

1.10 Ansprüche aus §§ 906, 1004 
BGB, 14 BImSchG 

Mitversichert sind Ansprüche gemäß § 906 II 2 BGB sowie Beseiti-
gungsansprüche gemäß § 1004 I 1 BGB und Ansprüche nach § 14 
BImschG, soweit diese gesetzlichen Haftpflichtansprüchen gleich-
stehen.

2. BETRIEBLICHE RISIKEN
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus betriebs- und branchenüblichen Risiken, insbesondere 

2.01 Immobilien 

1. als Eigentümer, Besitzer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer, 
Nutznießer sowie aus Vermietung, Verpachtung oder sonstiger
Überlassung von bebauten und unbebauten Grundstücken - nicht 
jedoch von Luftlandeplätzen -, Gebäuden oder Räumlichkeiten an 
Dritte.

Versichert sind Ansprüche infolge Verstoßes gegen die Pflichten, 
die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigen-
schaften obliegen (bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reini-
gung, Streupflicht etc.), gleichgültig, ob diese Pflichten vertraglich 
übernommen wurden oder nicht.

Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude oder 
Räumlichkeiten auch die gesetzliche Haftpflicht

a) des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 
Bau-, Reparatur- und Abbrucharbeiten für eigene Bauvorhaben.

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Veränderungen der 
Grundwasserverhältnisse.

Für das Risiko als Bauherr finden die Ausschlussbestimmungen 
der §§ 4 I 5

und 4 I 6 b) AHB keine Anwendung.

Soweit es sich um Schäden durch Unterfangungen/ Unterfahrun-
gen, Senkungen eines Grundstückes, Erschütterungen infolge von 
Rammarbeiten oder Erdrutschungen handelt, wird sich der Versi-
cherer nicht auf den Ausschluss des § 4 I 8 AHB berufen.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung;

b) des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Absatz 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel
bestand;

c) der Insolvenz- und Zwangsverwalter in dieser Eigenschaft
(§ 7 AHB).

2. Mitversichert sind die Gesellschaften, die Gesellschafter oder die
Familienangehörigen des Versicherungsnehmers ausschließlich in
ihrer Eigenschaft als Eigentümer, sofern der Versicherungsnehmer
seinen Betrieb auf Grundstücken bzw. in Gebäuden oder Räum-
lichkeiten ausübt, die er von diesen gemietet oder gepachtet hat.

Dies gilt nicht, soweit durch eine andere Versicherung für dieses 
Risiko Versicherungsschutz besteht.

Gegenseitige Ansprüche zwischen Versicherungsnehmer und 
Eigentümer der Grundstücke, Gebäude oder Räumlichkeiten blei-
ben vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

2.02 Kraftfahrzeuge einschließlich 
Arbeitsmaschinen und Anhänger 

aus nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen eigenen, 
gemieteten und geliehenen

a) Kraftfahrzeugen, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plät-
zen verkehren, ohne Rücksicht auf eine bauartbedingte Höchstge-
schwindigkeit.

b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter
Höchstgeschwindigkeit;

c) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Staplern mit nicht mehr
als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit;

d) Kraftfahrzeug-Anhängern.

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 1, 2 b) 
und § 2, 3 c) AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

2.03 Anschlussgleise 

aus dem Anschlussgleisbetrieb sowie aus Gestattungsverträgen 
mit der Deutschen Bahn AG und sonstigen Bahnbetrieben (siehe 
Ziffer 3.03).

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die Haft-
pflicht wegen Wagenbeschädigungen. Der Versicherungsschutz für 
Be- und Entladeschäden richtet sich nach Ziffer 4.10.

2.04 Teilnahme an Arbeits- oder 
Liefergemeinschaften 

aus der Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften. Versi-
cherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schäden, die sich ab 
dem Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsnehmers in die 
Arbeits-/ Liefergemeinschaft ereignen, wenn dem Versicherungs-
nehmer zum Zeitpunkt des Eintritts in die Arbeits-/ Liefergemein-
schaft die Ursachen dieser Schäden (Mängel/ Baufehler) nicht 
bekannt waren.

Dabei gilt folgende Regelung:

Wenn die Aufgaben der Partner im Innenverhältnis
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1. nach Fachgebieten, Teilleistungen oder Bauabschnitten aufge-
teilt worden sind, besteht Versicherungsschutz für einen Versiche-
rungsfall, der vom Versicherungsnehmer selbst verursacht wurde,
bis zur vollen Höhe der vereinbarten Versicherungssumme,

2. nicht aufgeteilt sind oder wenn nicht ermittelt werden kann, 
welcher Partner den Schaden verursacht hat, so ermäßigt sich im
Rahmen der Versicherungssummen die Ersatzpflicht des Versiche-
rers auf die Quote am Schaden, welche der prozentualen Beteili-
gung des Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht.

Ist eine quotenmäßige Aufteilung nicht vereinbart, so gilt der ver-
hältnismäßige Anteil entsprechend der Anzahl der Partner der 
Arbeits-/ Liefergemeinschaft.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche der 
Partner der Arbeits-/ Liefergemeinschaft untereinander sowie 
Ansprüche der Arbeits-/ Liefergemeinschaft gegen die Partner oder 
umgekehrt wegen solcher Schäden, die ein Partner oder die Ar-
beits-/ Liefergemeinschaft unmittelbar erlitten hat.

Die Ersatzpflicht des Versicherers innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssummen erweitert sich, wenn über das Vermögen 
eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nicht-
zahlung eines Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt 
wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit 
für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch 
erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

Versicherungsschutz in vorstehendem Umfang besteht auch für die 
Arbeits-/ Liefergemeinschaft selbst.

2.05 Tiere

als Halter von Tieren für betriebliche Zwecke.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters in dieser 
Eigenschaft.

2.06 Waffen 

aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen und 
Munition.

Nicht versichert sind der Besitz und Gebrauch von Waffen zu 
Jagdzwecken und zu strafbaren Handlungen.

2.07 Beauftragung fremder Unter-
nehmen 

aus der Beauftragung fremder Unternehmen, auch von Kraftfuhr-
und Wasserfahrzeugunternehmen - insoweit teilweise abweichend 
von Ziffer 5.01, 2. -.

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden Unter-
nehmen und ihres Personals.

2.08 Energieerzeugungsanlagen 

1. aus dem Betrieb von Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von 
erneuerbaren Energien, auch zur Einspeisung von Energie in das
Netz eines öffentlichen Energieversorgers, sofern es sich um 
Fotovoltaikanlagen, Solarthermieanlagen, On-shore Wind-/ Wasse-
renergieanlagen handelt. Kein Versicherungsschutz besteht für die
Errichtung und aus dem Betrieb von Biogasanlagen und Geother-
mieanlagen. Weiterhin besteht Versicherungsschutz aus dem
Betrieb von konventionellen Energieerzeugungsanlagen (z.B.
Blockheizkraftwerke) zur überwiegenden Eigennutzung auf dem

versicherten Betriebsgrundstück, sofern für die Anlagen keine 
förmliche Genehmigungspflicht nach Bundesimmissionsschutzge-
setz, keine Genehmigungspflicht nach dem Wasserhaushaltsge-
setz oder dem Bundesberggesetz notwendig ist.

Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Tarifkunden (End-
verbraucher) und Sondervertragskunden sowie der Betrieb von 
Strom-, Gas-, Wasser- oder Wärmeversorgungsnetzen, ausge-
nommen solche Leitungen bis zu den Abnahme-/ Einspeisestatio-
nen der Energieversorgungsunternehmen.

2. Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche Dritter
wegen

a) Personen- und Sachschäden aus Versorgungsstörungen;

b) Vermögensschäden im Sinne von § 1, 1 AHB - insoweit abwei-
chend von

§ 4 II 6a) AHB - aus Versorgungsstörungen.

Die Ersatzleistung für Vermögensschäden beträgt

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 1.000,--.

zu 2 a) und b) gilt:

Dieser Versicherungsschutz besteht ausschließlich in dem Umfang 
und in der Höhe, wie dies in den gesetzlichen Haftungsbegrenzun-
gen zur Strom-, Gas-, Wasser- oder Fernwärmeversorgung gere-
gelt ist, insbesondere nach § 18 Niederspannungsanschlussver-
ordnung (NAV), § 18 Niederdruckanschlussverordnung (NDAV), 
§ 6 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser (AVB Wasser) oder § 6 Verordnung über Allgemeine
Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (FernwärmeV).
Dies gilt auch, wenn im Einzelfall diese gesetzlichen Haftungsbe-
grenzungen keine Anwendung finden.

3. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

- als Haus- und Grundbesitzer sowie

- als Bauherr der versicherten Anlagen, sofern die Planung, Bau-
leitung und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind.

2.09 Gewerbliche Arbeitnehmer-
überlassung 

Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus dem gewerblichen Überlassen von Arbeitneh-
mern an Dritte zur Arbeitsleistung (§§ 1 und 2 AÜG). Wird die 
Erlaubnis zurückgenommen (§ 4 AÜG) oder widerrufen (§ 5 AÜG), 
erlischt der Versicherungsschutz automatisch zum Zeitpunkt der 
Wirksamkeit der Rücknahme bzw. des Widerrufes.

Mitversichert sind im Rahmen und Umfang des Vertrages Ansprü-
che Dritter wegen Personen- und/ oder Sachschäden, die gegen 
den Versicherungsnehmer oder sein Stammpersonal wegen eines 
etwaigen Auswahlverschuldens geltend gemacht werden.

Mitversichert ist auch die persönliche gesetzliche Haftpflicht der 
vom Versicherungsnehmer überlassenen Arbeitskräfte für Schä-
den, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtung für das 
Einsatzunternehmen bei Dritten verursachen.

http://WWW.RUV.DE


Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 7 von 18

Soweit Versicherungsschutz aufgrund einer Betriebshaftpflichtver-
sicherung des Einsatzunternehmers für den verursachten Schaden 
besteht, geht dieser vor.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben jedoch Ansprü-
che aus

- Schäden die bei dem Einsatzunternehmen selbst entstehen;

- Schäden an Sachen, die von dem überlassenen Arbeitnehmer
hergestellt oder geliefert wurden einschließlich aller sich daraus
ergebenden Vermögensschäden;

- Schäden an (Bau-) Objekten, insbesondere Gebäude, sonstige 
Bauwerke, Anlagen, Maschinen oder Teilen von diesen, die von 
durch den Versicherungsnehmer vermittelte Arbeitnehmer geplant
oder konstruiert worden sind oder für die sie die Bauleitung ausü-
ben. Mängeln stehen den Schäden gleich;

- Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und/ oder
Berufskrankheiten im Betrieb des Einsatzunternehmens gemäß 
dem Sozialgesetzbuch (SGB) VII handelt.

2.10 Telearbeitsplätze (Home-
Offices)

aus der Einrichtung von Telearbeitsplätzen (Home-Offices) für 
Betriebsangehörige.

Mitversichert sind insoweit Haftpflichtansprüche aus Schäden, 
welche Dritten oder Mitarbeitern des Versicherungsnehmers in 
Verbindung mit dem Homeoffice entstehen.

Bei Schadenersatzansprüchen wegen Personen- und/ oder Sach-
schäden durch von dem Versicherungsnehmer zur Verfügung 
gestellte Einrichtungsgegenstände oder Gerätschaften tritt der 
Versicherer in Vorleistung.

2.11 Weitere Betriebsrisiken

aus

1. Sicherheitseinrichtungen (z. B. Werksfeuerwehr, auch bei Hilfe-
leistungen und Übungen außerhalb der Betriebsgrundstücke)
sowie aus Sozial- und Sanitätseinrichtungen für Betriebsangehö-
rige mit gelegentlicher Benutzung durch Betriebsfremde;

2. Betriebssportgemeinschaften und Betriebsveranstaltungen.
Mitversichert ist insoweit auch die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebssportgemeinschaft sowie der Betriebsangehöri-
gen aus der Betätigung in oder der Teilnahme an diesen, soweit 
nicht das private Haftpflichtrisiko betroffen ist.

3. VERTRAGLICHE HAFT-
PFLICHT

3.01 Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen

Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem Anspruch-
steller die Allgemeinen Geschäftsbedingungen rechtswirksam 
vereinbart sind, wird sich der Versicherer auf den Haftungsaus-
schluss für weitergehende Schäden nicht berufen, wenn der Versi-
cherungsnehmer das ausdrücklich wünscht und er nach gesetzli-
chen Bestimmungen zur Haftung verpflichtet ist.

3.02 Schiedsgerichtsvereinbarun-
gen 

Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt eines 
Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht, 
wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestanforderungen ent-
spricht:

1. Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schiedsrich-
tern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Befähigung zum
Richteramt haben. Haben die Parteien ihren Firmensitz in ver-
schiedenen Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehören.

2. Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und
nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im Falle
eines Vergleichs, sofern dem Versicherer die Mitwirkung am Ver-
fahren ermöglicht wurde). Das anzuwendende materielle Recht 
muss bei Abschluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt 
sein.

3. Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet.
In seiner Begründung sind die die Entscheidung tragenden
Rechtsnormen anzugeben.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzuzeigen 
und dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren 
entsprechend der Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des 
ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Aus-
wahl des vom Versicherungsnehmer zu benennenden Schieds-
richters ist dem Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzu-
räumen.

3.03 Vertraglich übernommene ge-
setzliche Haftpflicht 

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 1 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht, die der Versicherungsnehmer aufgrund von Verträgen 
genormten Inhalts

1. mit Behörden oder Körperschaften öffentlichen Rechts, soweit
es sich um Ansprüche privatrechtlichen Inhalts handelt. Dies gilt
auch für solche privaten Unternehmen, die nach ihrer Tätigkeit den 
genannten Körperschaften gleichzusetzen sind (z.B. Deutsche
Bahn AG),

2. aufgrund von sog. Gestattungs- und Einstellungsverträgen,

3. als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer übernommen 
hat.

Ausgeschlossen bleiben

- Schäden an gemieteten, geleasten und gepachteten Grundstü-
cken und Gebäuden (siehe aber Ziffer 4.18) und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden,

- individuelle Haftungsvereinbarungen.

3.04 Regressverzicht 

Verzichtet der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles auf Rückgriffsansprüche gegen Dritte (einschließlich 
ggf. mitversicherte Unternehmen), so beeinträchtigt dies den Versi-
cherungsschutz nicht, soweit weder der Dritte, noch eine Person, 
deren Verhalten sich der Versicherungsnehmer zurechnen lassen 
muss, vorsätzlich gehandelt hat.

http://WWW.RUV.DE


Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 8 von 18

3.05 Verlängerung der Verjährungs-
frist 

Vereinbart der Versicherungsnehmer mit seinen Vertragspartnern 
die Verlängerung der gesetzlichen Verjährungsfrist für Gewähr-
leistungsansprüche bis zu höchstens fünf Jahren, gerechnet ab 
Ausführung der Leistungen oder ab Abschluss der Arbeiten, wird 
sich der Versicherer insoweit nicht auf § 4 I 1 AHB berufen.

3.06 Kaufmännische Prüf- und Rü-
gepflicht

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 1 AHB - die Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers wegen Personen-, Sach- und daraus 
entstandener weiterer Schäden, soweit der Versicherungsnehmer 
gegenüber seinen Abnehmern vertraglich auf die Untersuchungs-
und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art. 38, 39 UN-Kaufrecht oder 
vergleichbarer Bestimmungen verzichtet.

Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsnehmer 
mit seinen Abnehmern vereinbart,

- dass eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung auf
offensichtliche Mängel, Transportschäden und Identität der Ware 
beim Abnehmer durchgeführt wird und

- erkannte Mängel unverzüglich beim Versicherungsnehmer gerügt
werden müssen

sowie unter der Voraussetzung, dass ein Qualitätssicherungsma-
nagement mit branchenüblichem Standard (z. B. ISO 9000 ff., A-
Lieferant gemäß den VDA im Kfz-Zuliefererbereich) beim Versiche-
rungsnehmer eingeführt und eine Ausgangskontrolle geregelt ist. 

3.07 Haftungsfreistellungen 

Der Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang dieses Vertra-
ges erstreckt sich auch auf gegen den Versicherungsnehmer 
gerichtete gesetzliche Schadensersatzansprüche, die sich aus 
einer vom Versicherungsnehmer zu Gunsten seiner Abnehmer 
ausgesprochenen Freistellungserklärung ergibt.

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die Ansprü-
che aus der Herstellung und/ oder Lieferung der Produkte bzw. aus 
erbrachten Arbeiten oder sonstigen Leistungen des Versiche-
rungsnehmers resultieren und auf einen Fehler zurückzuführen 
sind, der nachweislich bereits zum dem Zeitpunkt vorhanden war, 
als das Produkt den Herrschaftsbereich des Versicherungsneh-
mers verlassen hat bzw. als der Versicherungsnehmer seine Ar-
beiten und/ oder Leistungen abgeschlossen hat.

Liegt seitens des durch die Freistellungserklärung begünstigten 
Vertragspartners ein Mitverschulden oder eine Mitverursachung 
vor, so besteht für die Freistellungserklärung nur in dem Umfang
Versicherungsschutz, der dem Verschuldens-/ Verursachungsanteil 
des Versicherungsnehmers entspricht, auch wenn in der Vereinba-
rung mit dem Vertragspartner etwas anderes bestimmt ist.

4. ERWEITERUNGEN DES 
VERSICHERUNGSSCHUTZES 
GEGENÜBER DEN AHB

4.01 Vorsorgeversicherung/ Verse-
hensklausel

1. Für Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss 
der Versicherung neu entstehen, besteht im Rahmen des Vertra-
ges Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz beginnt sofort
mit dem Entstehen des neuen Risikos, ohne dass es einer beson-
deren Anzeige bedarf. Die einschränkenden Bestimmungen des
§ 2, 2 AHB finden keine Anwendung. Es gelten - abweichend von 
§ 2, 2 AHB - die jeweils vereinbarten Versicherungssummen und 
Ersatzleistungen. Die Bestimmungen gemäß Ziffer. 1.02 bleiben
unberührt.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch - abweichend von 
§ 2, 1 Satz 3 AHB - auf versehentlich nicht gemeldete, nach Beginn
der Versicherung entstandene Risiken, die im Rahmen des versi-
cherten Betriebes liegen und weder nach den Allgemeinen noch 
den Besonderen Bedingungen dieses Vertrages von der Versiche-
rung ausgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, sobald er sich des Versäumnisses bewusst geworden ist,
unverzüglich die entsprechende Anzeige zu erstatten und den 
danach zu vereinbarenden Beitrag vom Gefahreneintritt an zu
entrichten.

Eine versehentlich verspätete Abgabe der Schadenmeldung be-
einträchtigt den Versicherungsschutz nicht.

Die Bestimmungen gemäß Ziffer 4.01, Absatz 1 und 2 gelten nicht 
für Haftpflichtansprüche in den USA/ US-Territorien und Kanada 
eingetretene Versicherungsfälle und vor Gerichten in den USA/ 
US-Territorien und Kanada geltend gemachten Schadensersatz-
forderungen sowie Ansprüche die nach dortigem Recht geltend 
gemacht werden.

Auf die besonderen Bestimmungen zum Umwelthaftpflichtrisiko 
wird hingewiesen. Diese Bestimmungen finden ebenfalls keine 
Anwendung auf das Umweltschadensrisiko.

4.02 Ansprüche mitversicherter na-
türlicher Personen untereinander 

Eingeschlossen sind - in teilweiser Abänderung des § 7, 2 AHB in 
Verbindung mit § 4 II 2 AHB - auch Haftpflichtansprüche mitversi-
cherter natürlicher Personen untereinander, und zwar wegen

1. Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle in
dem Unternehmen handelt, in dem die schadenverursachende
Person angestellt ist,

2. Sachschäden, sofern diese mehr als EUR 50,-- je Versiche-
rungsfall betragen,

3. Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutzgeset-
zen (siehe Ziffer 4.20, soweit es sich nicht um Haftpflichtansprüche
wegen Handlungen/ Unterlassungen rein privater Natur handelt (
Privathaftpflichtversicherung).
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4.03 Ansprüche der gesetzlichen 
Vertreter des Versicherungsneh-
mers 

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 II 2 AHB – Haftpflicht-
ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers 
und ihrer Angehörigen, wenn der Schaden durch einen Umstand 
verursacht wird, für den der betreffende gesetzliche Vertreter nicht 
persönlich verantwortlich ist.

4.04 Gegenseitige Ansprüche der 
versicherten Unternehmen unterei-
nander

Soweit im Rahmen dieses Vertrages "Weitere Versicherungsneh-
mer" mitversichert sind (siehe Wagnisbeschreibung), umfasst der 
Versicherungsschutz - abweichend von § 4 II 2 AHB - auch gesetz-
liche Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmer und der 
weiteren Versicherungsnehmer untereinander.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen

- Mietsachschäden gemäß Ziffer 4.18,

- Schäden an Grund und Boden.

4.05 Auslandsschäden 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 3 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers nach jeweils geltendem 
Recht wegen im Ausland vorkommender Versicherungsfälle, mit 
Ausnahme von Schäden

a) rechtlich unselbständiger Betriebsstätten des Versicherungs-
nehmers in USA/ US-Territorien oder Kanada;

b) rechtlich selbständiger Tochterunternehmen und Niederlassun-
gen des Versicherungsnehmers im Ausland, soweit es sich hierbei
nicht um nach Vertragsbeginn neu gegründete oder hinzukom-
mende Tochterunternehmen und Niederlassungen innerhalb der
Europäischen Union gemäß Ziffer 1.02 handelt;

c) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer nach USA/ 
US-Territorien oder Kanada geliefert hat oder dorthin hat liefern
lassen (direkter Export);

d) durch Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten oder 
sonstige Leistungen in USA/ US-Territorien oder Kanada, es sei 
denn, es wurde zu a) - d) ausdrücklich eine andere Vereinbarung
getroffen (siehe Wagnisbeschreibung).

2. Bei Personenschäden aus Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten,

a ) die unter den Anwendungsbereich des SGB VII fallen, richtet 
sich der Versicherungsschutz nach den Bestimmungen gemäß 
Ziffer 1.04, 2 dieses Vertrages,

b) die nicht unter den Anwendungsbereich des SGB VII fallen,
gelten folgende Bestimmungen:

Nicht versichert sind Ansprüche von im Ausland beschäftigten 
Mitarbeitern wegen Personenschäden aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten.

Versichert sind im Rahmen dieses Vertrages jedoch gesetzliche 
Regressansprüche der ausländischen Sozialversicherungsträger 
(oder Träger einer sonstigen speziellen Versicherungsform für 
Arbeitsunfälle) wegen Personenschäden aus Arbeitsunfällen, 

sofern die Mitversicherung von solchen Regressansprüchen im 
Rahmen von Betriebshaftpflichtversicherungen im jeweiligen Land 
üblich ist und sich die Regressansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer oder den Personenkreis gemäß Ziffer 1.04, 1 richten.

Nicht versichert bleiben Regressansprüche französischer Sozial-
versicherungsträger im Zusammenhang mit Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten wegen fautes inexcusables.

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn Regressansprüche im 
jeweiligen Land im Rahmen von Spezialdeckungen, wie z.B. 
Employers-Liability-Deckungen, versichert werden können.

3. Ausgeschlossen sind Ansprüche

a) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive
oder exemplary damages;

b) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang
stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

4. Bei Versicherungsfällen in USA/ US-Territorien oder Kanada
oder bei vor Gerichten in den USA/ US-Territorien oder Kanada
geltend gemachten Ansprüchen gelten zusätzlich folgende Best-
immungen:

a) Kein Versicherungsschutz besteht für

- Schäden durch Erzeugnisse oder Arbeiten, die vor Einschluss
des USA-/ US-Territorien- oder Kanada-Risikos dorthin geliefert
bzw. dort ausgeführt wurden, es sei denn, dieses wurde zuvor 
besonders vereinbart;

- Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilzbefall in
oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließlich deren 
Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen, die im Zusammen-
hang mit derartigen Schäden geltend gemacht werden.

Unter dem Begriff 'Schimmelpilz' ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen;

- Personenschäden im Zusammenhang mit der Herstellung, Verar-
beitung und/ oder dem Vertrieb von Latex (Naturlatex/ Naturgum-
milatex).

b) Als Ersatzleistungen stehen die vertraglich vereinbarten Versi-
cherungssummen, maximal jedoch

EUR 10.000.000,-- bei Personenschäden

je Versicherungsfall zur Verfügung. Sofern im Versicherungsschein 
eine Begrenzung für die einzelne Person vereinbart ist, gilt diese 
auch für derartige Schäden.

Die vorgenannte Ersatzleistung steht zweifach für alle Schäden 
eines Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme für Personenschäden zur Verfügung.

c) Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-,
Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von
§ 3 III 4 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.

d) Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Perso-
nenschaden einschließlich daraus resultierender Kosten:

EUR 10.000,--.
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5. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

6. Auf die besonderen Bestimmungen zum Umweltrisiko wird
hingewiesen.

4.06 Allmählichkeits- und Abwäs-
serschäden, Schwammbildung

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 AHB –Haftpflichtan-
sprüche aus Sachschaden und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, welche entstehen

1. durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen,
Dämpfen oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, 
Staub u. dgl.),

2. durch Abwässer,

3. ferner durch Schwammbildung,

soweit es sich nicht um Schäden im Sinne des § 4 I 8 AHB handelt.

4.07 Schäden durch Unterfangun-
gen/ Unterfahrungen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch 
Unterfangungen/ Unterfahrungen.

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5, § 4 I 6 b) und § 4 I 8 
AHB - Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden an den zu unter-
fangenden und unterfahrenden Grundstücken, Gebäuden, Gebäu-
deteilen oder Anlagen und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung.

4.08 Schäden durch Senkungen, 
Erschütterungen, Erdrutschungen 

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 und § 4 I 8 AHB -
Haftpflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass durch

1. Senkungen eines Grundstückes (auch eines darauf errichteten
Werkes oder eines Teiles eines solchen),

2. Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder

3. Erdrutschungen

Sachschäden an einem Grundstück und/ oder darauf befindlichen 
Gebäuden oder Anlagen entstehen, auch soweit es sich um das 
Baugrundstück selbst handelt, und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung.

4.09 Bearbeitungsschäden, Lohn-
arbeit, Obhutsschäden 

1. Bearbeitungsschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden an fremden Sachen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn die Schäden

- durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese 
Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen oder beruflichen
Tätigkeit benutzt hat;

- durch eine betrieblichen oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Bearbeitungs-
schäden an Sachen, die dem Versicherungsnehmer von seinen 
Auftraggebern zur Montage oder zum Einbau zur Verfügung ge-
stellt wurden.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall.

Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 250,--.

2. Lohnarbeit/ Obhutsschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a), § 4 I 6 b), 
§ 4 I 8 AHB sowie teilweise abweichend von § 4 I 6 Absatz 3 AHB
und § 4 II 5 AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an
Sachen Dritter, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe-
oder -verarbeitung befinden, befunden haben oder die von ihm zu
sonstigen Zwecken (zum Beispiel Reparatur, Wartung, Pflege) 
übernommen wurden.

Der Versicherungsschutz bezieht sich insoweit - in Ergänzung von 
§ 1, 3 AHB - auch auf das Abhandenkommen dieser Sachen.

Ersetzt wird ausschließlich der Wert der übernommenen Sachen 
zum Zeitpunkt der Anlieferung abzüglich ihres Restwertes, höchs-
tens jedoch bis zur Höhe der nachstehend genannten Ersatzleis-
tung.

Nicht versichert sind Ansprüche

a) auf Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung,
auf Schadensersatz statt der Leistung;

b) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung
durchführen zu können;
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c) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes 
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschul-
deten Erfolges;

d) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;

e) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der
Leistung;

f) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleis-
tungen.

Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt;

g) wegen weiterer Folgeschäden (z.B. Betriebsunterbrechung, 
Produktionsausfall oder entgangener Gewinn).

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 2.500,--.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung.

3. Für die nachfolgenden Schäden richtet sich der Versicherungs-
schutz ausschließlich nach den dort jeweils aufgeführten Ziffern:

- Be- und Entladeschäden nach Ziffer 4.10;

- Leitungsschäden nach Ziffer 4.11;

- Datenlöschkosten nach Ziffer 4.12.

4.10 Be- und Entladeschäden 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Land- und Was-
serfahrzeugen sowie Containern durch/ oder beim Be- und Entla-
den und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

2. Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf
Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwe-
cke des Be- und Entladens.

Ist der Container selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen 
(Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen), steht er dem Ladegut 
gleich.

3. Für Schäden am Ladegut besteht insoweit Versicherungsschutz,
als

- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Ladung zum Zweck 
der Bearbeitung, Reparatur, Wartung, Reinigung, Pflege oder
Prüfung durch den Versicherungsnehmer be- oder entladen wird;

- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw.
von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten
gelieferte Sachen handelt oder

- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw.
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernom-
men wurde.

4. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den:

EUR 250,--.

4.11 Leitungsschäden 

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Leitun-
gen aller Art und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Abweichend von § 4 I 6 b) AHB schließt der Versicherungsschutz 
auch die Haftpflicht wegen Bearbeitungsschäden an solchen Lei-
tungen ein.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

4.12 Datenlöschkosten 

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6b) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden Dritter 
durch Datenlöschung, -beschädigung, Beeinträchtigung der Daten-
ordnung oder sonstige Nichtverfügbarkeit von Daten und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, soweit hierfür nicht be-
reits Versicherungsschutz nach Ziffer 4.22 (Schäden aus der 
Nutzung von Internet-Technologien) besteht.

Derartige Schäden werden wie Sachschäden behandelt.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Absatz 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Sachen oder geleisteten Arbeiten) bleiben beste-
hen.

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 250,--.

4.13 Strahlenschäden 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 7 und § 4 I 8 AHB -
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus

a) dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen;

b) Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-
strahlern.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkungen erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung.

2. Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, 
Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energie-
reichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass dies für den
Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich der Versicherer 
nicht auf § 4 I 7 AHB berufen.

http://WWW.RUV.DE


Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 12 von 18

Dies gilt nicht für Schäden, die

a) durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von einer 
solchen Anlage ausgehen;

b) durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 
damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.

3. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

a) wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Ge-
nom), die ab der zweiten Generation eintreten;

b) wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig für
wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftli-
chem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit
ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen 
oder Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen
haben;

c) gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen
oder Anordnungen verursacht hat.

4.14 Aktive Werklohn- und Kauf-
preisklage 

1. Der Versicherer trägt - insoweit ergänzend zu § 3 III AHB - die
gebührenordnungsgemäßen Kosten für die gerichtliche Durchset-
zung von Werklohn- oder Kaufpreisforderungen des Versiche-
rungsnehmers gegen seinen Auftraggeber, soweit

a) der Auftraggeber des Versicherungsnehmers aufgrund eines
behaupteten Haftpflichtanspruchs, der unter den Versicherungs-
schutz dieses Vertrages fallen würde (deliktischer Schadenersatz-
anspruch), die Aufrechnung mit Schadenersatzansprüchen erklärt
hat und

b) die Werklohn- oder Kaufpreisforderung an sich in voller Höhe 
unstrittig ist. Als Nachweis, dass die Werklohn- oder Kaufpreisfor-
derung unstrittig ist, hat der Versicherungsnehmer ein schriftliches
Abnahmeprotokoll des Werks bzw. die Empfangsbestätigung der 
Lieferung einzureichen, von welchem der Werklohn oder der Kauf-
preis einbehalten wurde.

Dies gilt nicht, wenn und soweit der Auftraggeber Vertragserfül-
lungs- oder Gewährleistungsansprüche geltend macht.

2. Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn durch ein
Urteil festgestellt wird, dass die Werklohn- oder Kaufpreisforderung
ganz oder teilweise aus anderen als unter Ziffer 4.14, 1a) genann-
ten Gründen unbegründet ist.

Hinsichtlich der Prozessführung gilt § 5, 4 AHB entsprechend.

3. Der Versicherer trägt die Kosten in dem Verhältnis, in dem der 
ausgeurteilte Schadenersatzanspruch zur geltend gemachten 
Werklohn- oder Kaufpreisforderung steht.

Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der Versicherer 
die Kosten anteilig in Höhe der Vergleichsquote, sofern der Versi-
cherer seine Zustimmung zu dem Vergleich erklärt hat. Wird ein 
Vergleich ohne Zustimmung des Versicherers geschlossen, entfällt 
der Versicherungsschutz rückwirkend.

4.15 Strafrechtsschutz 

Ergänzend zu § 3 III 1, 3 AHB gilt:

1. In einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das einen 
unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur 

Folge haben kann, übernimmt der Versicherer die Gerichtskosten 
sowie die gebührenordnungsmäßigen - gegebenenfalls auch die 
mit ihm besonders vereinbarten höheren - Kosten der Rechtsver-
teidigung.

2. Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers ist, dass
der Versicherungsnehmer spätestens nach Kenntnis von der Ein-
leitung des Verfahrens (Zustellung) seinerseits den Versicherer 
unverzüglich hiervon unterrichtet.

3. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Geldbußen 
(auch Ordnungsgelder, Zwangsgelder, Geldstrafen, Geldsanktio-
nen und dgl.), Strafen und Strafvollstreckungskosten.

4.16 Auslösen von Fehlalarm 

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 II 6 a) AHB - Vermö-
gensschäden durch versehentlich ausgelösten Alarm für die daraus 
entstehenden unmittelbaren Kosten (z.B. Einsatzkosten für Ret-
tungs-/ Wach- und sonstige Dienste). Sofern es sich hierbei um 
öffentlich-rechtliche Ansprüche handelt, besteht hierfür - insoweit 
abweichend von § 1, 1 AHB - ebenfalls Versicherungsschutz.

Die Ersatzleistung beträgt

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 250,--.

4.17 Belegschafts- und Besucher-
habe 

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1, 3 und abweichend von 
§ 4 I 6 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von Sachen, einschließlich Kraftfahrzeugen und Fahrrä-
dern mit Zubehör, der Betriebsangehörigen und Besucher und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Ausgenommen hiervon sind Geld sowie bargeldlose Zahlungsmit-
tel, Wertpapiere (einschl. Sparbücher), Scheckhefte, Urkunden,
Schmuck und andere Wertsachen.

4.18 Mietsachschäden 

1.Mietsachschäden an Gebäuden/ Räumen

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und § 4 I 8 AHB -
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden an gemieteten, geleasten oder gepachteten Gebäuden 
und/ oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtungen, Produktionsan-
lagen, Grundstücken u. dgl.) und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden.

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schäden 
an geleasten Gebäuden und/ oder Räumen, soweit diese Schäden 
durch eine sonstige Versicherung des Versicherungsnehmers oder 
zu seinen Gunsten abgeschlossene Versicherung gedeckt sind.

2. Mietsachschäden an bewegliche Sachen

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und b) sowie 
§ 4 I 8 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Schäden an gemieteten, geleasten, gepachteten oder
geliehenen beweglichen Sachen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Der Versicherungsschutz bezieht sich inso-
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weit - in Ergänzung von § 1, 3 AHB - auch auf das Abhandenkom-
men dieser Sachen.

Kein Versicherungsschutz besteht, soweit diese Schäden durch 
eine sonstige Versicherung des Versicherungsnehmers oder zu 
seinen Gunsten abgeschlossene Versicherung gedeckt sind oder 
im Rahmen einer vereinbarten Selbstbeteiligung liegen.

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 1.000,--.

3. Ausgeschlossen sind

a) Haftpflichtansprüche wegen

- Abnutzung, Verschleiß sowie übermäßiger Beanspruchung,

- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-
reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,

- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

b) Ansprüche

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers,

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 
solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat,

- von Angehörigen (siehe § 4 II 2 AHB) der vorgenannten Perso-
nen, wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben,

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder 
unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen;

4. Für Obhutsschäden richtet sich der Versicherungsschutz aus-
schließlich nach Ziffer 4.09, 2.

5. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung.

4.19 Schlüsselrisiko 

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1, 3 AHB und abweichend 
von § 4 I 6 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von fremden Schlüsseln bzw. Code-Karten (auch Gene-
ral-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich 
rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben.

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswech-
selung von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorüberge-
hende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) bzw. auf die Kosten 
für die Neuprogrammierung der Code-Karten und einen Objekt-
schutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem 
der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.

Nicht versichert ist/ sind

1. die Haftung aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln
sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen;

2. Ansprüche wegen Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B.
wegen Einbruchs);

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 250,--.

4.20 Verletzung von Datenschutz-
gesetzen 

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 II 6 h) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden aus der Verletzung von 
Datenschutzgesetzen durch Verwendung personenbezogener 
Daten.

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

4.21 Rechtsberatung/ Rechts-
dienstleistung 

Mitversichert ist die erlaubte außergerichtliche Rechtsberatung/ 
Rechtsdienstleistung gemäß § 5 Rechtsdienstleistungsgesetz 
(RDG), sofern sie als Nebenleistung zum Berufs- oder Tätigkeits-
bild des Versicherungsnehmers gehört.

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

4.22 Schäden aus der Nutzung von 
Internet-Technologien 

1. Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von § 4 I 6 b), § 4 I 8,
§ 4 I 10 und

§ 4 I 11 AHB sowie § 4 II 6 a), e) und h) AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus dem 
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer
Daten seitens des Versicherungsnehmers (z.B. im Internet, per E-
Mail oder mittels Datenträger), soweit es sich handelt um Schäden 
aus

a) der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch 
Computer-Viren und/ oder andere Schadprogramme;

b) der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten 
und zwar wegen
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- sich hieraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht
jedoch weiterer Datenveränderungen außerhalb des Systems des 
Adressaten, sowie

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw.
Erfassung/ korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten;

c) der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch.

Zu a) - c):

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschen-
den, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/ oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand 
der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch durch 
Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt § 6
AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten);

2. Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn
diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder

- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektro-
nischer Daten mit gleichen Mängeln

beruhen.

§ 3 III 2 Absatz 1 Satz 3 AHB wird gestrichen.

3. Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen:

a) IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, - Schulung;

b) Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -
pflege;

c) Bereithalten fremder Inhalte zum Abruf, z.B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing;

d) Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;

e) Betrieb von Telekommunikationsnetzen;

f) Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;

g) Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss einer
Vermögensschadenhaftpflichtversicherung (z.B. nach dem Signa-
turgesetz (SigG)/ Signaturverordnung (SigV), De-Mail-Gesetz)
besteht.

4. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Ansprüche

a) die im Zusammenhang stehen mit

- massenhaft versandten, von den Empfängern ungewollten, elekt-
ronisch übertragenen Informationen, soweit es sich nicht um Com-
puter-Viren und/ oder andere Schadprogramme im Sinne von 
Ziff. 4.22, 1 a) handelt (z. B. Spamming),

- Dateien (z. B. Cookies, WebBugs), die der widerrechtlichen
Erhebung von Informationen über Internet-Nutzer dienen;

b) wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheit-
lich verbunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung stehen,
geltend gemacht werden;

c) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, 
soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen
Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben;

d) auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exemplary 
damages);

e) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang
stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

5. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden),
maximal jedoch

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall.

Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

4.23 Persönlichkeits- und Namens-
rechtsverletzung 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 10 und § 4 I 11 AHB -
die gesetzliche Haftpflicht aus der Verletzung von Persönlichkeits-
und Namensrechten. Insoweit besteht auch Versicherungsschutz 
für immaterielle Schäden.

2. In Erweiterung von § 1, 1 AHB ersetzt der Versicherer

- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der 
Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungs-
nehmer begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche auf Unter-
lassung oder Widerruf handelt;

- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Wider-
rufsklage gegen den Versicherungsnehmer.

3. Versicherungsschutz besteht - abweichend von § 4 I 3 AHB -
auch für Versicherungsfälle im Ausland.

Teilweise abweichend von Ziffer 4.05 gilt dies jedoch nur, soweit 
die versicherten Haftpflichtansprüche in Staaten der Europäischen 
Union und nach dem Recht dieser Staaten geltend gemacht wer-
den.

4. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden),
maximal jedoch

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall.

Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

4.24 Gebrauch fremder Fahrzeuge 

1. Eingeschlossen sind - teilweise abweichend von Ziffer 5.01, 2. -
gesetzliche Haftpflichtansprüche aus dem Gebrauch von zulas-
sungspflichtigen Kraftfahrzeugen - ausgenommen Kraftfahrzeuge
mit mehr als 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht - und Anhängern, 
wenn sie gegen
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- den Versicherungsnehmer gerichtet sind und das Fahrzeug nicht
auf den Versicherungsnehmer zugelassen ist und auch nicht Ei-
gentum des Versicherungsnehmers ist oder von ihm geleast
wurde;

- mitversicherte Personen gerichtet sind und das Fahrzeug, weder
auf den Versicherungsnehmer, noch auf die in Anspruch genom-
mene Person zugelassen ist und auch nicht im Eigentum des
Versicherungsnehmers oder dieser mitversicherten Person ist oder
von ihnen geleast wurde.

2. Versicherungsschutz besteht nur insoweit, als

- die Versicherungssumme der Kraftfahrthaftpflichtversicherung
nicht ausreicht oder

- der Versicherungsnehmer/ die Mitversicherten durch eine beste-
hende Kraftfahrthaftpflichtversicherung nicht geschützt werden
oder

- der Kraftfahrthaftpflichtversicherer Regress nimmt (ausgenom-
men vom Versicherungsschutz bleiben jedoch Regressansprüche 
wegen Leistungsfreiheit und/ oder Leistungskürzung des Kraft-
fahrthaftpflichtversicherers als Folge einer Pflichtverletzung) oder

- keine Kraftfahrthaftpflichtversicherung besteht, obwohl der in
Anspruch genommene Versicherungsnehmer oder Mitversicherte
ohne Verschulden das Bestehen einer Kraftfahrhaftpflichtversiche-
rung annehmen durfte oder

- der Fahrer oder Halter des Fahrzeuges einen gesetzlichen Frei-
stellungsanspruch gegen den Versicherungsnehmer hat.

3. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Schäden an 
den Fahrzeugen, deren Gebrauch durch den Versicherungsnehmer
oder die mitversicherte Person die vorerwähnten Haftpflichtansprü-
che ausgelöst hat.

4. Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

5. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für Personen- und sonstige Schäden (Sach- und Vermö-
gensschäden), maximal jedoch

EUR 7.500.000,-- je Versicherungsfall

und für alle Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der 
vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden). 

4.25 Personen- oder Sachschäden 
wegen Sachmängeln infolge Feh-
lens von vereinbarten Eigenschaf-
ten 

Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von § 4 I 1 und § 4 I 6 
Absatz 3 AHB - auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzan-
sprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach-
und daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer 
über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und 

Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass 
diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche aus 
Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher Haftungserweite-
rungen, soweit es sich nicht um im Sinne von Absatz 1 versicherte 
Vereinbarungen bestimmter Eigenschaften von Erzeugnissen, 
Arbeiten und Leistungen bei Gefahrübergang handelt, für die der 
Versicherungsnehmer verschuldensunabhängig im gesetzlichen 
Umfang einzustehen hat.

4.26 Mangelnebenkosten 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus Schäden, die als Folge eines mangelhaften Werkes 
auftreten. Erfasst sind insoweit auch die Kosten, die erforderlich 
sind, um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schaden-
beseitigung zugänglich zu machen und um den vorherigen Zustand 
wiederherzustellen.

Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbesserung 
aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetreten ist. 
Ausgeschlossen sind die Kosten des Versicherungsnehmers für 
die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung selbst.

4.27 Nachbesserungsbegleitschä-
den

1. Eingeschlossen sind gesetzliche Ansprüche Dritter wegen der in
Ziffer 4.27, 2. genannten Vermögensschäden, die als Folge von
Schäden oder Mängeln an den vom Versicherungsnehmer (oder in
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellten 
oder gelieferten Erzeugnissen bzw. erbrachten Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit Nachbesserungsar-
beiten entstehen. Mängel werden im Sinne der AHB wie "Schäden"
behandelt.

2. Versichert sind ausschließlich Ansprüche wegen

a) Kosten für das Suchen und Freilegen von mangelhaften Er-
zeugnissen und Werkleistungen im Freien oder in Gebäuden;

b) Kosten für im Zusammenhang mit dem unter Ziffer 4.27, 2a) 
versicherten Suchen oder Freilegen stehende Transporte und 
Entsorgungsaufwände (siehe aber Ziffer 4.27, 3b) und c));

c) Kosten für das Wiederherstellen des Zustandes der freigelegten 
Stellen, der bestehen würde, wenn die in Ziffer 4.27, 1. genannten
Schäden oder Mängel nicht aufgetreten wären (z. B. Verfüllen,
Vermauern, Verputzen einschließlich Maler-, Tapezier- und Flie-
senlegearbeiten).

3. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben

a) Kosten für die Beseitigung unmittelbarer Schäden und Mängel
an den hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen bzw. erbrach-
ten Arbeiten oder sonstigen Leistungen;

b) Kosten für die Nachlieferung einschließlich Transporte im Zu-
sammenhang mit der Nachlieferung;

c) Kosten für die Entsorgung der mangelhaft hergestellten oder
gelieferten Erzeugnisse;

d) Kosten für die Lagerung und Zwischenlagerung von Erzeugnis-
sen des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit dem Su-
chen oder Freilegen;

4. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall
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und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung.

Für Kosten durch Produktionsausfall und Betriebsunterbrechung ist 
die Ersatzleistung gemäß vorstehendem Absatz auf

EUR 50.000,-- je Versicherungsfall

begrenzt und steht zweifach für alle Schäden eines Versiche-
rungsjahres im Rahmen der vereinbarten Ersatzleistung für Nach-
besserungsbegleitschäden zur Verfügung.

5. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den:

EUR 1.000,--.

4.28 Medienverlust 

Eingeschlossen ist - abweichend von § 1, 3 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Abhandenkommen von Flüssigkeiten oder Gasen 
aufgrund mangelhaft hergestellter oder gelieferter oder gewarteter 
Behälter, Tanks, Rohrleitungen und dgl., soweit es sich nicht um 
Schäden gemäß § 4 I 8 AHB handelt. 

4.29 Energiemehrkosten 

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 1 und § 4 II 6 a) AHB -
die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden aus erhöh-
tem Energie- und Wasserverbrauch und erhöhten Energie- und 
Wasserkosten aufgrund mangelhaft durchgeführter Installationen 
und Zählerprüftätigkeiten.

Ausgeschlossen sind Ansprüche infolge Unwirksamkeit von Ener-
giesparmaßnahmen.

5. RISIKOBEGRENZUNGEN

5.01 Nicht versicherte, aber durch 
besonderen Vertrag versicherbare 
Risiken 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

1. wegen Schäden durch Risiken, die nicht der Betriebsbeschrei-
bung entsprechen. Auf die Regelungen zur Vorsorgeversicherung
in Ziffer 4.01 wird hingewiesen;

2. wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeugan-
hängers (siehe aber Ziffer 2.02, 2.07 und 4.24) oder eines Was-
serfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der im ersten Absatz genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahr-
zeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird;

3. wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten;

4. aus

a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren,

b) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren
Teilen,

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge;

5. wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arz-
neimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arzneimittel,
für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharma-
zeutischer Unternehmer im Sinne des AMG eine Deckungsvor-
sorge zu treffen hat;

6. die im Zusammenhang stehen mit Implantaten - zur Verwendung 
im menschlichen Körper -, die aus Silikon bestehen oder Silikon 
enthalten;

7. wegen Personenschäden durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte, verarbeitete oder in Verkehr gebrachte Produkte, die 
ganz oder teilweise humanbiologisches Material bzw. Auszüge 
desselben enthalten (z.B. Blut, Plasma, Sera, Plasmaproteine,
Immunoglobine, Zellen, Gewebe);

8. wegen Personenschäden, die in unmittelbarem Zusammenhang
stehen mit Tabak und/ oder Tabakprodukten einschließlich Zube-
hör, Bestandteilen, Hilfsstoffen und/ oder Komponenten für Tabak
und/ oder Tabakprodukten; dies gilt auch, soweit es sich um An-
sprüche von Personen handelt, die nicht selbst Tabakwaren kon-
sumiert haben (sog. Passivraucher);

9. wegen Schäden durch elektromagnetische Felder;

10. aus Besitz und/ oder Betrieb von Öl-, Gas- oder Brennstoff-
fernleitungen (sog. Pipelines);

11. wegen Schäden aus

- Besitz und Betrieb von Offshore-Anlagen;

- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau, Montage, 
Demontage, Wartung, Instandhaltung und sonstigen Servicearbei-
ten im Zusammenhang mit Offshore-Anlagen;

- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von Erzeugnissen,
die ersichtlich für Offshore-Anlagen bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer vor der Küste gelegene Risiken 
(z.B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windenergieanlagen). 
Der Offshore-Bereich beginnt an der Uferlinie bei Flut.

12. aus Besitz und/ oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von
Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen und nicht
selbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb;
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13. aus dem Betrieb einer gentechnischen Anlage oder einer Frei-
setzung von gentechnisch veränderten Organismen im Sinne des 
Gentechnikgesetzes (GenTG) wegen Personen- und Sachschäden
infolge von Eigenschaften eines Organismus, die auf gentechni-
schen Arbeiten beruhen;

14. wegen Sach- und/ oder Vermögensschäden durch gentech-
nisch veränderte Erzeugnisse und/ oder Erzeugnisse, die gentech-
nisch veränderte Organismen (GVO) enthalten;

15. aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Spreng-
stoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus 
Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;

16. wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen 
oder Erzeugnisse zurückzuführen sind;

17. wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Silikate, silikat-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse (z.B. Kieselerde, Fasern oder
Stäube);

18. wegen Vermögensschäden aus Pflichtverletzungen, die mit der
Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand,
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer
Leitungs- oder Aufsichtsgremien/ Organe im Zusammenhang
stehen.

5.02 Nicht versicherbare Risiken

Nicht versicherbar sind Haftpflichtansprüche

1. wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben;

2. wegen Schäden an Kommissionsware;

3. aus Sachschäden bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem 
Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks
entspricht;

4. gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen
Stoffen verursachen.

Für den Versicherungsnehmer selbst besteht jedoch Versiche-
rungsschutz, wenn der zum Schaden führende Verstoß von seinen 
Beauftragten ohne Wissen oder gegen den Willen des Versiche-
rungsnehmers und/oder seiner Repräsentanten begangen wurde;

5. wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es
sich um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteile
und Zubehör handelt;

wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureein-
brüche sowie Kohlenstaubexplosionen.

5.03 Inländische Versicherungsfälle 
vor ausländischen Gerichten 

Für Ansprüche, aus inländischen Versicherungsfällen, die vor 
ausländischen Gerichten oder nach ausländischem Recht geltend 
gemacht werden, gilt:

1. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche

a) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive
oder exemplary damages;

b) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit in Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

c) die in USA/ US-Territorien oder Kanada geltend gemacht wer-
den wegen Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmel-
pilzbefall in oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen ein-
schließlich deren Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen im
Zusammenhang mit derartigen Schäden.

Unter dem Begriff 'Schimmelpilz' ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen;

d) wegen Personenschäden, die in USA/ US-Territorien oder Ka-
nada im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung und/ 
oder dem Vertrieb von Latex (Naturlatex/ Naturgummilatex) geltend
gemacht werden.

2. Bei Versicherungsfällen, die vor Gerichten in den USA/ US-
Territorien und Kanada oder nach dem Recht dieser Staaten gel-
tend gemacht werden, gilt:

a) Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-,
Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von
§ 3 III 4 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet;

b) Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Perso-
nenschaden einschließlich daraus resultierender Kosten:

EUR 10.000,--.

3. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist.

6. AKB-ZUSATZDECKUNG
1. Versichert ist auf Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kraftfahrthaftpflichtversicherung zur AKB-Zusatzdeckung die 
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers aus dem Halten und Gebrauch von nicht zugelassenen
Kraftfahrzeugen, Arbeitsmaschinen und Staplern im Inland, die der
Versicherungspflicht unterliegen.

Versicherungsschutz besteht für diese Kraftfahrzeuge, Arbeitsma-
schinen und Stapler, wenn diese

- auf Verkehrsflächen verkehren, die als beschränkt öffentlich bzw. 
faktisch öffentlich anzusehen sind,

- auf öffentlichen Verkehrsflächen, mit einer behördlichen Ausnah-
megenehmigung nach § 47 Fahrzeug-Zulassungsverordnung
(FZV) verwendet werden.

2. Abgrenzung zur Betriebshaftpflichtversicherung

Für die Verwendung auf nicht beschränkt öffentlichen Verkehrsflä-
chen bzw. nicht öffentlichen Wegen und Plätzen besteht kein 
Versicherungsschutz im Umfang dieser Zusatzversicherung, son-
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dern im Rahmen der zugrunde liegenden Betriebshaftpflichtversi-
cherung.

Für Be- und Entladeschäden besteht kein Versicherungsschutz 
über diese Zusatzhaftpflichtversicherung. Versicherungsschutz 
wird insoweit im Rahmen und Umfang der Betriebshaftpflichtversi-
cherung (siehe Ziffer 4.10) geboten.

3. Die Versicherungssummen betragen

EUR 7.500.000,-- für Personenschäden,
EUR 1.120.000,-- für Sachschäden,

EUR 50.000,-- für Vermögensschäden.

7. ERSATZANSPRÜCHE WE-
GEN DISKRIMINIERUNG (AGG)
Der Umfang des Versicherungsschutzes für Ersatzansprüche 
wegen Diskriminierung richtet sich ausschließlich nach den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Versicherung von 
Ersatzansprüchen wegen Diskriminierung (AGG), soweit in Ziffer 7
nicht etwas anderes bestimmt ist.

7.01 Ersatzleistung 

Abweichend von Ziffer 4.4 der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Versicherung von Ersatzansprüchen wegen Diskri-
minierung (AGG) gilt als Ersatzleistung die vertragliche vereinbarte 
Versicherungssumme für Personen-, Sach- und Vermögensschä-
den, maximal jedoch

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen zur Verfügung. 

7.02 Selbstbeteiligung

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 1.000,--.

8. UMWELTHAFTPFLICHTRI-
SIKO

8.01 Versicherungsschutz

Eingeschlossen ist - soweit hierfür kein Versicherungsschutz im 
Rahmen eines bei dem Versicherer oder seinen Konzerngesell-
schaften bestehenden separaten Vertrages vereinbart ist - die 
Umwelthaftpflicht-Basis- und -Regressversicherung.

Der Umfang des Versicherungsschutzes für Schäden durch Um-
welteinwirkung richtet sich nach den AHB und den Besonderen 
Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der 
Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen 
der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-
Basis- und -Regressversicherung).

8.02 Erweiterungen des Versiche-
rungsschutzes 

Eingeschlossen sind - in Erweiterung von Ziffer 3 der Besonderen 
Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der 
Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung - Heizöltank-
anlagen zum Eigenverbrauch bis zu einem Gesamtfassungsver-
mögen von 100.000 Litern.

9. UMWELTSCHADENSRISIKO

9.01 Versicherungsschutz 

Eingeschlossen ist - soweit hierfür kein Versicherungsschutz im 
Rahmen eines bei dem Versicherer oder seinen Konzerngesell-
schaften bestehenden separaten Vertrages vereinbart ist - die 
Umweltschadens-Basis- und -Regressversicherung.

Der Umfang des Versicherungsschutzes für die gesetzliche Pflicht 
öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß 
Umweltschadensgesetz zur Sanierung von Umweltschäden richtet 
sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Umweltschadensbasisversicherung (Umweltschadensbasisversi-
cherung). 

9.02 Erweiterungen des Versiche-
rungsschutzes 

Eingeschlossen sind - in Erweiterung von Ziffer 1.4 der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Umweltschadensbasisver-
sicherung - Heizöltankanlagen zum Eigenverbrauch bis zu einem 
Gesamtfassungsvermögen von 100.000 Litern. 

10. PRIVATRISIKEN
Für die Firmenleitung,

d. h. Inhaber, Vorstand, Geschäftsführer oder geschäftsführender
Gesellschafter, werden, soweit nicht anderweitig Versicherungs-
schutz besteht, als rechtlich selbständige Verträge Privathaft-
pflichtversicherungen im Umfang der Beschreibung des versicher-
ten Risikos zur Privathaftpflichtversicherung, eingeschlossen.

Mitversichert ist die Haftpflicht als Halter und Hüter von Hunden im 
Umfang der Beschreibung des versicherten Risikos zur Tierhalter-
haftpflicht für Hunde. Auf den Ausschluss von Kampfhunden ge-
mäß der Beschreibung des versicherten Risikos zur Tierhalterhaft-
pflicht für Hunde wird besonders hingewiesen.

Die Verträge erlöschen mit Beendigung des Dienstverhältnisses 
bzw. mit Aufhebung der Betriebshaftpflichtversicherung.

Im Falle des Todes einer versicherten Person besteht die Versiche-
rung für den Ehegatten längstens bis zum Ablauf der laufenden 
Versicherungsperiode fort, abweichend von Ziff. VII der Beschrei-
bung des versicherten Risikos zur Privathaftpflichtversicherung.

http://WWW.RUV.DE


Besondere Vereinbarungen zur Globalpolice 

Mitversicherte Personen und Risiken 

Abweichend von Absatz 1, 1.04 Satz 1 und 2:  
Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche Haftpflicht von nicht kaufmännischen 
ehrenamtliche Aushilfen und Praktikanten für maximal 10 Tage pro Jahr. 

Abweichend von Ziffer 1.04, Nr. 3a):  
Die Mitversicherung freie Mitarbeiter gilt für diesen Vertrag nicht. Erklärung: für diese Personen wird 
ein gesonderter Beitrag berechnet. 

Abweichend von Ziffer 4.18 Mietsachschäden, Nr. 2 Sonstige Mietsachschäden gilt: 
Die Ersatzleistung für sonstige Mietsachschäden an beweglichen Sachen wird auf EUR 100.000,-- 
Ersatzleistung je Versicherungsfall geändert, die Selbstbeteiligung (SB) auf EUR 250,--  

Abweichend von Ziffer 10 Privatrisiken:   
Die automatische Mitversicherung der privaten  Haftpflicht für die Firmenleitung (Inhaber, 
Geschäftsführer) sowie dessen Tierhalterhaftpflichtversicherung für Hunde gilt für diesen Vertrag 
nicht. 
Erklärung: die Private Haftpflichtversicherung und Tierhalterhaftpflicht kann gesondert gegen 
Beitrag beantragt werden.

Ergänzung zum Vertrag 406/29/537159820 TRAINERversorgung e.V.

Personenschäden in Form psychischer Gesundheitsbeeinträchtigungen

Zur Klarstellung des Versicherungsschutzes bestätigen wir hiermit im Rahmen und Umfang des 
Vertrages, dass gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen Dritter als 
Personenschäden im Sinne der Bedingungen behandelt werden.

Gesundheitsbeeinträchtigungen können dabei sowohl psychischer als auch physischer Natur sein.

Gutachterliche Tätigkeiten

Aufnahme einer Vermögensschadendeckung für gutachterliche und beratende Tätigkeit in 
Zusammenhang mit der Ausübung eines Medizinalfachberufs (= Heilnebenberuf), d.h. keine Ärzte 
und keine sonstigen Berufe (z.B. Unternehmensberater)

Ersatzleistung EUR 100.000,--, 2-fach maximiert

Hinweis: kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche von Krankenkassen, kassenärztlichen bzw. 
kassenzahnärztlichen Vereinigungen, Sozialhilfeträgern und dergleichen, die daraus hergeleitet 
werden, dass die erbrachten oder verordneten Leistungen –einschließlich der Verschreibung von 
Medikamenten- für die Erzielung des Heilerfolgs nicht notwendig oder unwirtschaftlich waren oder 
aus sonstigen Gründen nicht hätten erbracht oder verordnet werden dürfen.



Zugang zur Trainerhaftpflichtversicherung  29 537159820 
Diese Haftpflichtversicherung ist ein exklusiver Gruppenvertrag der R+V Versicherung speziell für 
selbständige in Training, Beratung und Coaching. 

Der Zugang ist Mitgliedern der TRAINERversorgung e.V. vorbehalten. 

Der Vertrag wird ausschließlich betreut von Firma TEAM FRATER trainerversorgung, Edit Frater, 
Hauptstr. 39, 50996 Köln 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Versicherung von 
Ersatzansprüchen wegen Diskriminierung (AGG) 

Ausgabe Januar 2008 (AGG)

A. Allgemeiner Teil

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versicherte Tätigkeit 

Der Versicherer bietet Versicherungsschutz für den Fall, dass Ver-
sicherte gemäß Ziffer 1.2 aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen einer Diskriminierung oder 
wegen Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Diskriminierung, 
insbesondere aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, für 
einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden in Anspruch 
genommen werden. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich ebenfalls auf den Fall, dass 
gegen die Versicherten ein Widerrufsverlangen oder ein Anspruch auf 
Unterlassung geltend gemacht wird im Rahmen von Teil B. 

Mitversichert sind Regressansprüche der Sozialversicherungsträger 
gegen den Versicherungsnehmer nach § 110 SGB VII. Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit / Sicherheitsbeauftragte werden insoweit bzw. in 
dieser Eigenschaft den gesetzlichen Vertretern gleichgestellt. 

1.2 Versicherte 

Versicherungsschutz besteht für 

a) den Versicherungsnehmer/die Versicherungsnehmerin (nach-
folgend "der Versicherungsnehmer");

b) Tochterunternehmen des Versicherungsnehmers. Den Tochter-
unternehmen gleichgestellt sind auf besonderen Antrag in den Vertrag
einbezogene selbständige Unternehmen.

Tochterunternehmen sind Unternehmen, bei denen dem Versiche-
rungsnehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt zusteht, 
entweder durch 

- die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder

- das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Aufsichts-
rats oder sonstigen Leitungsorgans zu bestellen oder abzuberufen
und er gleichzeitig Gesellschafter ist oder

- die Leitung und mehr als der fünfte Teil des Nennkapitals oder

- das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit
diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrages oder 
aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens auszu-
üben.

c) sämtliche ehemaligen und gegenwärtigen (auch zukünftigen)
Mitglieder der geschäftsführenden Organe (Vorstand, Geschäfts-
führer, etc.) und der Kontrollorgane (Aufsichtsrat, Beirat, Verwaltungs-
rat, etc.) des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten
(Tochter-) Unternehmen; 

d) sämtliche ehemaligen, gegenwärtigen (auch zukünftigen) Arbeit-
nehmer des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten 
(Tochter-) Unternehmen

sowie 

e) die in den Betrieb eingegliederten Arbeitnehmer/Mitarbeiter fremder
Unternehmen (z. B. Leiharbeitskräfte oder Zeitarbeitskräfte).

Für die Versicherten besteht Versicherungsschutz ausschließlich im 
Rahmen der betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit. Für die gemäß 
Ziffer 1.2 c) -e) Versicherten besteht Versicherungsschutz ausschließ-
lich im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Versicherungs-
nehmer und die Unternehmen gemäß Ziffer 1.2 b). 

Werden Ehegatten oder Erben versicherter Personen im Sinne der 
Ziffer 1.2 c) -e) für deren Pflichtverletzungen in Anspruch genommen, 
so erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf diese Schadens-
ersatzansprüche. 

2. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines unter 
Ziffer 1.1 genannten Anspruches gegen einen Versicherten. 

Im Sinne dieses Vertrages ist ein Anspruch geltend gemacht, wenn 
gegen einen Versicherten ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder 
ein Dritter einem Versicherten schriftlich mitteilt, einen Anspruch 
gegen einen Versicherten zu haben. 

Der schriftlichen Anspruchserhebung steht die Einleitung eines 
gerichtlichen oder behördlichen Verfahrens gleich. 

3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes

3.1 Anspruchserhebung (claims made) 

Versicherungsschutz besteht für während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages eingetretene Versicherungsfälle. 

Für vor Vertragsbeginn begangene Pflichtverletzungen gilt dies jedoch 
nur, wenn den Versicherten bis zum Abschluss der Versicherung die 
Pflichtverletzungen nicht bekannt waren. 

Für neu hinzukommende Tochterunternehmen besteht Versiche-
rungsschutz für solche Pflichtverletzungen, die nach dem Zeitpunkt 
des Erwerbes durch den Versicherungsnehmer begangen worden 
sind. Maßgeblicher Zeitpunkt des Erwerbes ist die Wirksamkeit 
gegenüber Dritten. 

Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versicherungs-
nehmers oder einer vom Versicherungsschutz umfassten Tochter-
gesellschaft erstreckt sich die Deckung für das betroffene Unter-
nehmen und die mitversicherten Personen des betroffenen Unter-
nehmens nur auf Ansprüche infolge von Benachteiligungen, welche 
bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolvenzverfahrens 
begangen worden sind. 

3.2 Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertrags-
beendigung 

Soweit keine anderweitige Vereinbarung getroffen wird, sind 
Ansprüche versichert, die nicht später als 3 Jahre nach Vertragsende 
geltend gemacht und dem Versicherer gegenüber angezeigt werden 
für Pflichtverletzungen, die vor Vertragsende begangen wurden. 
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Für Tochterunternehmen tritt an die Stelle des Vertragsendes der-
jenige Zeitpunkt, in welchem die Voraussetzungen der Ziffer 1.2 b) 
nicht mehr vorliegen 

Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist im 
Rahmen der bei Ablauf des letzten Versicherungsjahres geltenden 
Vertragsbestimmungen und in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des letzten Versicherungsjahres. 

Die Nachmeldefrist endet unmittelbar mit Beginn eines anderen 
Versicherungsvertrages der vorliegenden Art für die Versicherten. 

3.3 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn die Versicherungsnehmerin den ersten 
oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 10.1 zahlt. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

3.4 Vertragsdauer 

Der Vertrag wird für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. Beträgt die Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr, so 
bewirkt die Unterlassung rechtswirksamer Kündigung (Ziffer 3.5) eine 
Verlängerung des Vertrages jeweils um ein Jahr. 

3.5 Vertragsaufhebung, Kündigung 

a) Der Vertrag kann durch einseitige Erklärung (Kündigung) zu dem
vereinbarten Vertragsende aufgehoben werden. Die Erklärung ist
spätestens drei Monate vor Ablauf des Vertrages gegenüber dem 
Vertragspartner abzugeben.

b) Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag
schon zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres
gekündigt werden.

c) Das Versicherungsverhältnis kann ferner nach Eintritt eines
Versicherungsfalles (Ziffer 2) gekündigt werden, wenn der Versicherer
eine Zahlung geleistet oder die Leistung der fälligen Entschädigung zu 
Unrecht verweigert hat oder der Haftpflichtanspruch rechtshängig 
geworden ist.

Das Recht zur Kündigung im Versicherungsfall erlischt, wenn es nicht 
spätestens einen Monat, nachdem die Zahlung geleistet oder die 
Rechtshängigkeit des Anspruchs eingetreten oder die Leistungs-
verweigerung des Versicherers dem Versicherungsnehmer zuge-
gangen ist, ausgeübt wird. 

Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, ob er mit sofortiger 
Wirkung oder zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
kündigt. Die Kündigung des Versicherers wird nach einem Monat 
wirksam. 

d) Im Falle freiwilliger Liquidation, einer Fusion oder Neubeherrschung
erlischt der Versicherungsschutz mit Abschluss der Liquidation oder
mit Beginn des neuen Beherrschungsverhältnisses automatisch.

e) Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden; sie soll durch einge-
schriebenen Brief erfolgen.

Maßgeblicher Zeitpunkt ist der Zugang der Erklärung bei dem 
Vertragspartner. 

4. Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

4.1 Leistungen des Versicherers 

Der Versicherer übernimmt neben der Prüfung der Haftpflichtfrage 

- die Kosten gemäß Teil B für die gerichtliche und außergerichtliche
Abwehr unbegründeter Ansprüche

und

- die Freistellung von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen

Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Erfüllungsansprüche und 
Erfüllungssurrogate gemäß § 281 i. V. m. § 280 BGB. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn ein 
Versicherter aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkennt-
nisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der 
Versicherer hierdurch gebunden ist. 

Anerkenntnisse und Vergleiche, die von Versicherten ohne Zustim-
mung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, 
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne 
Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherten mit bindender 
Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
Versicherten binnen zwei Wochen von dem Schadensersatzanspruch 
freizustellen.

4.2 Serienschäden 

Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten mehrere 
während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages geltend 
gemachte Ansprüche eines oder mehrerer Anspruchsteller 

a) aufgrund einer Pflichtverletzung, welche durch einen oder mehrere
Versicherte begangen wurde,

b) aufgrund mehrerer Pflichtverletzungen, welche durch einen oder
mehrere Versicherte begangen wurden, sofern diese Pflichtverlet-
zungen demselben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander in
rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem Zusammenhang stehen,

als ein Versicherungsfall. 

Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Geltend-
machung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in dem Zeitpunkt 
eingetreten, in dem der erste Haftpflichtanspruch geltend gemacht 
wurde. 

4.3 Selbstbeteiligung 

In jedem Versicherungsfall tragen die in Anspruch genommenen 
Versicherten jeweils den im Versicherungsschein bezeichneten 
Betrag selbst (Selbstbehalt). 

Eine Anrechnung auf die Kosten im Zusammenhang mit der Abwehr 
unbegründeter Ansprüche (Ziffer 4.1) erfolgt nicht. 

4.4 Versicherungssumme, Jahreshöchstersatzleistung 

Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im Versiche-
rungsschein angegebene Versicherungssumme der Höchstbetrag für 
jeden Versicherungsfall und für alle während eines Versicherungs-
jahres eingetretenen Versicherungsfälle zusammen. Kosten (Teil B) 
sind darin inbegriffen. 
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4.5 Währungsklausel, Leistung bei Auslandsrisiken 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des 
Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EUR-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

5. Örtlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt weltweit mit Ausnahme von Ansprüchen, 

- die vor dem Gericht eines Landes geltend gemacht werden, in
welchem Common Law gilt;

- infolge der Verletzung des Rechtes eines Landes, in welchem 
Common Law gilt;

- in Zusammenhang mit einer in einem Common-Law-Land
vorgenommenen Tätigkeit.

Als Common-Law-Länder im Sinne dieser Bestimmung gelten 
abschließend, die Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada sowie 
Australien, Großbritannien, Hongkong, Indien, Irland, Israel, Jamaika, 
Malaysia, Neuseeland, Singapur und Südafrika. 

6. Ausschlüsse

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftpflichtansprüche 

a) wegen vorsätzlicher Schadenverursachung oder durch wissent-
liches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder 
Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung gegen
den Handelnden selbst.

Sofern die vorsätzliche Handlung oder Unterlassung streitig ist, 
besteht Versicherungsschutz für die Abwehr- und Verteidigungs-
kosten unter der Bedingung, dass der Vorsatz nicht durch gerichtliche 
oder behördliche Entscheidung, Vergleich oder Anerkenntnis festge-
stellt wird. Erfolgt eine solche Feststellung, entfällt der Versicherungs-
schutz für den Handelnden selbst rückwirkend. Der Versicherte ist 
dann verpflichtet, dem Versicherer die erbrachten Leistungen zurück-
zuerstatten.

b) im Zusammenhang mit der Verletzung oder Geltendmachung
kollektiven Arbeitsrechts, namentlich des Betriebsverfassungs-
gesetzes oder vergleichbarer ausländischer Rechtsvorschriften sowie
im Zusammenhang mit Arbeitskampfmaßnahmen. Unberührt bleiben 
Ansprüche nach § 17 Absatz 2 AGG.

c) die auf Erfüllung / Zahlung von Vertragsstrafen, Bußen oder Geld-
strafen, Steuern oder sonstigen öffentlichen Abgaben sowie Entschä-
digungen mit Strafcharakter (z. B. Punitive oder Exemplary Damages)
gerichtet sind.

d) aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers im Sinne
des Sozialgesetzbuches (SGB) VII handelt.

Ziffer 1.1 bleibt unberührt. 

Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

Teil B. Ziffer 4 bleibt unberührt. 

7. Anderweitige Versicherungen

Besteht für einen der unter Ziffer 1.1 genannten Schäden auch unter 
einem, gegebenenfalls zeitlich früher geschlossenen, weiteren 
Versicherungsvertrag der R+V Allgemeine Versicherung AG Versiche-
rungsschutz, so sind nach dem übereinstimmenden Willen der 
Vertragsparteien für die Eintrittspflicht des Versicherers ausschließlich 
die Regelungen und der Umfang dieses Vertrages maßgeblich. 

Besteht für einen unter diesem Versicherungsvertrag geltend 
gemachten Schaden auch unter einem anderen Versicherungsvertrag 
eines anderen Versicherers Versicherungsschutz, so sind die 
Versicherten verpflichtet, den Versicherungsfall zunächst unter dem 
anderweitigen Versicherungsvertrag geltend zu machen. Die 
Leistungspflicht des Versicherers unter diesem Vertrag besteht nur, 
wenn und insoweit der anderweitige Versicherer nicht leistet. Kommt 
es zu einer Leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der 
Versicherer des anderweitigen Versicherungsvertrages seine 
Leistungspflicht gegenüber dem Versicherten bestreitet, so ist dieser 
verpflichtet, diese Versicherungsverträge offen zu legen und etwaige 
Ansprüche aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag auf Weisung 
des Versicherers durchzusetzen oder an ihn abzutreten. 

Sofern ein Versicherter das durch diesen Versicherungsvertrag 
versicherte Risiko auch anderweitig versichert (Doppelversicherung, 
Anschlussversicherung), ist dies dem Versicherer unter Angabe des 
Versicherers und der Versicherungssumme unverzüglich anzuzeigen. 

8. Zurechnung

Die individuelle Kenntnis, das Verhalten oder das Verschulden eines 
Versicherten werden einem anderen Versicherten nicht zugerechnet. 

Ist Versicherter eine juristische Person oder eine rechtsfähige 
Personengesellschaft, werden ihr - in Ansehung versicherungs-
vertraglicher Pflichten - abweichend hiervon die Kenntnis, das 
Verhalten oder das Verschulden jedes ehemaligen, gegenwärtigen 
(auch zukünftigen) Vorstandes, Geschäftsführers, Aufsichtsrats-
mitgliedes oder Leiters der Personal- oder Rechtsabteilung (oder des 
entsprechendem ausländischen Organs/ Funktionsträgers) 
zugerechnet.

9. Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung
des Versicherungsanspruches

9.1 Anspruchsberechtigte 

Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht dem 
Versicherungsnehmer, den mitversicherten Tochterunternehmen und 
den unter Ziffer 1.2 c) - bei besonderer Vereinbarung auch den unter 
Ziffer 1.2 d) und e) - genannten Personen zu. 

Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für 
ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend 
anzuwenden. Ausgenommen hiervon sind die Bestimmungen zur 
Beitragszahlung und zur Kündigung des Versicherungsvertrages. 

9.2 Abtretungsverbot, Übergang von Ersatzansprüchen 

Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Fest-
stellung ohne ausdrückliche Zustimmung des Versicherers nicht, auch 
nicht teilweise, auf Dritte übertragen werden. 

Sofern nicht abweichend vereinbart, bleibt eine Abtretung an den 
geschädigten Dritten zulässig. 

http://WWW.RUV.DE


Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 4 von 8 

9.3 Rückgriffsansprüche 

Der Versicherungsnehmer hat Ersatzansprüche, welche ihm in 
Ansehung der von dem Versicherer zu erbringenden Leistung gegen 
Dritte zustehen, unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren und bei deren Durchsetzung mitzuwirken. 

Die Ansprüche gehen insoweit auf den Versicherer über, als dieser 
den Schaden ersetzt. 

9.4 Verzichtswirkung 

Hat ein Versicherter auf einen Anspruch gemäß Ziffer 9.3 oder ein zu 
dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, bleibt der Versicherer 
diesem gegenüber nur insoweit verpflichtet, als der Versicherte nach-
weist, dass die Verfolgung des Anspruchs ergebnislos geblieben 
wäre. 

10. Beitragszahlung, Versicherungssteuer, Beitrags-
regulierung, Beitrag bei vorzeitiger Vertrags-
beendigung 

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, 
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten 
Höhe zu entrichten hat. 

10.1 Erst- oder Einmalbeitrag, Zahlungsverzug 

a) Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Zugang des 
Versicherungsscheines fällig, nicht aber vor dem im Versicherungs-
schein ausgewiesenen Versicherungsbeginn.

b) Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
nicht rechtzeitig, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

c) Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer schriftlich vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.

10.2 Folgebeitrag, Zahlungsverzug 

a) Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

b) Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versiche-
rungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen. 

c) Der Versicherer wird den Versicherungsnehmer in Textform zur 
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen setzen. 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung darauf hingewiesen wurde. 

d) Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist in Schriftform kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 
c) darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der 
Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz.

e) Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausstehen-
den Raten des Jahresbeitrages sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug gerät. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen.

10.3 Rechtzeitigkeit bei Lastschriftverfahren 

a) Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versiche-
rungsschein oder der Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer 
berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

b) Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

c) Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der 
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Über-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer in 
Textform hierzu aufgefordert worden ist. 

10.4 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

a) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 
der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

Dies gilt sinngemäß für den Fall des Widerrufs. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen vor-
vertraglicher Anzeigepflichten oder durch Anfechtung des Versiche-
rers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer der 
Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungs-
erklärung zu. 

c) Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des Erst- bzw. Einmal-
beitrags zurück, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

10.5 Beitragsregulierung 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Aufforde-
rung des Versicherers, welche auch durch einen der Beitrags-
rechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung darüber zu 
machen, ob und welche Änderung in dem versicherten Risiko gegen-
über den zum Zwecke der Beitragsbemessung gemachten Angaben 
eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt 
der Aufforderung zu machen. Auf Aufforderung des Versicherers sind 
die Angaben durch die Geschäftsbücher oder sonstige Belege nach-
zuweisen. Unterlassungen oder unrichtige Angaben zum Nachteile 
des Versicherers berechtigen diesen, unbeschadet weitergehender 
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Rechte, eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten 
Beitragsunterschieds von dem Versicherungsnehmer zu erheben, 
sofern letzterer nicht beweist, dass die Unterlassungen oder unrich-
tigen Angaben ohne ein von ihm zu vertretendes Verschulden 
gemacht worden sind. 

10.6 Beitragsfestsetzung 

Auf Grund des Verlängerungs- / Regulierungsfragebogens oder 
sonstiger Feststellungen wird der Beitrag neu festgesetzt. Beim Fort-
fall eines Risikos wird der etwaige Minderbeitrag vom Eingang der 
Anzeige ab berechnet. 

Kein Risikofortfall in diesem Sinne ist das Ausscheiden von 
Versicherten.

11. Anzeigepflichten, Gefahrerhöhungen, andere 
Obliegenheiten 

11.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-
erhebliche Umstände 

a) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

b) Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

c) Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss 
sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

11.2 Rücktritt 

a) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. 

b) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. 

c) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf 
er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte 
Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. 

Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

11.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

a) Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag kündigen. 

b) Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. 

c) Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil.

Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungs-
periode Vertragsbestandteil. 

d) Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 

11.4 Frist zur Geltendmachung 

a) Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 11.2 und 11.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei 
hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. 

b) Der Versicherer kann sich auf die in Ziffer 11.2 und 11.3 genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

11.5 Gefahrerhöhungen nach Abgabe der Vertragserklärung 

a) Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, nach Abgabe seiner 
Vertragserklärung eine Gefahrerhöhung ohne Einwilligung des 
Versicherers vorzunehmen oder zu gestatten. 

Erkennt der Versicherungsnehmer eine solche nachträglich oder tritt 
diese unabhängig von seinem Willen ein, hat er dies dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen. 

b) Der Versicherer ist berechtigt nach seiner Wahl 

aa) den Vertrag zu kündigen, 

bb) ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen der höheren Gefahr 
entsprechenden Beitrag zu verlangen (Ziffer 11.3 d) gilt entsprechend) 
oder aber die Absicherung der höheren Gefahr auszuschließen oder 

cc) die Leistung zu verweigern für den Fall, dass der Versicherungsfall 
nach der Gefahrerhöhung eintritt und der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht nach Ziffer 11.5 a) Satz 1 vorsätzlich verletzt hat, bzw. seine 
Leistung im Falle grober Fahrlässigkeit entsprechend einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen 
(Ziffer 13. b) ). 

c) Tritt in den Fällen der Ziffer 11.5 a) Satz 2 der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, zu dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, ist der Versicherer 
gleichfalls von der Verpflichtung zur Leistung frei, sofern dem 
Versicherer die Gefahrerhöhung unbekannt geblieben ist. Für die 
Leistungspflicht des Versicherers gilt Ziffer 11.5 b) bb) entsprechend. 
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d) Hat der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 
Ziffer 11.5 a) Satz 1 vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, kann der
Versicherer den Vertrag fristlos, in allen übrigen Fällen mit einer Frist 
von einem Monat kündigen.

e) Abweichend von Ziffer 11.5 c) Satz 1 und Ziffer 11.5 d) bleibt der
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Gefahrerhöhung
weder ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles noch den 
Umfang der Leistungspflicht war oder aber zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalles die Frist zur Kündigung seitens des Versicherers
abgelaufen und diese nicht erfolgt war.

f) Der Versicherer kann die Rechte nach Ziffer 11.5 b) nur binnen 
eines Monats nach erlangter Kenntnis ausüben.

12. Verhalten im Versicherungsfall und sonstige
Obliegenheiten

12.1 Anzeige des Versicherungsfalles 

a) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich schriftlich 
(Ziffer 14) anzuzeigen.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-, Widerrufs- 
oder Unterlassensanspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, 
behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er 
dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

b) Zur Wahrung der Fristen genügt die rechtzeitige Absendung der
Anzeige.

c) Unterbleibt die rechtzeitige Anzeige, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet (Ziffer 13).

Dies gilt nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom 
Versicherungsfall rechtzeitig Kenntnis erlangt hat. 

12.2 Weitere Behandlung des Versicherungsfalles 

a) Der Versicherer gilt, auch außergerichtlich, als bevollmächtigt, alle
zur Beilegung oder Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen im Namen der Versicherten abzugeben.

Er wird jedoch kein Anerkenntnis abgeben und keinem Vergleich 
zustimmen, wenn und insoweit die Versicherungssumme zur 
Befriedigung nicht ausreicht. 

b) Wenn der Versicherte den Rechtsanwalt nicht in Abstimmung mit
dem Versicherer bereits selbst beauftragt hat, wird dieser vom
Versicherer im Namen des Versicherten beauftragt, wenn dem 
Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwalts
notwendig erscheint. Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der
Versicherer nicht verantwortlich.

c) Macht der Versicherte den Versicherungsanspruch geltend, hat er
den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche
Umstände des Versicherungsfalls zu unterrichten sowie Beweismittel
anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

d) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Versicherungs-
fall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherte
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen bevor
der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes bestätigt hat
und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versiche-
rer nur die Kosten, die er bei einer Bestätigung vor Einleitung dieser
Maßnahmen zu tragen hätte.

e) Die Versicherten sind verpflichtet, unter Beachtung der Weisungen
des Versicherers nach Möglichkeit für die Abwendung oder Minderung
des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur Klarstellung des

Versicherungsfalles dient, sofern ihnen dabei nichts Unbilliges zuge-
mutet wird. Sie haben den Versicherer bei der Abwehr des Schadens 
sowie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen, 

- ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten,

- alle Tatumstände, welche auf den Versicherungsfall Bezug haben,
mitzuteilen und

- alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung des Versiche-
rungsfalles erheblichen Schriftstücke einzusenden.

f) Den aus Anlass eines Versicherungsfalles erforderlichen Schrift-
wechsel hat der Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen.

g) Ansprüche der Versicherten gegen andere auf Erstattung von
Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung
auf diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche not-
wendigen Unterlagen hat der Versicherte dem Versicherer auszu-
händigen und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf
Verlangen mitzuwirken. Dem Versicherten bereits erstattete Kosten
sind an den Versicherer zurückzuzahlen

12.3 Erledigung des Versicherungsfalls 

Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflicht-
anspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an dem 
Widerstand des Versicherten scheitert oder falls der Versicherer 
seinen vertragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten 
zur Verfügung stellt, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
bzw. der Zurverfügungstellung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

13. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem 
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, 
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis
von der Obliegenheitsverletzung fristlos in Schriftform kündigen. Der
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

b) Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, ist
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

Der Versicherer bleibt indes zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder auf den Versicherungsfall oder dessen Feststellung noch 
auf den Umfang der Leistungspflicht oder dessen Feststellung 
Einfluss gehabt hat. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 13. a) zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

c) Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.
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14. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften-
änderung

14.1 Schrifterfordernis 

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind 
schriftlich abzugeben, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes - z. B. 
Textform - bestimmt ist. Sie sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 

14.2 Anschriftenänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbe-
betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 14.2 entsprechende 
Anwendung.

15. Gerichtsstand und anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht. Gerichtsstand 
ist Wiesbaden. Diese Gerichtsstandsvereinbarung gilt ausdrücklich 
auch dann, wenn der Versicherungsnehmer, ein mitversichertes 
Tochterunternehmen oder eine versicherte Person ihren (Wohn-) Sitz 
im Ausland hat. 

B. Besonderer Teil

Abwehr- und Kostenschutz 

1. Versicherungsumfang

Der Versicherer sorgt für die notwendige gerichtliche und außer-
gerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen der Versicher-
ten und trägt die dem Versicherten hierbei entstehenden Kosten. 

1.1 Kosten 

Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Dies gilt auch dann, wenn diese Kosten auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 

1.2 Strafrechtsschutz 

Wird in einem Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen einer 
Pflichtverletzung, die einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines 
Verteidigers für die versicherte Person von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die Kosten 
gemäß Gebührenordnung, ggfs. die mit ihm besonders vereinbarten 
höheren Kosten des Verteidigers. 

2. Detaillierter Leistungsumfang

2.1 Kostenregelung 

Der Versicherer trägt in dem vom Versicherungsschutz umfassten 
Verfahren die dem Versicherten auferlegten Kosten des Verfahrens 
sowie die ihm auferlegten Kosten der Gegenseite. 

2.2 Rechtsanwaltskosten des Versicherten 

a. Außergerichtlich 

Der Versicherer trägt im außergerichtlichen Verfahren die Kosten 
eines von dem Versicherten beauftragen und auf Stundenbasis 
abrechnenden Rechtsanwaltes. Der Rechtsanwalt des Versicherten 
bestimmt im Einzelfall nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere der Bedeutung der Angelegenheit, des 
Umfanges und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, sowohl 
die Anzahl der Stunden als auch die Höhe des Stundensatzes. 
Rechtsanwaltskosten, die nach Prüfung der vorstehend genannten 
Kriterien unangemessen sind, trägt der Versicherer nicht. Reicht nach 
Auffassung des Rechtsanwaltes im konkreten Einzelfall der im 
Versicherungsvertrag vereinbarte Stundenhöchstsatz nicht aus, kann 
der Versicherer, sofern er die Auffassung teilt, Anwaltskosten nach 
einem höheren Stundensatz erstatten. 

Der Versicherer trägt ferner gesetzliche Kosten für notwendige Reisen 
des Rechtsanwaltes zum Versicherten oder an den Sitz der Gegen-
seite.

b. Gerichtlich 

Im gerichtlichen Verfahren trägt der Versicherer die gesetzliche 
Vergütung eines von dem Versicherten beauftragten Rechtsanwaltes, 
der die Prozessvertretung des Versicherten vor dem zuständigen 
Gericht übernehmen kann. Soweit es im Ausland keine gesetzliche 
Vergütung gibt, weil der Rechtsanwalt nicht nach einer mit dem 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) vergleichbaren Gebühren-
ordnung abrechnen kann, trägt der Versicherer die Vergütung bis zu 
dem Betrag, der nach dem RVG zu übernehmen wäre, wenn das 
Gerichtsverfahren in Deutschland durchgeführt würde. 

2.3 Reisekosten der versicherten Person im Ausland 

Der Versicherer trägt Reisekosten der Versicherten für Reisen an den 
Ort des zuständigen ausländischen Gerichts, wenn das Erscheinen 
des Versicherten vorgeschrieben oder zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der für 
Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze 
übernommen. 

3. Zeitpunkt der Kostenübernahme

Der Versicherer hat die Kosten nach Teil B.I. Ziffer 2 zu übernehmen, 
sobald der Versicherte nachweist, dass er zu deren Zahlung 
verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat. 

4. Ausschlüsse

In Ergänzung zu Teil A. Ziffer 15 trägt der Versicherer nicht die Kosten 

- die aufgrund einer einverständlichen Erledigung (z. B. Vergleich)
entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des von dem 
Versicherten angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis
entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Kosten-
verteilung gesetzlich vorgeschrieben ist.

- die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvollstreckungs-
maßnahme je Vollstreckungstitel entstehen.
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- aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als
5 Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden.

- einer negativen Feststellungsklage, eines Streitbeitrittes oder einer
Streitverkündung des Versicherten, es sei denn, dass der Versicherer
sich zu deren Übernahme schriftlich bereit erklärt hat.
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Allgemeine Bedingungen für die Kraftfahrthaftpflichtversicherung zur AKB-
Zusatzdeckung 
 
ZUSATZ AKB - Ausgabe Juli 2011 

 
  
TEIL I Allgemeine Bestimmungen 
  
1. Beginn des Versicherungsschutzes 
  
1.1 Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung des 
Beitrages und der Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. 
  
1.2 Soll der Versicherungsschutz schon vor Einlösung des Versicherungsscheines beginnen, bedarf 
es einer besonderen Zusage des Versicherers oder der hierzu bevollmächtigten Personen (vorläufige 
Deckung). 
  
1.3 Händigt der Versicherer die für die behördliche Zulassung notwendigen Versicherungsbestätigung 
aus oder nennt er bei elektronischer Versicherungsbestätigung die Versicherungsbestätigungs-
Nummer, gilt dies nur für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung. 
  
In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung besteht Versicherungsschutz auch für Fahrten mit 
ungestempelten Kennzeichen, die im Zusammenhang mit dem Zulassungsverfahren innerhalb des 
Bezirks der für den Halter zuständigen Zulassungsbehörde und eines angrenzenden 
Zulassungsbezirks ausgeführt werden. Das sind Rückfahrten von der Zulassungsbehörde nach 
Entfernung der Stempelplakette. Außerdem sind Fahrten zur Durchführung der Hauptuntersuchung, 
Sicherheitsprüfung, Abgasuntersuchung oder Zulassung versichert, wenn die Zulassungsbehörde 
vorab ein ungestempeltes Kennzeichen zugeteilt hat. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Fahrten, für die 
gem. § 16 FZV rote Kennzeichen oder Kurzzeitkennzeichen am Fahrzeug geführt werden müssen. 
  
1.4 Die vorläufige Deckung endet mit der Einlösung des Versicherungsscheins. 
  
Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag unverändert angenommen, der 
Versicherungsschein aber nicht unverzüglich (d. h. spätestens innerhalb von 14 Tagen) nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins eingelöst wird und der 
Versicherungsnehmer die Verspätung zu vertreten hat. Übt der Versicherungsnehmer sein 
Widerrufsrecht aus, so endet die vorläufige Deckung mit Zugang des Widerrufs beim Versicherer. 
Dem Versicherer gebührt der Beitrag für die Zeit ab Versicherungsbeginn bis zum Zugang des 
Widerrufs. 
  
1.5 Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind berechtigt, die vorläufige Deckung zu 
kündigen. Die Kündigung des Versicherers wird zwei Wochen nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. Dem Versicherer gebührt der auf die Zeit des Versicherungsschutzes 
entfallende anteilige Beitrag. 
 
 
2.Geltungsbereich 
  
2.1 Die Kraftfahrtversicherung gilt für Europa und für die außereuropäischen Gebiete, die der 
Europäischen Union angehören. In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gilt die 
Deckungssumme, die in dem jeweiligen Land gesetzlich vorgeschrieben ist, mindestens jedoch in 
Höhe der vertraglich vereinbarten Deckungssummen. 
  
2.2 In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung kann eine Erweiterung des Geltungsbereichs 
vereinbart werden. Bei einer Erweiterung des Geltungsbereichs in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung gilt Ziff. 2.1 Satz 2 entsprechend. 
 
  
  



      

3. Pflichten vor Eintritt des Versicherungsfalls (Obliegenheiten) 
  
Eine Pflichtverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles liegt vor, wenn: 
  
a) das Fahrzeug zu einem anderen als dem im Antrag angegebenen Zweck verwendet wird; 
  
b) ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug gebraucht; 
  
c) der Fahrer des Fahrzeugs bei Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentlichen Wegen oder Plätzen 
nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat; 
  
d) in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung das Fahrzeug zu behördlich nicht genehmigten 
Fahrtveranstaltungen, bei denen es auf Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder bei den 
dazugehörigen Übungsfahrten verwendet wird; 
  
e) in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung der Fahrer infolge Genusses alkoholischer Getränke 
oder anderer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen 
(fahruntüchtiger Fahrer). 
 
  
4. Folgen einer Pflichtverletzung 
  
4.1 Leistungsfreiheit oder Leistungskürzung 
  
a) Bei vorsätzlicher Verletzung einer Pflicht nach Teil I, Ziff. 3 besteht kein Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast, dass keine grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt, trägt der Versicherungsnehmer. 
  
b) Gegenüber dem Versicherungsnehmer, dem Halter oder dem Eigentümer besteht nur dann kein 
oder eingeschränkter Versicherungsschutz, wenn dieser die Verletzung der Pflicht, keinen 
unberechtigten Fahrer, keinen Fahrer ohne Fahrerlaubnis oder keinen fahruntüchtigen Fahrer nach 
Teil I, Ziff. 3 fahren zu lassen, selbst begangen oder schuldhaft ermöglicht hat. 
  
c) Abweichend von Abs. a) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls, noch für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich war. Dies 
gilt nicht bei arglistiger Pflichtverletzung. 
 
  
4.2. Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung 
  
a) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ist die sich aus Teil I Ziff. 4.1 ergebende 
Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten 
Personen gegenüber auf den Betrag von höchstens je 5.000,-- EUR beschränkt. Außerdem gelten an 
Stelle der vereinbarten Versicherungssummen die in Deutschland geltenden 
Mindestversicherungssummen. 
  
Dies gilt entsprechend bei Gefahrerhöhung. 
  
b) Die Verletzung der Pflicht nach Teil I, Ziff. 3., keinen fahruntüchtigen Fahrer fahren zu lassen, 
können dem Versicherungsnehmer, dem Halter und dem Eigentümer des Fahrzeugs nicht 
entgegengehalten werden, soweit sie durch den Versicherungsfall als Fahrzeuginsassen, die das 
Fahrzeug nicht geführt haben, verletzt oder getötet werden. 
  
c) Gegenüber einem Fahrer, der das Fahrzeug durch eine vorsätzlich begangene Straftat erlangt, ist 
der Versicherer vollständig von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
  
  



      

5. Ausschlüsse 
  
Versicherungsschutz wird nicht gewährt 
  
a) für Schäden, die bei Beteiligung an Fahrtveranstaltungen, bei denen es auf Erzielung einer 
Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder bei den dazugehörigen Übungsfahrten entstehen; in der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gilt dies nur bei Beteiligung an behördlich genehmigten 
Fahrtveranstaltungen oder den dazugehörigen Übungsfahrten; 
  
b) für Schäden durch Kernenergie. 
 
  
6. Rechtsverhältnisse am Vertrage beteiligter Personen 
  
6.1 Die in Teil I, Ziff. 3, 4, 10, 13,14, 15, 16 sowie in Teil II, Ziff. 1.4 und 1.8 für den 
Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten sinngemäß für mitversicherte und sonstige 
Personen, die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag geltend machen. 
  
6.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht, wenn nichts anderes vereinbart 
ist, ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu; dieser ist neben dem Versicherten für die Erfüllung 
der Obliegenheiten verantwortlich. 
  
6.3 Ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
so gilt dies auch gegenüber allen mitversicherten und sonstigen Personen, die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag geltend machen. Beruht die Leistungsfreiheit auf der Verletzung einer 
Obliegenheit, so kann der Versicherer wegen einer dem Dritten gewährten Leistung Rückgriff nur 
gegen diejenigen mitversicherten Personen nehmen, in deren Person die der Leistungsfreiheit 
zugrundeliegenden Umstände vorliegen. 
 
  
7. Vertragsdauer, Kündigung zum Ablauf 
  
7.1 Der Versicherungsvertrag kann für die Dauer eines Jahres oder für einen kürzeren Zeitraum 
abgeschlossen werden. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer ein Jahr, so verlängert sich der Vertrag 
jeweils um ein Jahr, wenn er nicht spätestens einen Monat vor Ablauf schriftlich gekündigt wird. Dies 
gilt auch, wenn die Vertragsdauer nur deshalb weniger als ein Jahr beträgt, weil als Beginn der 
nächsten Versicherungsperiode ein vom Vertragsbeginn abweichender Termin vereinbart worden ist. 
Bei anderen Verträgen mit einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
  
7.2 Auf Verträge, die sich auf ein Fahrzeug beziehen, welches ein Versicherungskennzeichen führen 
muss, findet Teil I, Ziff. 7.1 Satz 2 keine Anwendung. 
  
7.3 Eine Kündigung kann sich sowohl auf alle für dasselbe Fahrzeug bestehenden 
Versicherungsverträge als auch auf einzelne Versicherungsarten beziehen; sie kann ferner, wenn sich 
ein Vertrag auf mehrere Fahrzeuge bezieht, sowohl für alle als auch für einzelne Fahrzeuge erklärt 
werden. Ist der Versicherungsnehmer mit der Kündigung von Teilen des Vertrages nicht 
einverstanden, was er dem Versicherer innerhalb von zwei Wochen nach Empfang der Teilkündigung 
mitzuteilen hat, so gilt der gesamte Vertrag als gekündigt. 
  
7.4 Bleibt in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung die Verpflichtung des Versicherers gegenüber 
dem Dritten bestehen, obgleich der Versicherungsvertrag beendet ist, so gebührt dem Versicherer der 
Beitrag für die Zeit dieser Verpflichtung. Steht dem Versicherer eine Geschäftsgebühr zu, so gelten 
bei einer Dauer des Versicherungsverhältnisses bis zu 
  
- 1 Monat - 15 %,  
- 2 Monaten - 25 %,  
- 3 Monaten - 30 %,  
- 4 Monaten und darüber - 40 %  
 
des Jahresbeitrags. 
 
  



      

8. Kündigung im Schadenfall 
  
8.1 Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung zur Leistung der 
Entschädigung anerkannt oder die Leistung der fälligen Entschädigung verweigert, so ist jede 
Vertragspartei berechtigt, den Versicherungsvertrag zu kündigen. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch des Dritten zum 
Rechtsstreit kommen zu lassen. 
  
8.2 Die Kündigung im Versicherungsfall ist nur innerhalb eines Monats seit der Anerkennung der 
Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der Entschädigung, seit der Rechtskraft des im 
Rechtsstreit mit dem Dritten ergangenen Urteils oder seit der Zustell ung des Spruchs des 
Ausschusses zulässig. Für den Versicherungsnehmer beginnt die Kündigungsfrist erst von dem 
Zeitpunkt an zu laufen, in welchem er von dem Kündigungsgrund Kenntnis erlangt. Der Versicherer 
hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen 
späteren Zeitpunkt als den Schluss des laufenden Versicherungsjahres (bzw. der vereinbarten 
kürzeren Vertragsdauer) kündigen. 
  
8.3 Bei Kündigung gebührt dem Versicherer derjenige Teil des Beitrags, welcher der abgelaufenen 
Versicherungszeit entspricht. 
  
8.4 Teil I, Ziff. 7.3 und 7.4 gelten entsprechend; Teil I, Ziff. 7.3 jedoch mit der Maßgabe, dass der 
Versicherungsfall beim Autoschutzbrief nicht zur Kündigung der übrigen für dasselbe Fahrzeug 
bestehenden Versicherungsverträge berechtigt. 
 
  
9. Form und Zugang der Kündigung 
  
Alle Kündigungen müssen schriftlich erfolgen und sind nur wirksam, wenn sie innerhalb der 
Kündigungsfrist zugehen. 
 
  
10. Außerbetriebsetzung 
  
10.1 Wird das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt, ohne dass das Wagnis gemäß Teil I Ziff. 12 wegfällt, 
so bleibt der Versicherungsvertrag bestehen. Der Vertrag wird in der Kfz-Haftpflichtversicherung nach 
Maßgabe der Teil I Ziff. 10.2 bis 10.6 als Ruheversicherung fortgesetzt, wenn die Zulassungsbehörde 
dem Versicherer mitteilt, dass das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt ist, und die Außerbetriebsetzung 
mindestens 14 Tage beträgt. Anstelle der Ruheversicherung kann der Versicherungsnehmer die 
uneingeschränkte Fortführung des Versicherungsschutzes verlangen. 
  
10.2 In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung wird Versicherungsschutz nach den Teil II, Ziff. 1 bis 
3 gewährt. Das Fahrzeug darf jedoch außerhalb des Einstellraumes oder des umfriedeten 
Abstellplatzes nicht gebraucht oder nicht nur vorübergehend abgestellt werden (Ruheversicherung). 
  
Bei Verletzung der Obliegenheit gilt Teil I, Ziff. 4.1 entsprechend. 
  
10.3 Wird das Fahrzeug zum Verkehr wieder angemeldet, lebt der Versicherungsschutz 
uneingeschränkt wieder auf. Das Ende der Außerbetriebsetzung ist dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen. 
  
10.4 Der Versicherungsvertrag verlängert sich um die Dauer der Außerbetriebsetzung. 
  
10.5 Wird das Fahrzeug nicht innerhalb von 18 Monaten seit der Außerbetriebsetzung wieder zum 
Verkehr zugelassen, endet der Vertrag mit Ablauf dieser Frist, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 
Das Gleiche gilt, wenn das Fahrzeug zwar innerhalb der Frist unter Verwendung der 
Versicherungsbestätigung eines anderen Versicherers wieder zugelassen wird, der Versicherer sich 
innerhalb der Frist dem Versicherungsnehmer oder dem anderen Versicherer gegenüber nicht auf das 
Fortbestehen seines Vertrages beruft. Für die Beitragsabrechnung gilt Teil I, Ziff. 11.3 mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der Wirksamkeit der Kündigung der Tag der Außerbetriebsetzung tritt. 
  
10.6 Die Bestimmungen von Teil I, Ziff. 10.1 Sätze 2 und 3 sowie der Ziff. 10.2 bis 10.5 finden keine 
Anwendung auf Verträge für Fahrzeuge, die kein amtliches Kennzeichen oder die ein 
Versicherungskennzeichen führen müssen oder auf Verträge für Wohnwagenanhänger sowie auf 



      

Verträge mit kürzerer Vertragsdauer als ein Jahr mit Ausnahme von Verträgen im Sinne des Teil I, 
Ziff. 7.1 Satz 3. 
 
  
11 Veräußerung 
  
11.1 Wird das Fahrzeug veräußert, so tritt der Erwerber in die Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers aus dem Versicherungsvertrag ein. Für den Beitrag, welcher auf das zur Zeit 
der Veräußerung laufende Versicherungsjahr entfällt, haften Veräußerer und Erwerber als 
Gesamtschuldner. Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
  
11.2 Im Falle der Veräußerung sind Versicherer und Erwerber berechtigt, den Versicherungsvertrag 
zu kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt, dasjenige des Erwerbers, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats nach dem Erwerb bzw. nachdem er Kenntnis von dem Bestehen der Versicherung 
erlangt, ausgeübt wird. Der Erwerber kann nur mit sofortiger Wirkung, zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres oder der vereinbarten kürzeren Vertragsdauer, der Versicherer mit einer Frist 
von einem Monat kündigen. Legt der Erwerber bei der Zulassungsbehörde eine 
Versicherungsbestätigung vor, so gilt dies als Kündigung des übergegangenen Vertrags zum Beginn 
der neuen Versicherung. Teil I, Ziff. 7.3 und 7.4 sowie Ziff. 9 finden Anwendung. 
  
11.3 Kündigt der Versicherer oder der Erwerber, gebührt dem Versicherer der auf die Zeit des 
Versicherungsschutzes entfallende anteilige Beitrag. 
  
11.4 Wird nach Veräußerung bei demselben Versicherer, bei dem das veräußerte Fahrzeug versichert 
war, innerhalb von sechs Monaten ein Fahrzeug der gleichen Art und des gleichen 
Verwendungszwecks (Ersatzfahrzeug im Sinne der Tarifbestimmungen) versichert und die hierfür 
geschuldete erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so gelten die Bestimmungen des 
Versicherungsvertragsgesetzes bei Verzug mit der Folgeprämie. Teil I, Ziff. 1.4 Satz 2 sowie die 
Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes bei Verzug mit der Erstprämie finden keine 
Anwendung. Wird das Versicherungsverhältnis in den Fällen des Satzes 1 gekündigt, so kann der 
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
 
  
12. Wagniswegfall 
  
Fällt das Wagnis weg, steht dem Versicherer der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er vom 
Wagniswegfall Kenntnis erlangt. Teil I, Ziff. 11.4 findet entsprechende Anwendung. 
 
  
13. Pflichten bei Eintritt des Versicherungsfalls (Obliegenheiten) 
  
1. a) Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Ereignis, das einen unter die Versicherung 
fallenden Schaden verursacht oder - bei der Haftpflichtversicherung - Ansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. 
  
b) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer vom Versicherungsnehmer innerhalb einer Woche 
schriftlich anzuzeigen. Hat der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall unverzüglich bei dessen 
Unfall- und Pannen-Notrufzentrale gemeldet, so gilt dies als Schadenanzeige sowohl für den 
Autoschutzbrief als auch für die für dasselbe Fahrzeug bestehende Kraftfahrtversicherung. Einer 
Anzeige bedarf es nicht, wenn der Versicherungsnehmer einen Schadenfall nach Maßgabe der 
Bedingungen selbst regelt. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, alles zu tun, was zur Aufklärung 
des Tatbestandes und zur Minderung des Schadens dienlich sein kann. Er hat hierbei die etwaigen 
Weisungen des Versicherers zu befolgen. Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder wird ein 
Strafbefehl oder ein Bußgeldbescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall selbst angezeigt hat. 
  
2. a) Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versicherungsnehmer geltend, so ist 
dieser zur Anzeige innerhalb einer Woche nach der Erhebung des Anspruches verpflichtet. 
  
b) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich (Klage oder Mahnbescheid) geltend 
gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der Streit verkündet, so hat er 
außerdem unverzüglich Anzeige zu erstatten. Das gleiche gilt im Falle eines obligatorischen 



      

Güteverfahrens, eines Arrestes, einer einstweiligen Verfügung oder eines selbstständigen 
Beweisverfahrens. 
  
c) Gegen Mahnbescheid, Arrest und einstweilige Verfügung hat der Versicherungsnehmer zur 
Wahrung der Fristen die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen, wenn eine Weisung des 
Versicherers nicht bis spätestens zwei Tage vor Fristablauf vorliegt. 
  
d) Wenn es zu einem Rechtsstreit kommt, hat der Versicherungsnehmer die Führung des 
Rechtsstreites dem Versicherer zu überlassen, auch dem vom Versicherer bestellten Anwalt 
Vollmacht und jede verlangte Aufklärung zu geben. 
  
3. a) Bei verspäteter Anzeige eines Versicherungsfalles, bei dem lediglich ein Sachschaden 
eingetreten ist, wird sich der Versicherer nicht auf die Leistungsfreiheit nach Teil I, Ziff. 14 berufen, 
wenn der Versicherungsnehmer den Schaden geregelt hat oder regeln wollte, um dadurch eine 
Einstufung eines Vertrages in eine ungünstigere Schadenfreiheits- oder Schadenklasse zu vermeiden. 
Diese Vereinbarung gilt jedoch nur für solche Sachschäden, die Entschädigungsleistungen von 
voraussichtlich nicht mehr als 500,00 EUR erfordern. 
  
b) Gelingt es dem Versicherungsnehmer nicht, den Schaden im Rahmen von Absatz 1 selbst zu 
regulieren, oder ist dem Versicherer hinsichtlich des versicherten Fahrzeugs bzw. Ersatzfahrzeugs 
(Nr. 23 der Tarifbestimmungen) im gleichen Kalenderjahr ein weiterer Schaden zur Regulierung 
gemeldet worden, so kann der Versicherungsnehmer bis zum Ende des Kalenderjahres den nach 
Abs. 1 nicht gemeldeten Schaden dem Versicherer nachträglich anzeigen. Schäden, die sich im 
Dezember ereignen, können bis zum 31. Januar des folgenden Jahres nachgemeldet werden. 
  
c) Abweichend von Absatz 1 hat der Versicherungsnehmer jeden Sachschaden unverzüglich dem 
Versicherer anzuzeigen, wenn der Anspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe 
beantragt oder dem Versicherungsnehmer gerichtlich der Streit verkündet wird. Das gleiche gilt im 
Falle eines obligatorischen Güteverfahrens, eines Arrests, einer einstweiligen Verfügung oder eines 
selbstständigen Beweisverfahrens. 
 
  
14. Folgen einer Pflichtverletzung 
  
14.1 Leistungsfreiheit oder Leistungskürzung 
  
a) Bei vorsätzlicher Verletzung einer Obliegenheit, die sich aus Teil I, Ziff. 13 ergibt, besteht kein 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast, dass 
keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, trägt der Versicherungsnehmer. 
  
b) Abweichend von Teil I, Ziff. 14.1 a) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich war. Dies gilt nicht bei arglistiger Pflichtverletzung. 
 
  
14.2 Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
  
a) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ist die sich aus Abs. 1 ergebende Leistungsfreiheit 
bzw. Leistungskürzung dem Versicherungsnehmer gegenüber auf den Betrag von höchstens je 
2.500,-- EUR beschränkt. 
  
b) Hat der Versicherungsnehmer seine Aufklärungs- oder Schadenminderungspflicht vorsätzlich 
verletzt und ist diese Pflichtverletzung besonders schwerwiegend (insbesondere bei unerlaubtem 
Entfernen vom Unfallort, unterlassener Hilfeleistung, bewusst wahrheitswidrigen Angaben gegenüber 
dem Versicherer) erweitert sich die Leistungsfreiheit auf einen Betrag von höchstens je 5.000,-- EUR. 
 
  
  



      

14.3 Unbeschränkte Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
  
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflicht in der Absicht, sich oder einem Anderen dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Versicherer von seiner Leistungspflicht 
hinsichtlich des erlangten Vermögensvorteils vollständig frei. 
 
  
14.4 Besonderheiten in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung bei Rechtsstreitigkeiten 
  
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich seine Anzeigepflicht oder seine Pflicht, dem Versicherer 
die Führung eines Rechtsstreits zu überlassen, und führt dies zu einer rechtskräftigen Entscheidung, 
die über den Umfang der nach Sach- und Rechtslage geschuldeten Entschädigung erheblich 
hinausgeht, ist der Versicherer außerdem von seiner Leistungspflicht hinsichtlich des vom Versicherer 
zu zahlenden Mehrbetrags vollständig frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung dieser Pflichten ist der 
Versicherer hinsichtlich dieses Mehrbetrags berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
 
  
14.5 Mindestversicherungssummen in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
  
An Stelle der vereinbarten Versicherungssummen gelten in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
die in Deutschland geltenden Mindestversicherungssummen. 
 
  
15. Gerichtsstand 
  
15.1 Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag kann der Versicherungsnehmer insbesondere bei dem 
Gericht, das für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers örtlich zuständig ist oder dem Gericht, das 
für den Geschäftssitz oder für die den Versicherungsnehmer betreuende Niederlassung örtlich 
zuständig ist, geltend machen. 
  
15.2 Der Versicherer kann Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei dem Gericht, 
das für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers örtlich zuständig ist oder dem Gericht des Ortes, an 
dem sich der Sitz oder die Niederlassung des Betriebes des Versicherungsnehmers befindet, wenn 
den Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag für seinen Geschäfts- oder Gewerbebetrieb 
abgeschlossen haben, geltend machen. 
  
15.3 Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz, Geschäftssitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt hat oder sein Wohnsitz, Geschäftssitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, gilt abweichend der 
Regelung nach Abs. 4 das Gericht als vereinbart, das für den Geschäftssitz des Versicherers 
zuständig ist. 
 
  
16. Anzeigen und Willenserklärungen 
  
Alle Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind schriftlich abzugeben und sollen an 
die im Versicherungsschein als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden; andere als die im 
Versicherungsschein bezeichneten Vermittler sind zu deren Entgegennahme nicht bevollmächtigt. 
 
  
17.Tarifänderung in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
  
17.1 Der Versicherer ist berechtigt, einmal jährlich die Tarifbeiträge für bestehende Verträge unter 
Beachtung der anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik und der Versicherungstechnik 
neu zu kalkulieren, um sie an die Schaden- und Kostenentwicklung anzupassen. Dabei können die 
statistischen Erkenntnisse des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. 
berücksichtigt werden. Von der Neukalkulation unberührt bleiben der Ansatz für Gewinn sowie 
individuelle Beitragszu- oder -abschläge. Der neu kalkulierte Beitrag wird ab Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres wirksam. 
  
17.2 Sind die nach Teil I, Ziff. 17.1 ermittelten Tarifbeiträge für bestehende Verträge höher als die 
Tarifbeiträge für neu abzuschließende Verträge und enthalten die Tarife für die bestehenden und für 



      

die neu abzuschließenden Verträge die selben Beitragsermittlungen, Deckungssummen und 
Versicherungsbedingungen, so kann der Versicherer auch für die bestehenden Verträge, nur die 
Tarifbeiträge für die neu abzuschließenden Verträge verlangen. 
  
17.3 Ergibt die Kalkulation einen niedrigeren Tarifbeitrag, ist der Versicherer verpflichtet, den 
Versicherungsbeitrag mit Wirkung vom Beginn des nächstes Versicherungsjahres an auf die Höhe 
des neuen Tarifbeitrags zu senken. 
 
  
18. Außerordentliches Kündigungsrecht 
  
18.1 Bei Änderungen gemäß Teil I, Ziff. 17 kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers zu dem Zeitpunkt kündigen, an 
dem die Beitragserhöhung wirksam werden würde. Die Kündigung kann sich auf die betroffene 
Versicherungsart beschränken oder sich gleichzeitig auf die übrigen für dasselbe Fahrzeug 
bestehenden Kraftfahrtversicherungen erstrecken. 
  
18.2 Änderungen aufgrund von Nr. 6 Abs. 3 der Tarifbestimmungen für die Kraftfahrtversicherung 
berechtigen den Versicherungsnehmer auch dann zur Kündigung des Versicherungsverhältnisses, 
wenn sie keine Beitragserhöhung bewirken. Teil I, Ziff. 18.1 gilt entsprechend. 
 
  
19. Gesetzliche Änderungen des Leistungsumfanges in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung 
  
Ist der Versicherer aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung verpflichtet, den Leistungsumfang 
zu ändern oder die Deckungssummen zu erhöhen, so ist er berechtigt, den Beitrag ab dem Zeitpunkt 
zu erhöhen, von dem an der geänderte Leistungsumfang oder die erhöhten Deckungssummen gelten. 
 
  
20 Bedingungsanpassung 
  
20.1 Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen dieses Vertrags zu ergänzen oder zu 
ersetzen, wenn sie durch 
  
- Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des Versicherungsvertrages beruhen, 
- unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffende rechtskräftige höchstrichterliche Rechtsprechung, 
- einen bestandskräftigen Bescheid der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht bzw. der 
Kartellbehörde, durch den die Praxis des Versicherer beanstandet wird, 
  
unwirksam geworden sind und hierdurch eine Versicherungslücke entstanden ist, die nicht im 
Rückgriff auf eine gesetzliche Bestimmung ausgefüllt werden kann und die das bei Vertragsabschluss 
vorhandene Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße stört. 
  
20.2 Die Berechtigung zur Bedingungsanpassung nach Teil I, Ziff. 20.1 gilt nur für Regelungen, die 
folgende Bereiche betreffen; 
  
- den Umfang des Versicherungsschutzes, 
- die Deckungsausschlüsse, 
- die Pflichten des Versicherungsnehmers und des Versicherers, 
- die Berechtigung des Versicherers zur Tarifänderung bzw. Beitragserhöhung. 
  
Darüber hinaus dürfen die geänderten Regelungen den Versicherungsnehmer als einzelne 
Bestimmung und im Zusammenwirken mit anderen Bestimmungen des Vertrags nicht schlechter 
stellen als die bei Vertragsabschluss vorhandene Regelung. 
  
20.3 Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedingungsänderung nach Teil I, Ziff. 20.1 
Gebrauch, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb von sechs Wochen 
nach Zugang der Mitteilung kündigen. Die Kündigung ist sofort wirksam, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Bedingungsänderung. 
  
Der Versicherer teilt die Änderung spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden mit und weist auf 
das Kündigungsrecht hin. 



      

 
  
Teil II Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
  
1. Umfang der Versicherung 
  
1.1 Die Versicherung umfasst die Befriedigung begründeter und die Abwehr unbegründeter 
Schadenersatzansprüche, die aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
gegen den Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen erhoben werden, wenn durch den 
Gebrauch des im Vertrag bezeichneten Fahrzeugs 
  
a) Personen verletzt oder getötet werden, 
  
b) Sachen beschädigt oder zerstört werden oder abhandenkommen, 
  
c) Vermögensschäden herbeigeführt werden, die weder mit einem Personen- noch mit einem 
Sachschaden mittelbar oder unmittelbar zusammenhängen. 
  
1.2 Mitversicherte Personen sind: 
  
a) der Halter, 
  
b) der Eigentümer, 
  
c) der Fahrer, 
  
d) Beifahrer, d.h. Personen, die im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses zum Versicherungsnehmer 
oder Halter den berechtigten Fahrer zu seiner Ablösung oder zur Vornahme von Lade- und 
Hilfsarbeiten nicht nur gelegentlich begleiten, 
  
e) Omnibusschaffner, soweit sie im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses zum Versicherungsnehmer 
oder Halter tätig werden, 
  
f) Arbeitgeber oder öffentlicher Dienstherr des Versicherungsnehmers, wenn das versicherte 
Fahrzeug mit Zustimmung des Versicherungsnehmers für dienstliche Zwecke gebraucht wird. 
  
1.3 Mitversicherte Personen können ihre Versicherungsansprüche selbstständig geltend machen. 
  
1.4 Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, im Namen der versicherten Personen Ansprüche nach 
Teil II, Ziff. 1.1 zu befriedigen und / oder abzuwehren und alle dafür zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens abzugeben. 
  
1.5 Für die Leistung des Versicherers bilden die vereinbarten Versicherungssummen die 
Höchstgrenze bei jedem Schadenereignis. Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
unbeschadet Satz 4 nicht als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. Mehrere zeitlich 
zusammenhängende Schäden aus derselben Ursache gelten als ein Schadenereignis. Übersteigen 
die Haftpflichtansprüche die Versicherungssummen, so hat der Versicherer Kosten eines 
Rechtsstreites nur im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen. 
Der Versicherer ist berechtigt, sich durch Hinterlegung der Versicherungssumme und des hierauf 
entfallenden Anteils an den entstandenen Kosten eines Rechtsstreites von weiteren Leistungen zu 
befreien. 
  
1.6 Hat der Versicherte an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen 
aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet. Der Rentenwert wird aufgrund der Sterbetafel 1997 HUR und 
unter Zugrundelegung des Rechnungszinses, der die tatsächlichen Kapitalmarktzinsen in der 
Bundesrepublik Deutschland berücksichtigt, berechnet. Hierbei wird der arithmetische Mittelwert über 
die jeweils letzten 10 Jahre der Umlaufrenditen der öffentlichen Hand, wie sie von der Deutschen 
Bundesbank veröffentlicht werden, zugrunde gelegt. Nachträgliche Erhöhungen oder Ermäßigungen 
der Rente werden zum Zeitpunkt des ursprünglichen Rentenbeginns mit dem Barwert einer 



      

aufgeschobenen Rente nach der genannten Rechnungsgrundlage berechnet. Für die Berechnung von 
Waisenrenten wird das 18. Lebensjahr als frühestes Endalter vereinbart. 
  
Für die Berechnung von Geschädigtenrenten wird bei unselbstständig Tätigen das vollendete 65. 
Lebensjahr als Endalter vereinbart, sofern nicht durch Urteil, Vergleich oder eine andere Festlegung 
etwas anderes bestimmt ist oder sich die der Festlegung zugrunde gelegten Umstände ändern. 
  
1.7 Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufenden 
Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die 
nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden die 
sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt. 
  
1.8 War für das Fahrzeug eine am Tage des Schadenereignisses gültige internationale 
Versicherungskarte ausgestellt oder wurde durch eine Zusatzvereinbarung zum Abkommen über die 
internationale Versicherungskarte darauf verzichtet, so richtet sich bei Auslandsfahrten im 
Gültigkeitsbereich der Internationalen Versicherungskarte - unbeschadet der Regelung über die 
Versicherungssummen in Teil I, Ziff. 2 - die Leistung des Versicherers mindestens nach den 
Versicherungsbedingungen und Versicherungssummen, die nach den Gesetzen des Besuchslandes 
vereinbart werden müssen. 
  
1.9 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch 
Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an dem Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, ist 
der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehrschaden an Hauptsache, Zinsen 
und Kosten dem Versicherungsnehmer gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung frei, sofern 
dieser vom Versicherer hierauf hingewiesen wurde. 
 
  
2. Versicherungsumfang bei Anhängern 
  
2.1 Die Versicherung des Kraftfahrzeuges umfasst auch Schäden, die durch einen Anhänger 
verursacht werden, der mit dem Kraftfahrzeug verbunden ist oder der sich während des Gebrauchs 
von diesem löst und sich noch in Bewegung befindet. Mitversichert sind auch der Halter, Eigentümer, 
Fahrer, Beifahrer und Omnibusschaffner des Anhängers. Schäden der Insassen des Anhängers sind 
bis zur Höhe der Grundversicherungssumme eingeschlossen. 
  
2.2 Als Anhänger im Sinne dieser Vorschrift gelten auch Auflieger sowie Fahrzeuge, die abgeschleppt 
oder geschleppt werden, wenn für diese kein Haftpflichtversicherungsschutz besteht. 
 
  
3. Ausschlüsse 
  
Ausgeschlossen von der Versicherung sind 
  
1. Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder besonderer Zusage über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 
  
2. Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmers, Halters oder Eigentümers gegen mitversicherte 
Personen wegen Sach- oder Vermögensschäden; 
  
3. Haftpflichtansprüche wegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommens des Fahrzeugs, 
auf das sich die Versicherung bezieht, mit Ausnahme der Beschädigung betriebsunfähiger Fahrzeuge 
beim nicht gewerbsmäßigen Abschleppen im Rahmen üblicher Hilfsleistung; 
  
4. Haftpflichtansprüche wegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommen von mit dem 
versicherten Fahrzeug beförderten Sachen, mit Ausnahme jener Sachen, die die mit Willen des 
Halters beförderte Personen üblicherweise mit sich führen oder, sofern die Fahrt überwiegend der 
Personenbeförderung dient, als Gegenstände des persönlichen Bedarfs mit sich führen; 
  
5. Haftpflichtansprüche aus solchen reinen Vermögensschäden, die auf Nichteinhaltung von Liefer- 
und Beförderungsfristen zurückzuführen sind. 
  
Es gilt deutsches Recht. Die Vertragssprache ist deutsch. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 
Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und
Berufshaftpflichtversicherung

(Umwelthaftpflicht-Basis- und -Regressversicherung)

UHV-BAS - Juli 2016

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - abweichend von § 4 I 8 AHB - im Rahmen und 
Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen und Sach-
schäden durch Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung 
nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, 
die unter Ziffer 2 fallen.

Schäden durch Brand, Explosion und Sprengungen gelten als 
Schäden durch Umwelteinwirkung im Sinne des vorgenannten 
Absatzes. Versicherungsschutz für Sprengungen besteht nur dann, 
soweit diese gemäß Wagnisbeschreibung besonders vereinbart 
sind.

Mitversichert sind gemäß § 1, 1 AHB Vermögensschäden aus der 
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungs-
rechten oder -befugnissen. Diese werden wie Sachschäden be-
handelt.

1.2 Eingeschlossen sind im Umfang der Deckung gemäß Ziffer 1.1 
- teilweise abweichend von § 4 I 5 AHB - gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen Sachschäden, welche entstehen durch allmähliche
Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit,
von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub u. dgl.).

1.3 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe 
bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zu-
sammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser 
(einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder 
eingeleitet zu sein.

1.4 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht 
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe 
in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

2. Risikobegrenzungen

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, ge-
wässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG- Anlagen/ Anhang 1);

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anla-
gen);

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken 
auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den 
Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko);

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG- Anlagen/ Pflichtversicherung). 

3. Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes

3.1 Der Versicherungsschutz nach Ziffer 1.1 erstreckt sich auch auf

a) Betriebsmittel in nicht zulassungs- und nicht versicherungs-
pflichtigen Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen,
sofern diese vom Versicherungsschutz im Rahmen der Betriebs-
haftpflicht erfasst sind, insoweit abweichend von Ziffer 6.17;

b) Betriebsmittel in geschlossenen Systemen (z. B. bei Maschinen 
und Einrichtungen);

c) feste Nahrungsmittel sowie flüssige Nahrungsmittel in Behältnis-
sen;

d) umweltgefährdende Stoffe in Behältnissen bis 1.000 l/kg Fas-
sungsvermögen (Kleingebinde), soweit das Gesamtfassungsver-
mögen der vorhandenen Kleingebinde 10.000 l/kg nicht übersteigt.
Überschreiten die Kleingebinde nach Abschluss des Vertrages das
Gesamtfassungsvermögen von 10.000 l/kg finden die Bestimmun-
gen der Ziffer 3.3 Anwendung;

e) Fettabscheider sowie Leichtstoffabscheider nach DIN 1999 bzw.
deren Nachfolgenormen mit regelmäßiger Wartung durch Fachbe-
triebe.

Zu a), b) und d) gilt:

Ausgeschlossen bleiben halogenierte und teilhalogenierte Kohlen-
wasserstoffe (z. B. CKW, FCKW und PCB).

3.2 Mitversichert ist insoweit auch die gesetzliche Haftpflicht aus 
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 oder 
Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 bestimmt 
sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der 
Anlagen ist (Umwelthaftpflicht-Regress).

Abweichend hiervon besteht jedoch Versicherungsschutz, wenn 
nur eine sog. "temporäre Inhabereigenschaft" im Zusammenhang 
mit der Errichtung/ dem Probebetrieb einer Anlage gegeben und 
somit eine Endabnahme durch den Auftraggeber, d.h. den zukünf-
tigen Anlageninhaber, noch nicht erfolgt ist.
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Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß § 4 I 5 AHB 
findet insoweit keine Anwendung.

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter 
den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer 
ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen 
den Versicherungsnehmer bestehen können.

3.3 Bestimmungen zur Vorsorgeversicherung:

a) Für Risiken gemäß Ziffer 2.1 (WHG-Anlagen), 2.3 (sonstige 
deklarierungspflichtige Anlagen) und 2.4 (Abwasseranlagen- und
Einwirkungsrisiko), die dem Versicherungsnehmer nach Abschluss 
der Versicherung neu entstehen, finden die Bestimmungen des 
§ 2 AHB Anwendung.

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der Versiche-
rungsnehmer die neuen Risiken bis zur nächsten Hauptfälligkeit, 
spätestens jedoch innerhalb der ersten drei Monate des folgenden 
Versicherungsjahres, auch ohne Aufforderung durch den Versiche-
rer, diesem anzeigt - insoweit teilweise abweichend von § 2, 1 AHB 
-.

Werden während der Vertragslaufzeit die Mengenschwellen für die 
Mitversicherung gewässerschädlicher Stoffe gemäß Ziffer 3,1d) 
überschritten, so gilt dies ebenfalls als neues Risiko im Sinne 
dieser Bestimmungen.

Für die Vorsorgeregelung gelten - abweichend von § 2, 2 AHB - die 
dem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungssummen.

Bestehen für den Versicherungsnehmer mehrere Umwelthaft-
pflichtverträge findet die Kumulklausel gemäß Ziffer 7.3 entspre-
chend Anwendung.

b) Keine Anwendung finden die Bestimmungen des § 1, 2c) und
des § 2 AHB - Vorsorgeversicherung - für die Anlagen gemäß 
Ziffer 2.2 (UmweltHG-Anlagen/ Anhang 1) und 2.5 (UmweltHG-
Anlagen/ Anhang 2). Der Versicherungsschutz für solche neuen 
Risiken bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.

4. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist - abweichend von § 1, 1 und § 5, 1 AHB die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens, Sach-
schadens oder eines gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten Vermögens-
schadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder 
den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt 
es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder 
Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von 
Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist,

- nach einer Störung des Betriebes

oder

- aufgrund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintreten-
den Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten Ver-

mögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betriebes oder 
die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versi-
cherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen 
unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen 
durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvor-
nahme durch die Behörde ausgeführt werden.

5.3 Im Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbarten 
Gesamtbetrages werden dem Versicherungsnehmer die Aufwen-
dungen voll ersetzt, falls er

a) dem Versicherer die Feststellungen einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich angezeigt 
hat und

alles getan hat, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den 
Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, 
den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern und

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
behördliche Anordnungen eingelegt hat

oder

b) sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abgestimmt hat.

Ist eine Abstimmung nach Lage des Einzelfalles zeitlich nicht 
möglich, ersetzt der Versicherer die Aufwendungen, die der Versi-
cherungsnehmer den Umständen nach für geboten halten durfte.

5.4 Liegen die Voraussetzungen der Ziffer 5.3 nicht vor, so werden 
die Aufwendungen nur in dem Umfang ersetzt, in dem die Maß-
nahmen notwendig und objektiv geeignet waren, den Schadenein-
tritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern.

5.5 Die Ersatzleistung für derartige Aufwendungen beträgt (sofern 
in der Wagnisbeschreibung keine abweichende Ersatzleistung 
genannt ist)

20 % der vertraglich vereinbarten Versicherungssumme, 
maximal jedoch EUR 2.000.000,--

je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung

und steht einfach für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen zur 
Verfügung.

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen (sofern in 
der Wagnisbeschreibung keine abweichende Selbstbeteiligung 
genannt ist)

EUR 1.000,-

selbst zu tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im 
Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat.

Im Falle einer solchen Anrechnung hat der Versicherungsnehmer 
von den Selbstbeteiligungen gemäß Ziffer 5.5 und Ziffer 7.2 den 
höheren zu tragen.

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 decken -
zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung 
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oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder 
Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten 
Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten Vermö-
gensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder 
Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwir-
kung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, 
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein 
Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf 
einer Störung des Betriebes beruhen;

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkun-
gen entstehen.

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis 
erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der 
schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegeben-
heiten des Einzelfalles die Möglichkeit derartiger Schäden nicht 
erkennen musste;

6.3 Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versiche-
rungsvertrages eingetreten sind;;

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte 
beantragt werden können;

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnis-
ses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeit-
punkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren;

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb 
von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen;

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die darauf zurückzuführen sind, 
dass Abfälle oder sonstige Stoffe

- ohne Genehmigung des Inhabers der Deponie/ Abfallentsor-
gungsanlage und/ oder

- unter Nichtbeachtung von Auflagen und Hinweisen des Inhabers 
der Deponie/ Abfallentsorgungsanlage oder seines Personals und/ 
oder

- auf einer nicht behördlich genehmigten Deponie oder einem 
sonstigen hierfür nicht behördlich genehmigten Platz und/ oder

- unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration

zwischen-, endgelagert oder anderweitig entsorgt werden;

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung entste-
hen;

6.9 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten 
oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Für den Versicherungsschutz nach Ziffer 3.2 gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht;

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versi-
cherungsnehmer gerichtete behördliche Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen;

6.11 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen 
oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder 
Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, 
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht auszuführen;

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge von Eigenschaften eines 
Organismus, die auf dem Betrieb einer gentechnischen Anlage 
oder einer Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen 
im Sinne des Gentechnik-Gesetzes (GenTG) beruhen;

6.13 Ansprüche wegen Sach- und/oder Vermögensschäden durch 
gentechnisch veränderte Erzeugnisse und/oder Erzeugnisse, die 
gentechnisch veränderte Organismen (GVO) enthalten;

6.14 Ansprüche

- wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich 
um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
Zubehör handelt;

- wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureein-
brüche sowie Kohlenstaubexplosionen;

6.15 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens;

6.16 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügun-
gen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte 
ausgewirkt haben;

6.17 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen.

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende 
Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht;
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6.18 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft-
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren,

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen,

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge;

6.19 Ansprüche wegen Sachschäden aus Anlass von Sprengun-
gen oder Abbruch- und Einreißarbeiten, soweit diese entstehen

- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger 
als 150 Metern,

- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen 
Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerkes entspricht;

6.20 Zusätzlich bei Garten- und Landschaftsbaubetrieben:

- Ansprüche wegen Schäden durch Schädlingsbekämpfung aus 
der Luft;

- bei der Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkraut- und Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln anlässlich Lohnarbeiten Ansprüche 
wegen Schäden an Kulturen, gleich welcher Art, auf dem Grund-
stück, auf dem die Spritzung stattfindet;

6.21 Ansprüche wegen Personenschäden durch im Geltungsbe-
reich des Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene 
Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft 
als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne des AMG eine De-
ckungsvorsorge zu treffen hat;

6.22 Ansprüche wegen Personenschäden durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte, verarbeitete oder in Verkehr gebrachte 
Produkte die ganz oder teilweise humanbiologisches Material bzw. 
Auszüge desselben enthalten (z.B. Blut, Plasma, Sera, Plasma-
proteine, Immunoglobine, Zellen, Gewebe);

6.23 Ansprüche wegen Personenschäden, die in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen mit Tabak und/oder Tabakprodukten ein-
schließlich Zubehör, Bestandteilen, Hilfsstoffen und/oder Kompo-
nenten für Tabak und/oder Tabakprodukten;

dies gilt auch, soweit es sich um Ansprüche von Personen handelt, 
die nicht selbst Tabakwaren konsumiert haben (sog. Passivrau-
cher);

6.24 Ansprüche wegen Schäden durch elektromagnetische Felder;

6.25 Ansprüche aus Besitz und/oder Betrieb von Öl-, Gas- oder 
Brennstofffernleitungen (sog. Pipelines);

6.26 Ansprüche aus Besitz und/oder Betrieb von Bahnen zur Be-
förderung von Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen 
und nicht selbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb;

6.27 Ansprüche aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung 
von Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken 
sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;

6.28 Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige 
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind;

6.29 Ansprüche wegen Schäden durch Anfeindungen, Belästigun-
gen, Schikane, Ungleichbehandlungen und sonstige Diskriminie-
rungen;

6.30 Ansprüche wegen Vermögensschäden aus Pflichtverletzun-
gen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige Mitglie-
der von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im 
Zusammenhang stehen. 

7. Serienschadenklausel / Selbstbeteili-
gung / Kumulklausel 

7.1 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die ange-
gebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versi-
cherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle durch

- dieselbe Umwelteinwirkung,

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden Umwelt-
einwirkungen,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden 
Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein inne-
rer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang be-
steht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als 
eingetreten gilt.

§ 3 III 2 Abs. 1 Satz 3 AHB wird gestrichen.

7.2 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von 
der Schadenersatzleistung (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Selbstbeteiligung genannt ist)

EUR 1.000,-

selbst zu tragen.

Dies gilt nicht, soweit der festgestellte Schaden infolge von Brand 
oder Explosion eingetreten ist.

7.3 Beruhen mehrere Versicherungsfälle

- auf derselben Ursache oder

- auf gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

und besteht für einen Teil dieser Versicherungsfälle Versiche-
rungsschutz

- nach der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung und für den 
anderen Teil dieser Versicherungsfälle Versicherungsschutz nach 
einer Umwelthaftpflichtversicherung und/oder einer Umweltscha-
densversicherung,
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- nach dieser Umwelthaftpflicht-Basisversicherung unf für den 
andere Teil dieser Versicherungsfälle nach einer Umweltschadens-
versicherung,

so steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbeitrag aus 
beiden Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versiche-
rungssummen höchstens eine Versicherungssumme, ansonsten 
maximal die höhere Versicherungssumme zur Verfügung.

Sofern die in der Betriebs- und Berufshaftpflicht- , der Umwelthaft-
pflichtversicherung bzw. der Umweltschadensversicherung ge-
deckten Versicherungsfälle in unterschiedliche Versicherungsjahre 
fallen, ist für die Bestimmung der maximalen Versicherungssumme 
für diese Versicherungsfälle das Versicherungsjahr maßgeblich, in 
dem der erste im Rahmen der Betriebshaftpflicht gedeckte Versi-
cherungsfall eingetreten ist.

Bestehen für den Versicherungsnehmer bei dem Versicherer oder 
seiner Konzerngesellschaften mehrere Haftpflichtversicherungen 
(Einzelverträge), so finden die vorstehenden Bestimmungen ent-
sprechend Anwendung. 

8. Nachhaftung/Rückwärtsdeckung 

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch 
Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so 
besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder 
gemäß Ziffer 1.1 mitversicherte Vermögensschäden weiter, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

8.2 Die Regelung der Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass 
während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versi-
chertes Risiko teilweise wegfällt.

8.3 Abweichend von § 1, 1 AHB, Ziffer 7.04 und 7.06, 3 wird Versi-
cherungsschutz gewährt für vor Beginn dieses Vertrages eingetre-
tene Versicherungsfälle, für die der unmittelbare Vorversicherer 
ausschließlich aufgrund einer im Vorvertrag enthaltenen Nachhaf-
tungsfrist analog Ziffer 8.1 dieses Vertrages keinen Versicherungs-
schutz zu gewähren hat.

Versicherungsschutz wird nur unter folgenden Voraussetzungen 
gewährt:

- Der Versicherungsschutz bezieht sich nur auf Versicherungsfälle, 
die dem Versicherungsnehmer bei Beginn dieses Vertrages nicht 
bekannt waren.

- Versicherungsschutz wird entsprechend dem Versicherungsum-
fang des Vorvertrages gewährt. Geht der Versicherungsumfang 
des Vorvertrages über den des vorliegenden Vertrages hinaus, 
wird der Versicherungsschutz entsprechend dem Versicherungs-
umfang des vorliegenden Vertrages gewährt.

- Für derartige Versicherungsfälle gilt die Selbstbeteiligung des 
Vorvertrages, mindestens jedoch die Selbstbeteiligung in Höhe des 
Betrages gemäß Ziffer 7.2.

- Für derartige Versicherungsfälle steht im Rahmen der Versiche-
rungssumme des vorliegenden Vertrages maximal eine Ersatz-
leistung von

EUR 1.000.000,--
pauschal für Personen- und Sachschäden

je Versicherungsfall und gleichzeitig für alle derartigen Versiche-
rungsfälle zur Verfügung. Sofern die Versicherungssumme des 
Vorvertrages niedriger war als EUR 1.000.000,--, gilt die Versiche-
rungssumme des Vorvertrages.

- Für alle derartigen Versicherungsfälle gilt unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Eintritt das erste Versicherungsjahr des vorliegenden 
Vertrages als Eintrittsjahr.

Die Kopie der Police des unmittelbaren Vorversicherers gilt inso-
weit als Bestandteil dieses Vertrages. 

9. Versicherungsfälle im Ausland 

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang Ziffer 1 dieser Bedingungen -
abweichend von § 4 I 3 AHB - auch im Ausland eintretende Versi-
cherungsfälle,

- die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im 
Sinne der Ziffer 3.2 im Inland zurückzuführen sind. Dies gilt für 
Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 3.2 nur, wenn die Anlagen oder 
Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Messen und Märkten.

9.2 F a l l s b e s o n d e r s v e r e i n b a r t
- siehe Wagnisbeschreibung -

erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf Versicherungsfälle

a) die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung (nicht Arbeiten im Sinne von Ziffer 3.2) zurückzuführen 
sind (Geltungsbereich - siehe Wagnisbeschreibung -);

b) die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziffer 3.2 zurückzuführen sind, wenn die 
Anlagen oder Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt waren 
(Geltungsbereich - siehe Wagnisbeschreibung - ).

c) die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3.2 zurückzuführen 
sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen (Geltungsbereich 
- siehe Wagnisbeschreibung - ).

Zu 9.2

Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 9.2 besteht nur für solche 
Personen- und Sachschäden, die die Folge einer nach Vertragsbe-
ginn eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes 
sind und die Störung plötzlich und unfallartig eingetreten ist.

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziffer 5
und Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 1.1, Abs. 2 bleiben 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

Sofern für Auslandschäden im Betriebshaftpflichtteil dieses Vertra-
ges ein regionaler Geltungsbereich vereinbart ist, gilt diese Erwei-
terung entsprechend für vorgenannte Risiken. Ausgenommen 
bleiben jedoch Schäden in USA/US-Territorien oder Kanada.

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Pro-
duktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl.;
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9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

a) gegen

- den Versicherungsnehmer,

- die gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat,

- der angestellten Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß Arbeits-
sicherheitsgesetz) und der angestellten Sicherheitsbeauftragten 
(Immissions-, Strahlenschutz-, Gewässerschutzbeauftragter und 
dgl.) gemäß § 22 SGB VII in dieser Eigenschaft

- der Mitglieder des Aufsichtsrates oder sonstiger Aufsichtsgremien

(z. B. Beiräte) in dieser Eigenschaft

aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder mit der Durch-
führung von Arbeiten betraut worden sind.

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche aus Arbeits-
unfällen, und Berufskrankheiten die den Bestimmungen des Sozi-
algesetzbuches (SGB) VII (siehe § 4 I 3 AHB) unterliegen;

b) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

c) nach den Artikeln 1792 ff des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

9.4 Abweichend von § 3 III 4 AHB - werden die Aufwendungen des 
Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen 
Abwehr der von enem Dritten geltend gemachten Ansprüche, 
insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen - und Ge-
richtskosten als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.

9.5 Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien oder Kanada 
oder bei vor Gerichten in den USA/US- Territorien oder Kanada 
geltend gemachten Ansprüchen gelten zusätzlich folgende Best-
immungen:

a) Kein Versicherungsschutz besteht für

- Schäden durch Erzeugnisse oder Arbeiten, die vor Einschluss 
des USA-/US-Territorien oder Kanada- Risikos dorthin geliefert 
bzw. dort ausgeführt wurden, es sei denn, dieses wurde zuvor 
besonders vereinbart;

- die in USA/US-Territorien oder Kanada geltend gemacht werden 
wegen Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilz-
befall in oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließ-
lich deren Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen im Zusam-
menhang mit derartigen Schäden.

Unter dem Begriff 'Schimmelpilz' ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen;

- wegen Personenschäden, die in USA/US-Territorien oder Kanada 
im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung und/oder 
dem Vertrieb von Latex (Naturlatex / Naturgummilatex) geltend 
gemacht werden.

b) Als Ersatzleistungen gelten die vertraglich vereinbarten Versi-
cherungssummen, maximal jedoch

EUR 5.000.000,-- bei Personenschäden

je Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen. 
Sofern im Versicherungsschein eine Begrenzung für die einzelne 
Person vereinbart ist, gilt diese auch für derartige Schäden.

c) Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Perso-
nenschaden einschließlich daraus resultierender Kosten:

EUR 10.000,--.

9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

10. Inländische Versicherungsfälle vor
ausländischen Gerichten 

Für Ansprüche, die vor ausländischen Gerichten oder nach aus-
ländischem Recht geltend gemacht werden, gilt:

10.1. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprü-
che

a) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

b) nach den Artikeln 1792 ff. des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

c) die in USA/US-Territorien oder Kanada geltend gemacht werden 
wegen Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilz-
befall in oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließ-
lich deren Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen im Zusam-
menhang mit derartigen Schäden.

Unter dem Begriff 'Schimmelpilz' ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen;

d) wegen Personenschäden, die in USA/US-Territorien oder Ka-
nada im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung 
und/oder dem Vertrieb von Latex (Naturlatex/Naturgummilatex) 
geltend gemacht werden.

10.2. Abweichend von § 3 III 4 AHB werden die Aufwendungen des 
Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen 
Abwehr der von enem Dritten geltend gemachten Ansprüche, 
insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen - und Ge-
richtskosten als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.

10.3. Bei Versicherungsfällen, die vor Gerichten in den USA/US-
Territorien und Kanada oder nach dem Recht dieser Staaten gel-
tend gemacht werden, gilt:

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Personen-
schaden einschließlich daraus resultierender Kosten:

EUR 10.000,--.

10.4. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist.
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N AT U R S C H U T Z P O L I C E

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Umweltschadensbasisversicherung

(Umweltschadensbasisversicherung)

USV-BAS - Ausgabe Juli 2016

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Der Umfang der Umweltschadensbasisversicherung richtet sich 
ausschließlich nach den folgenden Bestimmungen, soweit dort 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

1.2 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz 
zur Sanierung von Umweltschäden. Umweltschaden ist eine

a) Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men,

b) Schädigung der Gewässer,

c) Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Er-
stattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen / Pflichten der 
oben genannten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt es 
nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtli-
cher oder privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche 
gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch 
ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Versiche-
rungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine 
Betriebs-, Berufs- oder Umwelt- Haftpflichtversicherung vereinbart 
werden.

1.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken 
und Tätigkeiten:

a) Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder 
fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziffern 2.1 bis 2.5 
oder

1.3 b) und c) fallen,

b) Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von 
Ziffer

1.3 c) umfasst sind, nach Inverkehrbringen,

c) Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 bis 2.5 oder 
Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn 
der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.

Abweichend von Abs. 1 besteht jedoch Versicherungsschutz, wenn 
nur eine sog. "temporäre Inhabereigenschaft" im Zusammenhang 

mit der Errichtung/dem Probebetrieb einer Anlage gegeben und 
somit eine Endabnahme durch den Auftraggeber, d.h. den zukünf-
tigen Anlageninhaber, noch nicht erfolgt ist.

Insoweit werden Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
unter den in Ziffer 9 genannten Voraussetzungen durch den Versi-
cherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage 
gegen den Versicherungsnehmer bestehen können.

1.4 Mitversichert ist/sind - abweichend von Ziffer 2.1 und 2.4 dieser 
Bedingungen -

a) Betriebsmittel in nicht zulassungs- und nicht versicherungs-
pflichtigen Kraftfahrzeugen und selbst fahrenden Arbeitsmaschi-
nen, sofern diese vom Versicherungsschutz im Rahmen der Be-
triebshaftpflicht erfasst sind, insoweit abweichend von Ziffer 10.14;

b) Betriebsmittel in geschlossenen Systemen (z. B. Maschinen und 
Einrichtungen);

c) feste sowie flüssige Nahrungsmittel in Behältnissen;

d) umweltgefährdende Stoffe in Behältnissen bis 1.000 l/kg Fas-
sungsvermögen (Kleingebinde), soweit das Gesamtfassungsver-
mögen der vorhandenen Kleingebinde 10.000 l/kg nicht übersteigt.

Überschreiten die Kleingebinde nach Abschluss des Vertrages das 
Gesamtfassungsvermögen von 10.000 l/kg, finden die Bestimmun-
gen der Ziffer 7 entsprechende Anwendung;

e) Fettabscheider sowie Leichtstoffabscheider nach DIN 1999 
bhzw. deren Nachfolgenormen mit regelmäßiger Wartung durch 
Fachbetriebe.

Sofern im Umwelthaftpflicht-Teils dieses Vertrages Versicherungs-
schutz für weitere Risiken vereinbart ist, gilt diese Erweiterung 
entsprechend für diese Umweltschadensbasisversicherung.

1.5 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

a) der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
sowie der angestellten Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß 
Arbeitssicherheitsgesetz) und der angestellten Sicherheitsbeauf-
tragten (Immissionsschutz-, Strahlenschutz-, Gewässerschutzbe-
auftragte und dgl.) gemäß § 22 SGB VII in dieser Eigenschaft.

b) sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (einschl. Praktikanten, 
Hospitanten) und durch Vertrag in den Betrieb des Versicherungs-
nehmers eingegliederten Arbeitnehmer fremder Stammfirmen für 
Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Versicherungsnehmer verursachen.

Als dienstliche Verrichtung gilt auch die Tätigkeit
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- von freiberuflich im Betrieb des Versicherungsnehmers tätig 
werdenden Betriebsärzten und deren Hilfspersonen,

- der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten 
Personen für Ansprüche, die gegen diese Personen aus Anlass der 
Ausführung dieser Verrichtung erhoben werden.

Eine eventuell anderweitig bestehende Umweltschadensversiche-
rung geht dieser Versicherung vor.

1.6 Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 10.14 dieser Bedin-
gungen - die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von nicht zu-
lassungs- und nicht versicherungspflichtigen eigenen, gemieteten 
und geliehenen

a) Kraftfahrzeugen, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plät-
zen verkehren, ohne Rücksicht auf eine bauartbedingte Höchstge-
schwindigkeit;

b) Kraftfahrzeugen bis 6 km/h bauartbedingte Höchstgeschwindig-
keit;

c) selbst fahrenden Arbeitsmaschinen und Stapler mit nicht mehr 
als

20 km/h bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

d) Kraftfahrzeug-Anhänger,

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

1.7 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften.

Versicherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schäden, die 
sich ab dem Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsnehmers in 
die Arbeits-/ Liefergemeinschaft ereignen, wenn dem Versiche-
rungsnehmer zum Zeitpunkt des Eintritts in die Arbeits-/ Lieferge-
meinschaft die Ursachen dieser Schäden (Mängel, Baufehler) nicht 
bekannt waren.

Dabei gilt folgende Regelung:

Wenn die Aufgaben der Partner im Innenverhältnis

a) nach Fachgebieten, Teilleistungen oder Bauabschnitten aufge-
teilt worden sind, besteht Versicherungsschutz für einen Versiche-
rungsfall, der vom Versicherungsnehmer selbst verursacht wurde, 
bis zur vollen Höhe der vereinbarten Versicherungssumme,

b) nicht aufgeteilt sind oder wenn nicht ermittelt werden kann, 
welcher Partner den Schaden verursacht hat, so ermäßigt sich im 
Rahmen der Versicherungssummen die Ersatzpflicht des Versiche-
rers auf die Quote am Schaden, welche der prozentualen Beteili-
gung des Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht.

Ist eine quotenmäßige Aufteilung nicht vereinbart, so gilt der ver-
hältnismäßige Anteil entsprechend der Anzahl der Partner der 
Arbeitsgemeinschaft.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche der 
Partner der Arbeits-/ Liefergemeinschaft untereinander sowie 

Ansprüche der Arbeits-/ Liefergemeinschaft gegen die Partner oder 
umgekehrt wegen solcher Schäden, die ein Partner oder die Ar-
beits- /Liefergemeinschaft unmittelbar erlitten hat.

Die Ersatzpflicht des Versicherers innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssummen erweitert sich, wenn über das Vermögen 
eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nicht-
zahlung eines Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt 
wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit 
für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch 
erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

1.8 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Beauftragung fremder Unternehmen, auch von 
Kraftfuhr- und Wasserfahrzeugunternehmen - insoweit teilweise 
abweichend von Ziffer 10.14 -.

Nicht versichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht der fremden 
Unternehmen und ihres Personals.

2. Risikobegrenzungen 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umwelt-
schäden aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, ge-
wässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG- Anlagen);

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen / Anhang 1);

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anla-
gen);

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen 
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein 
Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versi-
cherungsnehmer

(Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko);

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen / Anhang 2).

3. Betriebsstörung 

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschä-
den, die die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, 
während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetrete-
nen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versiche-
rungsnehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen 
der Ziffer. 1.3 b) Versicherungsschutz für Umweltschäden durch 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rah-
men der Ziffer

1.3 a) für Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder 
anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter im Sinne von 
Ziffer 1.3 b). Versicherungsschutz besteht in den Fällen der Sätze 
1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen 
Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeug-
nisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der 
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Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht 
hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

3.3 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen 
von Ziffer 1.3 a) Versicherungsschutz für Umweltschäden durch 
Tätigkeiten auf fremden Grundstücken. Dies gilt insoweit nicht, 
soweit es sich um Grundstücke handelt, die der Versicherungs-
nehmer gemietet, geleast, gepachtet, geliehen hat oder durch 
verbotene Eigenmacht erlangt hat (siehe auch Ziffer 10.1).

4. Leistungen der Versicherung 

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen 
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten 
Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der 
Behörde oder einem sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechts-
kräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung-
und Kostentragung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch 
die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinen-
den Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfah-
ren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungsver-
pflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das 
Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des Versi-
cherungsnehmers.

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/ 
Umweltdeliktes, der/ das eine unter den Versicherungsschutz 
fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so 
trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit 
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5. Versicherte Kosten 

Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4.1 geregelten Leistungs-
umfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gutach-
ter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfah-
rens- und Gerichtskosten

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürli-
chen Lebensräumen oder Gewässern:

a) die Kosten für die "primäre Sanierung", d.h. für Sanierungsmaß-
nahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und / oder 
beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Aus-
gangszustand zurückversetzen;

b) die Kosten für die "ergänzende Sanierung", d.h. für Sanie-
rungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und / 
oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden 
soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wie-
derherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und / oder 
Funktionen führt;

c) die Kosten für die "Ausgleichssanierung", d.h. für die Tätigkeiten 
zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen 
und / oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Scha-
dens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanie-
rung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. "Zwischenzeitliche 
Verluste" sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die 
geschädigten natürlichen Ressourcen und / oder Funktionen ihre 
ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürliche 
Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der 
primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht 
entfaltet haben.

Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 500.000,-- je Versicherungsfall

und für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme zur Umweltschadens-
versicherung;

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens:

die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest si-
cherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrol-
liert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der geschä-
digte Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der 
Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder zugelassenen zu-
künftigen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung 
der menschlichen Gesundheit mehr darstellt.

5.3 Die unter Ziffer 5.1 und Ziffer 5.2 genannten Kosten für Um-
weltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers 
gemäß Ziffer 10.1 oder am Grundwasser gemäß Ziffer 10.2 eintre-
ten, sind nur nach besonderer Vereinbarung (siehe Ziffer 14 und 
15) versichert.

6. Erhöhungen und Erweiterungen 

6.1 Für Risiken gemäß Ziffer 1.3 und 1.4 umfasst der Versiche-
rungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken.

Dies gilt nicht für

a) Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungs-
pflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige 
Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen;

b) Anlagen gemäß Ziffer 2.2 (UmweltHG-Anlagen / Anhang 1) und

Ziffer 2.5 (UmweltHG-Anlagen / Anhang 2) dieser Bedingungen.

6.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvor-
schriften auf der Grundlage der EU- Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. Der 
Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen 
von Ziffer 27 kündigen.
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7. Vorsorgeversicherung 

7.1 Für Risiken gemäß Ziffer 1.3 bis 1.4 sowie Ziffer 2.1 (WHG-
Anlagen), 2.3 (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen) und 2.4 
(Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko), die nach Abschluss 
des Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz im 
Rahmen des Vertrages sofort in Höhe der für die Umweltscha-
densversicherung zugrunde liegenden Versicherungssumme.

Bestehen für den Versicherungsnehmer mehrere Umweltscha-
densversicherungs-Verträge findet die Kumulklausel gemäß Zif-
fer 11.4 entsprechend Anwendung.

7.2 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der 
Versicherungsnehmer die neuen Risiken bis zur nächsten Haupt-
fälligkeit, spätestens jedoch innerhalb der ersten drei Monate des 
folgenden Versicherungsjahres, auch ohne Aufforderung durch den 
Versicherer, diesem anzeigt.

Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, 
entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung.

Werden während der Vertragslaufzeit die Mengenschwellen für die 
Mitversicherung gewässerschädlicher Stoffe gemäß Ziffer 1.4 
überschritten, so gilt dies ebenfalls als neues Risiko im Sinne 
dieser Bestimmungen.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war.

7.3 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen ange-
messenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die 
Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

7.4 Die Bestimmungen zur Vorsorgeversicherung finden keine 
Anwendung

a) für die Anlagen gemäß Ziffer 2.2 (UmweltHG-Anlagen / Anhang 
1) und Ziffer 2.5 (UmweltHG-Anlagen / Anhang 2). Der Versiche-
rungsschutz für solche neuen Risiken bedarf insoweit besonderer 
Vereinbarung,

b) für die Zusatzbausteine 1 und 2 gemäß Ziffer 14 und 15 dieser 
Bestimmungen.

7.5 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

a) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft- ,
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulas-
sungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

c) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen;

d) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rah-
men von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

8. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Um-
weltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige 
Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. 

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
Ursache oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vor-
nahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

9. Aufwendungen vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls 

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist,

a) für die Versicherung nach Ziffer 1.3 a) nach einer Betriebsstö-
rung beim Versicherungsnehmer oder Dritten - in den Fällen der 
Ziffer 3.2 und 3.3 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorlie-
gen einer Betriebsstörung;

b) für die Versicherung nach Ziffer 1.3 b) nach einer Betriebsstö-
rung bei Dritten - in den Fällen der Ziffern 3.2 auch nach behördli-
cher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;

c) für die Versicherung nach Ziffer 1.3 c) nach einer Betriebsstö-
rung bei Dritten.

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versichert 
des Dritten gemäß Abs. a) bis c) - für Maßnahmen zur Abwendung 
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umwelt-
schadens. Die Feststellung der Betriebsstörung oder die behördli-
che Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, 
wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördli-
chen Anordnungen im Sinne der Ziffer 9.1 werden unter den dort 
genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache über-
nommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer 
oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt 
werden.

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

a) dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzei-
gen und

alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Um-
fang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu min-
dern und

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
behördliche Anordnungen einzulegen

oder

b) sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 ge-
nannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gem. Ziffer 9 vereinbarten Gesamtbetrages 
nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 genannten 
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz 
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die 
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Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist.

9.5 Die Ersatzleistung für derartige Aufwendungen beträgt (sofern 
in der Wagnisbeschreibung keine abweichende Ersatzleistung 
genannt ist)

20 % der vertraglich vereinbarten Versicherungssumme,
maximal jedoch EUR 2.000.000,--

je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung

und für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme.

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen (sofern in 
der Wagnisbeschreibung keine abweichende Selbstbeteiligung 
genannt ist)

EUR 1.000,--

selbst zu tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebenden Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im 
Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat.

Im Falle einer solchen Anrechnung hat der Versicherungsnehmer 
von den Selbstbeteiligungen gemäß Ziffer 9.5 und Ziffer 11.2 den 
höheren zu tragen.

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Ziffer 9.1 decken -
zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung 
oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder 
Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, die 
der Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten 
Umweltschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder 
Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwir-
kung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

10. Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 
unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen 
Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit darstellen,

10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen u. dgl. sind oder durch verbotene Eigenmacht 
erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche 
geschützte Arten oder natürliche Lebensräume handelt (siehe aber 
Ziffer 14);

10.2 am Grundwasser (siehe aber Ziffer 14);

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers 
oder seines Fließverhaltens (siehe aber Ziffer 14);

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind;

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach 
Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder 
in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert wa-
ren;

10.6 die im Ausland eintreten (siehe aber Ziffer 13);

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Um-
gang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ab-
laufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt 
nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen;

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen (siehe 
aber Ziffer 3.3);

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freiset-
zung von Klärschlamm, Gärrückständen, Jauche, Gülle, festem 
Stalldung, Pflanzenschutz-, Unkrautvernichtungs-, Dünge- oder 
Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe 
durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und 
unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Nieder-
schläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere Grundstü-
cke abdriften, die nicht im Besitz des Versicherungsnehmers 
stehen;

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse 
zurückzuführen sind;

10.11 die zurückzuführen sind auf

a) gentechnische Arbeiten,

b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

c) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten

- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurde;

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Ent-
sorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche 
Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration 
oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür be-
hördlich genehmigt ist;

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Ein-
richtungen zur Endablagerung von Abfällen;

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen 
(siehe aber Ziffer 1.6).

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
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Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine abweichende 
Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht;

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Nicht versichert sind Pflichten und Ansprüche wegen Schäden 
durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen;

10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, 
die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von 
Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem 
Umweltschutz dienen, abweichen;

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, 
die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst un-
terlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der 
Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen 
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder War-
tungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht 
ausführen;

10.18 durch Bergbaubetrieb im Sinne des Bundesberggesetz;

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem 
Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von 
hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere 
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben;

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass 
sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben;

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertragli-
cher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung 
des Versicherungsnehmers hinausgehen;

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehö-
renden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden 
sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gehandelt hat;

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen;

10.25 durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft;

10.26 aus der Lagerung und Verwendung von halogenierten und 
teilhalogenierten Kohlenwasserstoffen (CKW, FCKW und PCB), es 
sei denn, der Versicherungsschutz wurde hierfür ausdrücklich 
vereinbart;

10.27 aus Besitz und / oder Betrieb von Öl-, Gas- oder Brennstoff-
fernleitungen (sog. Pipelines);

10.28 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von 
Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie 
aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;

10.29 aus Anlass von Sprengungen oder Abbruch- und Einreißar-
beiten, soweit diese entstehen

- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger 
als

150 m,

- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen 
Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht;

10.30 die in USA/US-Territorien oder Kanada geltend gemacht 
werden;

10.31 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

10.32 nach den Artikeln 1292 ff und den damit in Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen in Artikel 1147 des französischen 
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

10.33 durch elektromagnetische Felder.

11. Maximierung / Serienschadenklausel / 
Selbstbeteligung / Kumulklausel 

11.1 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die 
vereinbarte Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem 
Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschädigungs- oder ersatzpflichtige 
Personen erstreckt. Sämtliche Kosten gemäß Ziffer 5 werden auf 
die Versicherungssumme angerechnet.

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle durch

- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwir-
kungen auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Ein-
wirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen Ursachen 
ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang 
besteht, oder

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als 
eingetreten gilt.

11.2 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall 
von den gemäß Ziffer 5 versicherten Kosten (sofern in der Wagnis-
beschreibung keine abweichende Selbstbeteilgung genannt ist)

EUR 1.000,--
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selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur 
Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unberech-
tigter Inanspruchnahme verpflichtet.

11.3 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am 
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer 
für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Kosten gemäß

Ziffer 5 und Zinsen nicht aufzukommen.

11.4 Beruhen mehrere Versicherungsfälle

- auf derselben Ursache oder

- auf gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

und besteht für einen Teil dieser Versicherungsfälle Versiche-
rungsschutz nach der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung 
oder Umwelthaftpflichtversicherung und für den anderen Teil dieser 
Versicherungsfälle Versicherungsschutz nach dieser Umweltscha-
dens-Basisversicherung bzw. Umweltschadens- Anlagenversiche-
rung, so steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbetrag 
aus allen Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versiche-
rungssummen höchstens eine Versicherungssumme, ansonsten 
maximal die höchste Versicherungssumme zur Verfügung.

Sofern die in der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung bzw. 
der Umwelthaftpflicht-Versicherung oder Umweltschadensversiche-
rung gedeckten Versicherungsfälle in unterschiedliche Versiche-
rungsjahre fallen, ist für die Bestimmung der maximalen Versiche-
rungssumme für diese Versicherungsfälle das Versicherungsjahr 
maßgeblich, in dem der erste im Rahmen der Umwelthaftpflicht 
oder Betriebshaftpflicht gedeckte Versicherungsfall eingetreten ist.

12. Nachhaftung/Rückwärtsdeckung 

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch 
Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so 
besteht der Versicherungsschutz für solche Umweltschäden weiter, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, 
aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

12.2 Die Regelung der Ziffer 12.1 gilt für den Fall entsprechend, 
dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein 
versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf 
den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen 
ist.

12.3 Abweichend von Ziffer 8 und 10.4 wird Versicherungsschutz 
gewährt für vor Beginn dieses Vertrages eingetretene Versiche-
rungsfälle, für die der unmittelbare Vorversicherer ausschließlich 
aufgrund einer im Vorvertrag enthaltenen Nachhaftungsfrist analog 
Ziffer 12.1 und 12.2 dieses Vertrages keinen Versicherungsschutz 
zu gewähren hat.

Versicherungsschutz wird nur unter folgenden Voraussetzungen 
gewährt:

- Der Versicherungsschutz bezieht sich nur auf Versicherungsfälle, 
die dem Versicherungsnehmer bei Beginn dieses Vertrages nicht 
bekannt waren.

- Versicherungsschutz wird entsprechend dem Versicherungsum-
fang des Vorvertrages gewährt. Geht der Versicherungsumfang 
des Vorvertrages über den des vorliegenden Vertrages hinaus, 
wird der Versicherungsschutz entsprechend dem Versicherungs-
umfang des vorliegenden Vertrages gewährt.

- Für derartige Versicherungsfälle gilt die Selbstbeteiligung des 
Vorvertrages, mindestens jedoch die Selbstbeteiligung in Höhe des 
Betrages gemäß Ziffer 11. 2.

- Für derartige Versicherungsfälle steht im Rahmen der Versiche-
rungssumme des vorliegenden Vertrages maximal eine Ersatz-
leistung von

EUR 1.000.000,-- je Versicherungsfall

und gleichzeitig für alle derartigen Versicherungsfälle zur Verfü-
gung. Sofern die Versicherungssumme des Vorvertrages niedriger 
war als EUR 1.000.000,--, gilt die Versicherungssumme des Vor-
vertrages.

- Für alle derartigen Versicherungsfälle gilt unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Eintritt das erste Versicherungsjahr des vorliegenden 
Vertrages als Eintrittsjahr.

Die Kopie der Police des unmittelbaren Vorversicherers gilt inso-
weit als Bestandteil dieses Vertrages.

13. Versicherungsfälle im Ausland 

13.1 Versichert sind - abweichend von Ziffer 10.6 dieser Bedingun-
gen- im Umfang dieser Bedingungen im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versiche-
rungsfälle,

- die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder eine 
Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffern 1.3 bis 1. 4 zurückzuführen 
sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffern 1.3 a) und 1.3 b) 
nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich 
für das Ausland bestimmt waren;

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen, gemäß. Ziffer 1.3 a).

Versicherungsschutz besteht insoweit - abweichend von Ziffer 1.2 
dieser Bedingungen - auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU- Mitgliedstaaten, 
sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. EU-
Richtlinie nicht überschreiten.

13.2 F a l l s b e s o n d e r s v e r e i n b a r t
(siehe Wagnisbeschreibung)

erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf im Geltungsbe-
reich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende 
Versicherungsfälle,

a) die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen
oder Teilen im Sinne von Ziffer 1.3 c) oder Erzeugnisse im Sinne 
von Ziffer 1.3 b) zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile 
oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;
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b) die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 1.3 c) zurückzuführen 
sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

c) die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, 
Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 1.3 a) zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

Zu Ziffer 13.2:

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziffer 9
dieser Bedingungen bleiben vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen.

Sofern für Auslandsschäden im Betriebshaftpflichtteil dieses Ver-
trages ein regionaler Geltungsbereich vereinbart ist, gilt diese 
Erweiterung entsprechende für vorgenannte Risiken. Ausgenom-
men bleiben jedoch Schäden in Ländern außerhalb des Geltungs-
bereiches der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG).

13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im 
Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions-
oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl.

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

14. Zusatzbaustein 1 

F a l l s b e s o n d e r s v e r e i n b a r t
(siehe Wagnisbeschreibung)

14.1 besteht - abweichend von Ziffer 10.1 - im Rahmen und Um-
fang dieses Vertrages Versicherungsschutz auch für Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz

a) an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich 
auf Grundstücken einschließlich Gewässern befinden, die im Ei-
gentum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen oder dgl. sind oder waren;

b) an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, 
stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen oder dgl. 
ist oder war, soweit von diesem Boden Gefahren für die menschli-
che Gesundheit ausgehen.

Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für Schäden 
an diesen Böden kann Versicherungsschutz im Rahmen und Um-
fang dieses Vertrages Ziffer15 (Zusatzbaustein 2) vereinbart wer-
den;

c) an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigentum des 
Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen oder dgl. sind oder waren.

Zu a) bis c) gilt:

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer 
handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, geleast, ge-
pachtet oder geliehen sind oder waren, findet Ziffer 1.2 letzter 
Absatz dann keine Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer 
von einer Behörde in Anspruch genommen wird. Das gleiche gilt, 
wenn er von einem sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf
der Grundlage des Umweltschadensgesetzes entstandenen Kos-
ten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts in Anspruch genommen wird.

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht

- abweichend von den Ziffern 6 und 7 - kein Versicherungsschutz.

d) Abweichend von Ziffer 10.2 besteht Versicherungsschutz auch 
für Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Um-
weltschadensgesetz am Grundwasser oder infolge der Verände-
rung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhal-
tens.

Die Erweiterung gemäß Ziffer 3.3 findet insoweit Anwendung.

14.2 Die Regelungen zur Vorsorgeversicherung gem. Ziffer 7
finden keine Anwendung.

14.3 Die in Ziffer 10 genannten Ausschlüsse finden auch für diesen 
Zusatzbaustein Anwendung.

Nicht versichert sind darüber hinaus:

a) Pflichten oder Ansprüche, wegen Schäden,

- die von unterirdischen Abwasseranlagen ausgehen;

- die auf unterirdische Leitungen und / oder Behältnisse zurückzu-
führen sind,

es sei denn diese entsprechen dem Stand der Technik, insbeson-
dere den geltenden landesspezifischen Verordnungen über den 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen.

b) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz 
beanspruchen kann.

c) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die sich ausschließ-
lich durch Methyltertiärbuthylether (MTBE) ergeben.

14.4 Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist)

EUR 500.000,-- je Versicherungsfall

und für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme zur Umweltschadens-
versicherung.

14.5 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall 
von den versicherten Kosten (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Selbstbeteiligung genannt ist)

10 %, mindestens EUR 1.000,--,
höchstens EUR 5.000,--

selbst zu tragen.

Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzli-
chen Verpflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruch-
nahme verpflichtet.

15. Zusatzbaustein 2 

F a l l s b e s o n d e r s v e r e i n b a r t
(siehe Wagnisbeschreibung)

15.1 besteht - abweichend von Ziff. Ziffer 10.1 und über den Um-
fang der Ziffer 14 (Zusatzbaustein 1) hinaus - im Rahmen und 
Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz für weitergehende 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen schäd-
licher Bodenveränderungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz, 
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wenn der Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Leasingneh-
mer, Pächter, Entleiher oder dgl. des Bodens und Verursacher des 
Schadens ist oder war.

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche schädlichen 
Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und 
unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versicherungsvertra-
ges eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes 
des Versicherungsnehmers sind. Die Erweiterungen gemäß Zif-
fer 3.2 und 3.3 finden keine Anwendung.

Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter 
oder Entleiher des Boden ist oder war, findet Ziffer 1.2 letzter 
Absatz dieser Bedingungen keine Anwendung.

Teilweise abweichend von Ziffer 15.1 Absatz 1 besteht Versiche-
rungsschutz auch für Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des 
Bodens wegen schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bundes-
bodenschutzgesetz durch rechtswidrige Handlungen unbekannter 
Dritter. Insoweit findet Ziffer 10.12 keine Anwendung.

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die im 
Versicherungsschein deklarierten Grundstücke.

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht 
abweichend von Ziffer 6 und Ziffer 7 kein Versicherungsschutz.

15.2 Versicherte Kosten

a) In Ergänzung zu Ziffer 5.2 sind die dort genannten Kosten für die 
Sanierung von Schädigungen des Bodens auch dann mitversichert, 
soweit von diesem Boden keine Gefahr für die menschliche Ge-
sundheit ausgeht.

Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versiche-
rungsnehmer nach einer Betriebsstörung

- aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste oder

- diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer aufgewen-
det wurden.

b) Versicherungsschutz besteht darüber hinaus - abweichend von 
Ziffer 1.2, 4 und 5 - auch für Kosten

- zur Beseitigung von Gebäudekontaminationen, die auf den Be-
trieb einer Anlage oder Tätigkeit im Sinne der Ziffer 1.3 und 1.4, 
zurückzuführen sind;

- zur Wiederherstellung des Zustandes von Gebäuden vor Eintritt 
des Versicherungsfalles, soweit sie wesentlicher Bestandteil des 
versicherten Grundstückes sind, ausgenommen an Einrichtungen, 
Produktions- und sonstigen Anlagen. Eintretende Wertverbesse-
rungen sind in jedem Fall abzuziehen;

- zur Wiederherstellung des Zustandes des versicherten Grundstü-
ckes vor Eintritt des Versicherungsfalles.

c) Versicherungsschutz besteht darüber hinaus ebenfalls - teil-
weise abweichend von Ziffer 1.2, 4 und 5 sowie teilweise abwei-
chend von Ziffer 10.14 - für Kosten zur Beseitigung einer Boden-
und / oder Gebäudekontamination aus dem Gebrauch von eigenen 
Kraftfahrzeugen auf eigenen, gemieteten, gepachteten, geleasten 
oder dgl. Grundstücken des Versicherungsnehmers. Dies gilt nicht, 
soweit es sich um Kraftfahrzeuge zur Beförderung von Treibstoff, 
Heizöl oder anderen gewässerschädlichen Stoffen handelt.

15.3 Die Regelungen zur Vorsorgeversicherung gem. Ziffer 7
finden keine Anwendung.

15.4 Nicht versicherte Tatbestände

a) Nicht versichert sind Kosten im Sinne von Ziffer 15.2, soweit die 
Schädigung des Bodens des Versicherungsnehmers Folge einer 
Betriebsstörung beim Dritten ist.

b) Die in Ziffer 10 und 14 genannten Ausschlüsse finden auch für 
diesen Zusatzbaustein Anwendung.

15.5 Falls in der Wagnisbeschreibung nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist, besteht Versicherungsschutz im Rahmen der 
unter Ziffer 14.4 (Zusatzbaustein 1) vereinbarten Ersatzleistung 
und Selbstbeteiligung.

16. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den 
ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 17.1 
zahlt.

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, 
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimm-
ten Höhe zu entrichten hat. 

17. Zahlung und Folgen verspäteter Zah-
lung / erster oder einmaliger Beitrag

17.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins 
fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als 
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

17.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis 
zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

17.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

18. Zahlung und Folgen verspäteter Zah-
lung / Folgebeitrag 

18.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versiche-
rungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

18.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass 
er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.
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Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffer 18.3 und 18.4 
dieser Bedingungen mit dem Fristablauf verbunden sind.

18.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 18.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

18.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 18.2 Abs. 3 
darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz.

19. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Last-
schriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berech-
tigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer 
in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat 
der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass 
der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des 
Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Text-
form aufgefordert worden ist.

20. Teilzahlung und Folgen bei verspäte-
ter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

21. Beitragsregulierung 

21.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 

den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 
Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann 
dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

21.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall 
versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs 
der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Min-
destbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden.

21.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

21.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

22. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeen-
digung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An-
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in 
dem Versicherungsschutz bestanden hat.

23. Dauer und Ende des Vertrages 

23.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

23.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Ver-
tragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

23.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt.

23.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf 
folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem 
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

24. Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versiche-
rer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die 
Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.
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25. Kündigung nach Versicherungsfall

25.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

- vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten geleistet 
wurde oder

- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den 
Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf Erstattung der Kosten 
für Sanierungsmaßnahmen / Pflichten gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat 
nach der Zahlung von Sanierungskosten oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein. Die Kündigung durch den Versicherer 
muss in Schriftform, durch den Versicherungsnehmer in Textform, 
erfolgen.

25.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der lau-
fenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

26. Kündigung nach Veräußerung versi-
cherter Unternehmen 

26.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Umweltschadensbasis-
versicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines 
Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses 
von einem Dritten übernommen wird.

26.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 
einem Monat,

- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger 
Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode

gekündigt werden. Die Kündigung durch den Versicherer muss in 
Schriftform, durch den Versicherungsnehmer in Textform, erfolgen.

26.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-
punkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten 
Kenntnis erlangt;

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.

26.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der 
Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamt-
schuldner.

26.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüg-
lich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht ge-
schlossen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeit-
punkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

27. Kündigung nach Risikoerhöhung auf-
grund Änderung oder Erlass von Rechts-
vorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (siehe aber Ziffer 6.2 
dieser Bedingungen) ist der Versicherer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

28. Mehrfachversicherung

28.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

28.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die 
Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

28.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem 
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der 
sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

29. Vorvertragliche Anzeigepflichten des 
Versicherungsnehmers

29.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer 
ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Ver-
tragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen i. S. d. Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.
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Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als 
habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig ver-
schwiegen.

29.2 Rücktritt

a) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerhebli-
chen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.

b) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

c) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

29.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos in Textform kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 29.2 und 3 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 29.2 und 29.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 29.2 und 3 ge-
nannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

29.4 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

30. Obliegenheiten vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als beson-
ders gefahrdrohend.

31. Obliegenheiten bei unmittelbarer Ge-
fahr eines Umweltschadens und nach 
Eintritt eines solchen 

31.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch 
wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche 
erhoben wurden.

31.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer 
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über:

- seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Infor-
mation an die zuständige Behörde,

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung 
eines Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsnehmer,

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten ent-
standenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder 
Sanierung eines Umweltschadens,

- den Erlass eines Mahnbescheids,

- eine gerichtliche Streitverkündung,

- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder ge-
richtlichen Verfahrens.

31.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des 
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angefor-
derten Schriftstücke übersandt werden.
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31.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umwelt-
schäden sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen.

31.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im 
Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

31.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren 
wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle 
des gerichtlichen Verfahrens beauftragt der Versicherer einen 
Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

32. Rechtsfolgen bei Verletzung von Ob-
liegenheiten 

32.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündi-
gen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

32.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 32.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

33. Mitversicherte Personen 

33.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für 
ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend 
anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(Ziffer 7) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person 
eines Versicherten entsteht.

33.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 

den Versicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwort-
lich.

34. Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.

35. Anzeigen, Willenserklärungen, An-
schriftenänderung 

35.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

35.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend 
für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

35.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der 
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 35.2 
entsprechende Anwendung.

36. Verjährung 

36.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

36.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmel-
dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des 
Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

37. Zuständiges Gericht 

37.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zustän-
digen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat.

37.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.
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37.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag den Versi-
cherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

38. Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung

Ausgabe Januar 2014 (Privathaft)

I. Gegenstand der Versicherung

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachfolgen-
den Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den Gefah-
ren des täglichen Lebens im Inland und im Ausland bei vorüberge-
hendem Aufenthalt bis zu einem Jahr als Privatperson und nicht 
aus den Gefahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes oder Amtes.

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus

a) einer Vorstands- oder geschäftsführenden Tätigkeit in Vereini-
gungen aller Art

b) oder einer ungewöhnlichen und gefährlichen Betätigung.

Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers

1. als Familien- und Haushaltungsvorstand, z. B. aus der Auf-
sichtspflicht über Minderjährige,

2. als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen;

3. aus den Gefahren einer (nichtverantwortlichen) ehrenamtlichen 
Tätigkeit oder Freiwilligenarbeit aufgrund eines sozialen unentgelt-
lichen Engagements, soweit es sich nicht um eine Vorstands- oder 
geschäftsführende Tätigkeit handelt.

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn für den Schaden eine 
Leistung aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht 
werden kann oder ein Dritter zum Ersatz des Schadens verpflichtet 
ist,

4. als Eigentümer oder Mieter

a) einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnungen (bei Woh-
nungseigentum als Sondereigentümer) - einschl. Ferienwohnung -,

b) eines im Inland gelegenen Einfamilien- oder Zweifamilienhau-
ses,

c) eines im Inland gelegenen Ferien-/Wochenendhauses oder 
eines auf Dauer und ohne Unterbrechung fest installierten Wohn-
wagens,

Zu I. 4a) - c):

sofern sie ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken verwendet 
werden, bzw. das Ein- oder Zweifamilienhaus auch vom Versiche-
rungsnehmer oder einer mitversicherten Person selbst bewohnt 
wird, einschl. der zugehörigen Garagen, Gärten, Swimmingpools, 
Teiche sowie eines Schrebergartens. Bei Sondereigentümern sind 
versichert Haftpflichtansprüche der Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer wegen Beschädigung des gemeinschaftlichen Eigen-
tums (zum Beispiel gemeinschaftliche Gartenanlage, Zuwegungen 
zur öffentlichen Straße, Garagenhöfe, Spielplätze, Abstellplätze für 
Müllsammelbehälter). Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch 
nicht auf den Miteigentumsanteil am gemeinschaftlichen Eigentum;

d) eines im Inland gelegenen unbebauten Grundstücks bis zu einer 
Grundstücksgröße von 2.000 qm ohne gewerbliche Vornutzung, 
soweit dieses zur privaten Eigennutzung vorgesehen ist.

Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht

a) aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer 
in den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche 
Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Betrieb von Treppenliften, 
Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen);

b) aus der Vermietung

- von nicht mehr als drei einzeln vermieteten Wohnräumen/

Ferienzimmern, nicht jedoch von Wohnungen, Räumen zu gewerb-
lichen Zwecken;

- von einer Einlieger oder Eigentumswohnung im Inland;

- der zum jeweiligen vermieteten Objekt zugehörigen Garagen/

Einstellplätze.

Werden mehr als die benannten Wohnungen, Häuser oder Wohn-
räume vermietet, finden die Bestimmungen über die Erhöhung und 
Erweiterung gemäß § 1.2 b) AHB Anwendung;

c) aus der Streu- und Reinigungspflicht;

d) als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten bis zu einer 
Bausumme von EUR 100.000,- je Bauvorhaben. Wird dieser Bei-
trag überschritten, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 2 AHB);

Übersteigt die veranschlagte Bausumme den Betrag von 
50.000 EUR, sind Haftpflichtansprüche aus dem Verändern der 
Grundwasserverhältnisse nicht mitversichert.

e) als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versiche-
rung bis zum Besitzwechsel bestand;

f) der Insolvenzverwalter und Zwangsverwalter in dieser Eigen-
schaft;

5. als Radfahrer und aus dem Gebrauch nicht versicherungspflich-
tiger Pedelecs oder gleichartiger Fahrzeuge. Mitversichert gilt die 
gesetzliche Haftpflicht für Schäden aus dem Training zu sowie der 
Teilnahme an Radrennen (zum Beispiel Straßenrundfahrten, 
Triathlon, etc), an denen der Versicherungsnehmer privat und nicht 
als Lizenzfahrer teilnimmt;

6. aus der Ausübung von Sport, ausgenommen ist eine jagdliche 
Betätigung und die Teilnahme an Pferde-, Rad-, oder Kraftfahr-
zeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu (Training) (vgl. aber 
§ 4 I 4 AHB);

7. aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch von 
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, 
nicht jedoch zu Jagdzwecken oder strafbaren Handlungen;
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8. als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, gezähmten Klein-
tieren und Bienen, nicht jedoch von Hunden, ausgenommen eines 
speziell ausgebildeten und verordneten Assistenzhundes (z.B. 
Blinden-, Signal-, Begleit-, Diabetiker- oder Therapiehund) -, Rin-
dern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden Tieren sowie 
Tieren, die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken 
gehalten werden;

9. als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde oder Pferde, 
soweit nicht Versicherungsschutz über eine Tierhalterhaftpflicht-
versicherung besteht;

10. als Reiter bei Benutzung fremder Pferde und als Fahrer bei der 
Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken.

Zu I.9 und I.10:

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter oder -
eigentümer, es sei denn, es handelt sich um Personenschäden;

11. aus Gewässerschäden - gemäß den Besonderen Bedingungen 
und Erläuterungen für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewäs-
serschäden im Rahmen der Privat- sowie Haus- und Grundbe-
sitzerhaftpflichtversicherung - aus der Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen in Kleingebinden bis 205 l/kg Inhalt soweit das 
Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 1.000 l/kg 
nicht übersteigt.

Kein Versicherungsschutz - auch nicht über § 1, 2 b) AHB - besteht 
für Anlagen, die über die Begrenzung des Fassungsvermögens je 
Einzelgebinde bzw. der Gesamtmenge hinausgehen.

II. Mitversicherte Risiken

Mitversichert ist

1. im Rahmen einer Familien-Privathaftpflichtversicherung (siehe 
Versicherungsschein/Nachtrag) die gleichartige gesetzliche Haft-
pflicht

a) des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners des Versiche-
rungsnehmers

b) ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflege-
kinder); bei volljährigen Kindern jedoch nur, solange sie sich noch 
in einer Schul- oder sich unmittelbar anschließenden Berufsausbil-
dung befinden (Wartezeit bis zu einem Jahr ist mitversichert) und 
noch keine auf Dauer angelegte leistungsbezogen vergütete Be-
rufstätigkeit ausüben (berufliche Erstausbildung - Lehre und / oder
Studium, auch Bachelor- und unmittelbar angeschlossener Master-
studiengang -, nicht Referendarzeit, Fortbildungsmaßnahmen und 
dergleichen).

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an 
Betriebspraktika/fachpraktischem Unterricht.

Bei Ableistung des Grundwehrdienstes, des freiwilligen Wehr-
dienstes, des Bundesfreiwilligendienstes oder eines freiwilligen 
sozialen/ökologischen Jahres vor, während oder im Anschluss an 
die Berufsausbildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Dies gilt auch bei behördlich gemeldeter Arbeitslosigkeit bis ein 
Jahr nach Abschluss der Ausbildung, sofern eine häusliche Ge-
meinschaft mit dem Versicherungsnehmer oder mitversicherten 
Partner besteht.

c) der in häuslicher Gemeinschaft lebenden unverheirateten und 
nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder 
(auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) mit geistiger Behinderung;

Zu II. 1a) - c):

Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht 
anderer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaft gelten 
auch die den Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes vergleichbaren Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten.

2. im Falle ausdrücklicher Vereinbarung (siehe Wagnisbeschrei-
bung) gemäß den nachfolgenden Voraussetzungen der in häusli-
cher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer lebende Partner 
einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft und dessen Kinder, ge-
mäß Ziff. II. 1b) und c) unter den nachstehenden Voraussetzungen:

- Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte Partner müssen 
unverheiratet sein. Der mitversicherte Partner muss am Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers laut Einwohnermeldeamt gemeldet 
sein.

- Haftpflichtansprüche des Partners und dessen Kinder gegen den 
Versicherungsnehmer sind ausgeschlossen.

Mitversichert sind jedoch Regressansprüche gesetzlicher Sozial-
versicherungs- und Sozialhilfeträger nach § 116 (1) SGB X.

- Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht 
auch Kinder des Versicherungsnehmers sind, endet mit der Aufhe-
bung der häuslichen Gemeinschaft zwischen dem Versicherungs-
nehmer und dem Partner.

Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt für den überle-
benden Partner und dessen Kinder Ziff. VII. sinngemäß.

3. die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versicherungs-
nehmers beschäftigten Personen gegenüber Dritten aus dieser 
Tätigkeit. Das gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder 
gefälligkeitshalber Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den 
Streudienst versehen.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß des Sozialgesetzbu-
ches VII handelt;

III. Kraft-/Luft- und Wasserfahr-
zeuge

1. Nicht versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, 
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder 
Kraftfahrzeuganhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch 
des Fahrzeugs verursacht werden, soweit nicht Ziff. III, 2) etwas 
anderes bestimmt.

2. Versichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, 
die verursacht werden durch den Gebrauch von

a) Kraftfahrzeugen,

- die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren ohne 
Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit sowie Anhängern;

- mit nicht mehr als 6 km/h und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
mit nicht mehr als 20 km/h;

- nicht versicherungspflichtigen Anhängern.

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse im § 1, 2b) 
und im § 2, 3c) AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
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Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

b) Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterliegen,

c) Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote und 
eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren - auch 
Hilfs- oder Außenbordmotoren - oder Treibsätzen.

Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von fremden 
Wassersportfahrzeugen mit Motoren, soweit für das Führen keine 
behördliche Erlaubnis erforderlich ist.

Ferner ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ge-
brauch eigener Windsurfbretter, sofern sie nicht verliehen oder 
vermietet werden;

d) ferngelenkten Modellfahrzeugen;

IV. Auslandsschäden

Für vorübergehenden Auslandsaufenthalt gilt folgende Besondere 
Regelung:

1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 3 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen

- die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf ein im Inland 
bestehendes versichertes Risiko zurückzuführen sind,

- die bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis zu zwei 
Jahren eingetreten sind.

- aus dem zeitlich unbefristeten Aufenthalt in den Mitgliedsstaaten 
der EU und den Staaten Schweiz, Norwegen, Island, Liechtenstein, 
Monaco, San Marino, Andorra sowie der Vatikanstadt, sofern sich 
der Hauptwohnsitz des Versicherungsnehmers weiterhin in der 
Bundesrepublik Deutschland befindet.

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorüberge-
henden Benutzung oder Anmietung (nicht dem Eigentum) von im 
Ausland gelegenen Wohnungen und Häusern gemäß Ziff. I 4a) bis 
c.

3. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EURO. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EURO-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

V. Häusliche Abwässer

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 AHB - Haftpflichtan-
sprüche wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer und durch 
Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals.

VI. Mietsachschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und sons-

tigen zu privaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Die Ersatzleistung beträgt

EUR 300.000,- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und 
Sachschäden zur Verfügung.

Ausgeschlossen sind

1. Haftpflichtansprüche wegen

a) Abnutzung, Verschleiß und übermäßige Beanspruchung,

b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-
bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und alle sich 
daraus ergebenen Vermögensschäden,

c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann;

d) Schäden durch Schimmelbildung.

2. die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuer-
versicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden 
Rückgriffsansprüche.

VII. Fortsetzung der Privathaft-
pflichtversicherung nach dem Tod 
des Versicherungsnehmers / Nach-
versicherungsschutz

Entfällt die Mitversicherung der in Ziffer II.1 und II.2 genannten 
Personen, weil

- der Versicherungsnehmer verstorben ist,

- die Ehe rechtskräftig geschieden bzw. eine eingetragene Lebens-
partnerschaft rechtskräftig aufgehoben wurde,

- Kinder nach der Ausbildung berufstätig werden oder geheiratet 
haben, besteht der

Versicherungsschutz weiter bis zur nächsten Hauptfälligkeit. Wird 
von bzw. für diese Personen bis dahin kein eigener Versicherungs-
schutz bei der R+V Versicherungsgruppe beantragt, entfällt der 
Versicherungsschutz rückwirkend.

Wird die nächste Beitragsrechnung durch den überlebenden Ehe-
gatten oder den eingetragenen Lebenspartner *) eingelöst, so wird 
dieser Versicherungsnehmer.

*) Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht 
anderer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaft gelten 
auch die den Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes vergleichbaren Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten.
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VIII. Sachschäden durch all-
mähliche Einwirkung

Eingeschlossen sind - in teilweiser Abweichung von § 4 I 5 AHB -
Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die entstehen durch all-
mähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen oder 
Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dergleichen).

IX. Elektronischer Datenaustausch / 
Internetnutzung

1. Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von § 4 I 10 AHB - die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden 
aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elekt-
ronischer Daten seitens des Versicherungsnehmers bzw. über das 
ihm zurechenbare System, z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels 
Datenträger, soweit es sich handelt um

a) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-
rung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-
Viren und / oder andere Schadprogramme;

b) Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichter-
fassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und 
zwar wegen

- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 
jedoch weiterer Datenveränderungen außerhalb des Systems des 
Adressaten sowie

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten des 
Adressaten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder 
fehlerhaft erfasster Daten;

c) Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch.

Zu IX. 1.a) bis 1.c) gilt:

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschen-
den, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und / oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand 
der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch durch 
Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt § 6 II 
AHB (Rechtsfolgen bei der Verletzung von Obliegenheiten).

2. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für Personen und Sachschäden, maximal jedoch

EUR 5.000.000,--

je Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres.

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn 
diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder

- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektro-
nischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen.

§ 3 III 2, Absatz 1, Satz 3 AHB wird gestrichen.

3. Versicherungsschutz besteht - insoweit abweichend von 
§ 4 I 3 AHB - für Versicherungsfälle im Ausland.

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in 
Europäischen Staaten und nach dem Recht Europäischer Staaten 
geltend gemacht werden.

4. Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen:

- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;

- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;

- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -
pflege;

- Bereithaltung fremder Inhalte zum Abruf, z. B. Access-, Host-,
Full-Service-Providing;

- Betrieb von Datenbanken.

5. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche

a) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der Versiche-
rungsnehmer bewusst

- unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennetze 
eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks),

- Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstören 
oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde);

b) die in engem Zusammenhang stehen mit

- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch 
übertragenen Informationen (z. B. Spamming),

- Dateien (z. B. Cookies, WebBugs), mit denen widerrechtlich 
bestimmte Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden 
sollen;

c) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, 
soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften (z. B. Teilnahme an 
rechtswidrigen Online-Tauschbörsen) oder durch sonstige be-
wusste Pflichtverletzungen herbeigeführt hat.

X. Öffentlich-rechtliche Pflichten 
oder Ansprüche zur Sanierung von 
Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz (USchadG)

1. Mitversichert sind - abweichend von § 1.1 AHB - öffentlich-
rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umwelt-
schäden gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG), soweit wäh-
rend der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages

- die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, unfallartig und 
bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder

- die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallartig und 
bestimmungswidrig erfolgt ist.

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung besteht 
Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lagerung, Ver-
wendung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter 
ausschließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Kon-
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struktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse 
zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeug-
nisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte 
erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

Umweltschaden ist eine

- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men,

- Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwasser,

- Schädigung des Bodens.

Mitversichert sind - teilweise abweichend von § 4 I 6a) AHB -
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden an eigenen, 
gemieteten, geleasten, gepachteten oder geliehenen Grundstü-
cken, soweit diese Grundstücke vom Versicherungsschutz dieses 
Vertrages erfasst sind.

2. Nicht versichert sind

1. Pflichten oder Ansprüche soweit sich diese gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter) richten, die den 
Schaden dadurch verursacht haben, dass sie bewusst von Geset-
zen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, abweichen.

2. Pflichten und Ansprüche wegen Schäden

- die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene 
Einwirkungen auf die Umwelt entstehen;

- für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag (zum Beispiel Gewässerschadenhaftpflichtversiche-
rung) Versicherungsschutz hat oder hätte erlangen können.

3. Die Ersatzleistung beträgt

EUR 1.000.000,-- je Versicherungsfall

und steht für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und 
Sachschäden zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 250,--.

4. Versichert sind - abweichend von § 4 I 3 AHB - im Umfang 
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Um-
welthaftungsrichtlinie 2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von § 4 I 3 AHB 
auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen Umsetzungs-
gesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder 
Ansprüche den Umfang der oben genannten EU-Richtlinie nicht 
überschreiten. 
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Besondere Vereinbarung zur 
Privathaftpflichtversicherung

ZUSATZ PHV - Ausgabe Januar 2014

Im Rahmen und Umfang der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung gelten nachstehende Erweiterungen vereinbart:

1. Photovoltaikanlagen

In Ergänzung von Ziff. I 4 der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht aus dem Besitz 
und Betrieb einer Photovoltaikanlage im Inland mit einer Leistung von bis zu 10 kWp zur 
eigenen Energieversorgung und/oder zur Einspeisung in das Netz des örtlichen 
Energieversorgungsunternehmens, soweit hiermit keine Lieferverpflichtung verbunden 
ist.

Nicht versichert ist die Versorgung von Tarifkunden (Endverbrauchern).

2. Tageseltern / Nebenberufliche Tätigkeiten

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

a) aus der Tätigkeit als Tagesmutter/-vater für minderjährige Kinder (unbegrenzte Anzahl 
der zu betreuenden Kinder) insbesondere aus der sich daraus ergebenen Aufsichtspflicht 
im Rahmen des eigenen Haushalts, aber auch außerhalb der Wohnung, zum Beispiel 
beim Spielen, Ausflügen und gleichartigen Beschäftigungen.

Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche der Kinder bzw. ihrer 
Erziehungsberechtigten für Schäden, die die zu betreuenden Kinder erleiden.

Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der betreuten Kinder sowie die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Abhandenkommens von Sachen der zu betreuenden 
Kinder;

b) aus selbstständiger/nebenberuflicher Tätigkeit, sofern kein Versicherungsschutz durch 
eine andere Haftpflichtversicherung besteht. Bei dieser selbstständigen/nebenberuflichen 
Tätigkeit darf es sich ausschließlich handeln um

- das Austragen von Zeitungen,

- Flohmarkt- oder Basarverkauf,

- Erteilung von Nachhilfe- oder Musikunterricht sowie Fitnesskursen,
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- den Vertrieb von Kosmetik, Haushaltsartikeln, Bekleidung, Schmuck.

Hierbei dürfen keine Angestellten beschäftigt werden.

Nicht versichert wird die Haftpflicht aus Schäden an Kommissionswaren.

Für a) und b) gilt:

Sofern der Gesamtjahresumsatz aller genannten Tätigkeiten insgesamt den Betrag von 
EUR 6.000,-- übersteigt, entfällt die Mitversicherung.

3. Mietsachschäden

a) Abweichend von Ziff. VI der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung beträgt die Ersatzleistung für Schäden an gemieteten 
Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten Räumen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden im Rahmen der Versicherungssumme für 
Personen- und Sachschäden EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall, maximal jedoch das 
Zweifache für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

b) Mitversichert ist ferner - abweichend von § 4 I 6a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus 
der Beschädigung oder Vernichtung der Einrichtung von vorübergehend gemieteten 
Hotelzimmern, Ferienwohnungen und ähnlichen Unterkünften.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

- Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung,

- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders versichern 
kann,

- Schäden infolge von Schimmelbildung,

- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanlagen sowie 
an Elektro- und Gasgeräten und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Die Ersatzleistung beträgt EUR 10.000,- je Versicherungsfall und steht zweifach für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme 
für Personen- und Sachschäden zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 150,--.

4. Mitversicherte Personen

In Erweiterung von Ziff. II 1 der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung sind im Rahmen einer Familien-Privathaftpflichtversicherung 
mitversichert
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a) alleinstehende Eltern- und Großelternteile, die in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Versicherungsnehmer oder seines mitversicherten Partners leben und dort laut 
Einwohnermeldeamt gemeldet sind;

b) Personen, die jeweils vorübergehend in den Familienverbund eingegliedert werden 
(zum Beispiel Au-Pairs, Austauschschüler, Enkelkinder), soweit für diese Personen nicht 
anderweitig Versicherungsschutz besteht.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß des 
Sozialgesetzbuches VII handelt.

5. Deliktsunfähige Kinder

In Erweiterung von Ziff. II 1 b) der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung verzichtet der Versicherer auf den Einwand der 
Deliktsunfähigkeit bei minderjährigen, mitversicherten Kindern, sofern ein anderer 
Versicherer nicht leistungspflichtig ist und der Versicherungsnehmer dies wünscht. 
Regressansprüche gegenüber schadenersatzverpflichteten Dritten wegen seiner 
Aufwendungen behält sich der Versicherer ausdrücklich vor, sofern die Dritten nicht 
Versicherte dieses Vertrages sind.

Die Ersatzleistung beträgt EUR 15.000,- je Versicherungsfall und steht zweifach für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden zur Verfügung.

6. Ansprüche anlässlich eines Gefälligkeitsverhältnisses

Der Versicherer verzichtet auf den Einwand eines Schadens aus dem 
Gefälligkeitsverhältnis, sofern ein anderer Versicherer (z. B. Sozialversicherungsträger) 
nicht leistungspflichtig ist und der Versicherungsnehmer dies wünscht. 
Regressansprüche gegenüber schadenersatzverpflichteten Dritten wegen seiner 
Aufwendungen behält sich der Versicherer ausdrücklich vor, sofern die Dritten nicht 
Versicherte dieses Vertrages sind.

Die Ersatzleistung beträgt EUR 15.000,- je Versicherungsfall und steht zweifach für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden zur Verfügung.

7. Abwassergrube

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 AHB - Haftpflichtansprüche wegen 
Sachschäden als Inhaber einer für eigene Zwecke genutzten Abwassergrube für 
häusliche Abwässer ohne Einleitung in ein Gewässer.

8. Ansprüche aus Benachteiligungen für Privatpersonen
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1. Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten Personen - 
abweichend von § 4 I 12 AHB - Versicherungsschutz für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen aus den im 
folgenden genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen werden. Gründe für eine Benachteiligung sind 
die Rasse, die ethnische Herkunft, das Geschlecht, die Religion, die Weltanschauung, 
eine Behinderung, das Alter oder die sexuelle Identität.

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz als Dienstherr der in seinem 
Privathaushalt oder sonstigen privaten Lebensbereich beschäftigten Personen. 
Beschäftigte sind auch Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis 
sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis bereits beendet ist.

Mitversicherte Personen sind die in Ziff. II 1 und 2 der Beschreibung des versicherten 
Risikos zur Privathaftpflichtversicherung genannten Personen.

2. Versicherungsfall/Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes

- Versicherungsfall ist - abweichend von § 1 AHB - die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
während der Dauer des Versicherungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein 
Haftpflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter dem 
Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen 
Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person zu haben.

- Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteiligung müssen 
während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch 
fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an 
welchem die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um 
den Eintritt des Schadens abzuwenden.

3. Versicherungsumfang

Die Ersatzleistung beträgt EUR 50.000,- je Versicherungsfall und steht zweifach für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen 
für Personen- und Sachschäden zur Verfügung.

4. Ausschlüsse

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

a) gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherten Personen, soweit sie 
den Schaden durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, 
Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt 
haben; dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten Personen werden die 
Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen begangen 
worden sind;

b) die von den mitversicherten Personen gemäß Ziff. I 2 der Beschreibung des 
versicherten Risikos zur Privathaftpflichtversicherung geltend macht werden;
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c) teilweise abweichend von Ziff. IV der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Privathaftpflichtversicherung

- welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht werden - dies gilt auch 
im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die außerhalb Deutschlands gefällt wurden -;

- wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer Staaten;

d) auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Strafcharakter; hierunter fallen auch 
Strafen, Buß- und Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer 
oder die mitversicherten Personen verhängt worden sind;

e) wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, Renten, Ruhegeldern, 
betrieblicher Altersversorgung, Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit der 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.

9. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln

1. Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1.3 AHB und abweichend von § 4 I 6a) AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus dem 
Abhandenkommen von privaten Türschlüsseln, zum Beispiel Verlust des Schlüssels 
einer gemieteten Wohnung oder eines Hotelzimmers (auch Generalhauptschlüsseln für 
eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten 
befunden haben. Codekarten für elektronische Schlösser werden Schlüsseln 
gleichgesetzt.

Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf Schlüssel, die dem Versicherten im 
Rahmen einer Vereinstätigkeit und/oder eines Bürgerschaftlichen Engagements in 
Vereinigungen aller Art kurzzeitig (maximal ein Monat) überlassen werden.

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für die notwendige Auswechslung von 
Schlössern sowie vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und - falls 
erforderlich - einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an 
welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.

2. Mitversichert im Rahmen und Umfang von Ziff. 9,1. das Abhandenkommen von 
fremden berufsbezogenen Türschlüsseln.

3. Nicht versichert ist/sind

- die Haftung aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen 
Schlüsseln zu beweglichen Sachen;

- Ansprüche wegen Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs);

- der Verlust von Schlüsseln, die einem Versicherten im Rahmen eines öffentlichen 
Amtes, auch Ehrenamtes und/oder verantwortlicher Betätigung in Vereinigungen aller Art 
überlassen werden;
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- die Kosten für die Auswechslung der im Sondereigentum stehenden Schlüssel, 
Schlösser und Schließanlagen bei Wohnungseigentümern (Eigenschaden).

4. Ersatzleistung/Selbstbeteiligung

Die Ersatzleistung beträgt

EUR 25.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der 
vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und Sachschäden zur Verfügung.

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden:

EUR 150,--

10. Eigenschutz Plus (Forderungsausfallversicherung)

1. Gegenstand der Forderungsausfalldeckung

a) Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versicherungsnehmer oder die 
mitversicherte/n Person/en während der Wirksamkeit der Versicherung von einem Dritten 
geschädigt wird/werden (Versicherungsfall) und der wegen dieses Schadenereignisses in 
Anspruch genommene Dritte seiner Schadenersatzverpflichtung ganz oder teilweise 
nicht nachkommen kann, weil die Zahlungs- oder Leistungsunfähigkeit des 
schadenersatzpflichtigen Dritten festgestellt worden ist und die Durchsetzung der 
Forderung gegen ihn gescheitert ist.

Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, Sach- oder daraus 
resultierenden Vermögensschaden zur Folge hat und für den der Dritte aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts zum Schadenersatz 
verpflichtet ist (schädigender Dritter).

b) Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in dem der 
schadenersatzpflichtige Dritte Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang der 
Privathaftpflichtversicherung des Versicherungsnehmers hätte. Daher finden im Rahmen 
der Forderungsausfalldeckung für die Person des Schädigers auch die 
Risikobeschreibungen und Ausschlüsse Anwendung, die für den Versicherungsnehmer 
gelten. So besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn der Schädiger den 
Schaden im Rahmen seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit verursacht hat oder 
wenn der Schädiger den Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Mitversichert 
gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen Dritte aus der Eigenschaft des Schädigers als 
privater Halter eines Hundes oder Pferdes.

2. Leistungsvoraussetzungen

Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten 
Person leistungspflichtig, wenn

a) die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder einen vollstreckbaren Vergleich vor 
einem ordentlichen Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegen, Island, Liechtenstein, 
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Monaco, San Marino, Andorra und der Vatikanstadt festgestellt worden ist. 
Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche Vergleiche sowie vergleichbare Titel 
der vorgenannten Länder binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne 
einen dieser Titel bestanden hätte;

b) der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig ist. Dies ist der Fall, wenn der 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person nachweist, dass

- eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung geführt hat,

- eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da der schadenersatzpflichtige Dritte 
in den letzten drei Jahren die eidesstattliche Versicherung über seine 
Vermögensverhältnisse abgegeben hat oder

- ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht 
zur vollen Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfahrenen mangels Masse 
abgelehnt wurde, und

c) an den Versicherer die Ansprüche gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten in Höhe 
der Versicherungsleistung abgetreten werden und die vollstreckbare Ausfertigung des 
Urteils oder Vergleichs ausgehändigt wird. Der Versicherungsnehmer hat an der 
Umschreibung des Titels auf den Versicherer mitzuwirken.

3. Umfang der Forderungsausfalldeckung

a) Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulierten Forderung.

b) Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die 
vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

c) Die Ersatzleistung beträgt

EUR 1.000.000,-- je Versicherungsfall

und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der 
vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und Sachschäden zur Verfügung.

d) Für Schäden bis zur Höhe von EUR 1.500,-- besteht kein Versicherungsschutz.

e) Dem schadenersatzpflichtigen Dritten, stehen keine Rechte aus diesem Vertrag zu.

4. Räumlicher Geltungsbereich

Versicherungsschutz besteht - abweichend von § 4 I 3 AHB in Verbindung mit Ziffer IV 
der Beschreibung des versicherten Risikos für die Privathaftpflichtversicherung - für 
Schadenersatzansprüche aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts anlässlich von Schadenereignissen, die in einem Mitgliedsstaat 
der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegen, Island, Liechtenstein, Monaco, San 
Marino, Andorra und der Vatikanstadt eintreten.

5. Ausschlüsse
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a) Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an

- Kraft-, Kraftfahrzeuganhänger, Luft- und Wasserfahrzeugen;

- Immobilien;

- Tieren;

- Sachen, die ganz oder teilweise dem Bereich eines Betriebes, Gewerbes, Berufes, 
Dienstes oder Amtes des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person 
zuzurechnen sind.

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

- Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung;

- Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertraglichen Forderungsübergangs;

- Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte Einwendungen oder 
begründete Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt wurden;

- Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz

- ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen hat (z. B. der Schadensversicherer 
des Versicherungsnehmers) oder

- ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleistungsträger Leistungen zu erbringen hat, 
auch nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteiligungsansprüche oder ähnliche von 
Dritten handelt.

11. Kautionsleistung im Ausland

1. Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall im Europäischen Ausland 
durch behördliche Anordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen aufgrund 
seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, stellt der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer in jedem Versicherungsfall den erforderlichen Betrag bis zur Höhe 
von maximal EUR 50.000,--, maximal jedoch das Zweifache für alle Schäden eines 
Versicherungsjahres, zur Verfügung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende Schadenersatzzahlung 
angerechnet. Ist die Kaution höher als der zu leistende Schadenersatz, so ist der 
Versicherungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das gleiche gilt, 
wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durchsetzung nicht versicherter 
Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die Kaution verfallen ist.

2. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EURO. Soweit der Zahlungsort außerhalb 
der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EURO-Betrag 
bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.  
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Besondere Bedingungen für die 
Versicherung der Haftpflicht aus 
Gewässerschäden

im Rahmen der Privat- sowie Haus- und 
Grundbesitzerhaftpflichtversicherung

- außer Anlagenrisiko (siehe aber Ziff. 4.) -

BVR 006 - Ausgabe JULI 2001

1. Gegenstand der Versicherung

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie Sachschäden 
behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare 
oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder 
biologischen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers 
(Gewässerschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung 
von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe. 
(Versicherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt).

2. Rettungskosten

2.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
(Rettungskosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten, werden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die 
Versicherungssumme für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und 
Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB).
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2.2 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außergerichtliche 
Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der 
Entschädigung die Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritten zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

3. Ausschlüsse

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

3.1 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, 
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen 
oder Verfügungen herbeigeführt haben.

3.2 wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

4. Mitversicherte Risiken

4.1 Mitversichert ist bei privaten Haftpflichtrisiken - abweichend von Ziff. 1 - die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Inhaber der in der Beschreibung 
des versicherten Risikos zur Privathaftpflichtversicherung und zur Haftpflichtversicherung 
als Haus- und Grundbesitzer und der Besonderen Bedingungen und Erläuterungen zur 
Jagdhaftpflichtversicherung angegebenen Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe im 
Umfang von Ziff. 1 - 3 und nachstehender Erläuterungen.
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4.2 Diese Gewässerschaden-Versicherung bezieht sich nicht nur auf die Haftpflicht aus 
§ 22 des Wasserhaushaltsgesetzes, sondern auch auf alle anderen gesetzlichen 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts.

4.3 Nicht zum versicherten Risiko gehört, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in 
Versicherung gegeben oder nach den Besonderen Bedingungen prämienfrei 
eingeschlossen ist, insbesondere das Halten, der Besitz, das Lenken oder 
Inbetriebsetzen von Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen, gleichgültig durch wen, aus 
welchem Anlass oder zu welchem Zweck.

4.4 a) Nach Ziff. 4.1 ist auch die Haftpflicht aus Gewässerschäden mitversichert wegen 
Schäden, die dadurch entstehen, dass aus den versicherten Kleingebinden Stoffe in 
Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

b) Die Verbindung oder Vermischung gewässerschädlicher Stoffe mit Wasser gilt nicht 
als allmähliche Einwirkung von Feuchtigkeit im Sinne des § 4 I 5 AHB.

4.5 Rettungskosten im Sinne der Ziff. 2.1 der Besonderen Bedingungen entstehen 
bereits dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles ohne Einleitung von 
Rettungsmaßnahmen als unvermeidbar angesehen werden durfte. Für die Erstattung 
von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich 
oder privatrechtlich) der Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten verpflichtet ist.

Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustandes von 
Grundstücks- und Gebäudeteilen - auch des Versicherungsnehmers -, wie er vor Beginn 
der Rettungsmaßnahmen bestand. Eintretende Wertverbesserungen oder Kosten, die 
zur Erhaltung, Reparatur oder Erneuerung der Anlage selbst ohnehin entstanden wären, 
sind abzuziehen.

4.6 Die Bestimmungen des § 1, 2 c) und des § 2 der AHB - Vorsorgeversicherung - 
finden keine Anwendung.

4.7 Eingeschlossen sind abweichend von § 1 AHB - auch ohne dass ein 
Gewässerschaden droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen Sachen des 
Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die gewässerschädlichen 
Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage (gemäß 4.1) ausgetreten sind. Dies gilt 
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abweichend von § 4 I 5 AHB auch bei allmählichem Eindringen der Stoffe in die Sachen. 
Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustandes, wie er 
vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß 4.1) selbst.

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer EUR 250,- selbst zu tragen.

4.8 Es gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungssumme für Sachschäden, maximal 
jedoch EUR 1.000.000,- je Versicherungsfall.

Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im Rahmen der 
vereinbarten Versicherungssumme für Sachschäden zur Verfügung.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 

R+V Versicherungsgruppe - Raiffeisenplatz 1 - 65189 Wiesbaden 
Stand Januar 2015 

 
Vorbemerkung 

Dieses Merkblatt dient dazu, Sie umfassend über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu informieren. Wir erheben, verarbeiten und nutzen Ihre personenbezogenen 
Daten nur insofern wir dazu gesetzlich berechtigt beziehungsweise verpflichtet sind. 
 

1. Information zur Verwendung Ihrer Daten 
Zur Einschätzung des zu versichernden Risikos vor Abschluss des Versicherungsvertrags und zur 
Abwicklung des Vertragsverhältnisses, insbesondere im Leistungsfall, benötigen wir Ihre 
personenbezogenen Daten. Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten ist grundsätzlich 
gesetzlich geregelt. Die deutsche Versicherungswirtschaft hat sich in den Verhaltensregeln der deutschen 
Versicherungswirtschaft verpflichtet, nicht nur die datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren 
maßgeblichen Gesetze streng einzuhalten, sondern auch darüber hinaus weitere Maßnahmen zur 
Förderung des Datenschutzes zu ergreifen. Erläuterungen dazu finden Sie in den Verhaltensregeln im 
Internet: www.code-of-conduct.ruv.de. 
 
Dort finden Sie auch die zum 01.01.2014 beigetretenen Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe. Auf 
Wunsch schicken wir Ihnen auch gerne einen Ausdruck dieser Verhaltensregeln per Post. Bitte wenden Sie 
sich dafür an: R+V Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, E-Mail: 
datenschutz@ruv.de. 
 
Darüber hinaus erheben, verarbeiten und nutzen wir im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit Ihre Daten zum 
Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung. Dieser Nutzung Ihrer Daten können Sie 
jederzeit formlos mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Werbewidersprüche können Sie jederzeit auch 
per E-Mail an ruv@ruv.de richten. 
 
Daneben werden Ihre Daten im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben ggf. auch zu anderen 
Zwecken erhoben, verarbeitet und genutzt, die nicht im direkten Zusammenhang mit dem 
Versicherungsvertrag stehen. 
Beispielsweise können dies sein: 
- Prüfung und Optimierung von Verfahren elektronischer Datenverarbeitung 
- Zusammenstellungen unternehmensinterner und rechtlich zulässiger unternehmensübergreifend 

verwendeter Daten 
- Allgemeine Tarifkalkulationen 
- Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten 
 

2. Datenübermittlung an Dritte 
Im Rahmen des Versicherungsvertrags kann es in einigen Fällen zu einer Datenübermittlung an Dritte 
kommen. 
Dies können insbesondere sein: 
 
a) Rückversicherer 
Wir geben in bestimmten Fällen, z. B. bei Großrisiken oder -schäden einen Teil der durch den 
Versicherungsvertrag übernommenen Risiken an Rückversicherer weiter. Hier kann es notwendig sein, 
dem Rückversicherer entsprechende versicherungstechnische Angaben mitzuteilen. 
 
b) Versicherungsvermittler 
Sofern Sie im Rahmen Ihrer Versicherungsangelegenheiten durch einen Vermittler betreut werden, teilen wir 
diesem jene allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten mit, die zur Beratung und Betreuung 
notwendig sind. Wenn Sie nach Vertragsabschluss nicht mehr durch den ursprünglichen Vermittler betreut 
werden wollen, können Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen. Ein solches 
Widerspruchsrecht besteht auch, falls der Vermittlerwechsel aus anderen Gründen erfolgen muss, z. B. 
Ausscheiden des Vermittlers. Hierüber informieren wir Sie gesondert. Wir können Ihnen in diesen Fällen 
beispielsweise eine Betreuung durch einen anderen Vermittler anbieten. 
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c) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Als Antragsteller sind Sie verpflichtet, uns die Fragen im Rahmen des Versicherungsantrags vollständig und 
wahrheitsgemäß zu beantworten. Im Rahmen der Risikoprüfung kann es zur Überprüfung von 
Schadenfreiheitsrabatten, insbesondere der Schadenfreiheitsklassen in der Kfz-Haftpflichtversicherung und 
Vollkaskoversicherung, sowie zur Ergänzung oder Verifizierung der Angaben der Antragsteller oder 
Versicherten notwendig sein, Informationen mit einem Vorversicherer auszutauschen. 
Auch bei der Übertragung von Ansprüchen auf Altersvorsorge bei Anbieter- oder Arbeitgeberwechsel oder 
der Übertragung von Altersrückstellungen in der Krankenversicherung auf den neuen Versicherer kann ein 
Datenaustausch zwischen dem Vorversicherer und seinem nachfolgenden Versicherer notwendig sein. 
Außerdem müssen in bestimmten Fällen, z. B. Mehrfachversicherungen, gesetzlichem Forderungsübergang 
und bei Teilungsabkommen personenbezogenen Daten unter den Versicherern ausgetauscht werden. Dabei 
werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des 
Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag. 
Der Datenaustausch wird dokumentiert. 
Unternehmen der Kraftfahrt-Versicherung nutzen als Gemeinschaftseinrichtung eine sogenannte 
Schadenklassendatei, die derzeit bei der GDV Dienstleistungs-GmbH & Co. KG, Glockengießerwall 1, 
20095 Hamburg, betrieben wird. Sie soll verhindern, dass Versicherte, die ihren Vorversicherer 
verschweigen, weil sie nach Schäden in die Schadenfreiheitsklasse M, 0 oder S einzustufen waren, 
tarifsystemwidrig in eine günstigere Schadenfreiheitsklasse eingestuft werden. 
 
Wird ein Vertrag beendet, der nach seinen Allgemeinen Bedingungen für die Kfz-Versicherung (AKB) in die 
Schadenfreiheitsklassen M, 0 oder S eingestuft ist oder einzustufen wäre, übermitteln die Unternehmen der 
Gemeinschaftseinrichtung Daten: Name und Anschrift des Versicherungsnehmers, Versicherungsschein-
Nummer, amtliches Kennzeichen des bisher versicherten Fahrzeugs, das Beendigungsdatum des 
Versicherungsvertrags, die Schadenfreiheitsklasse des beendeten Vertrags sowie die Anzahl der Schäden 
im Meldejahr. 
Die Daten werden nur im Antragsfall abgefragt, wenn ein Versicherter keine Übernahme seiner 
Schadenfreiheitsklasse bzw. seines Schadenverlaufs aus dem Vertrag eines Vorversicherers beantragt. Wir 
benachrichtigen Sie über die Art der gemeldeten Daten, den Zweck der Meldung, den Datenempfänger und 
den möglichen Abruf der Daten. 
 
d) Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, weiteren 
Aufklärung des Sachverhalts oder Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den 
zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder entsprechende Anfragen anderer 
Versicherer zu beantworten. Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und 
Leistungsfalleinschätzung das Hinweis- und Informationssystem (HIS), das derzeit die informa Insurance 
Risk and Fraud Prevention GmbH (informa IRFP) betreibt. Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie 
im Internet unter www.informa-irfp.de. 
 
Die Aufnahme in dieses Hinweis- und Informationssystem und dessen Nutzung erfolgt nur zu Zwecken, die 
mit dem System verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Nicht alle 
Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe nehmen am Hinweis- und Informationssystem teil. 
 
Schaden 
An das HIS melden wir - ebenso wie andere Versicherungsunternehmen - erhöhte Risiken sowie 
Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher näher geprüft werden müssen. 
Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. 
ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden 
oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer 
müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder 
schon einmal als gestohlen gemeldet wurde. Deshalb melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen 
Totalschaden erlitten haben, gestohlen worden sind, und bei Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. 
Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten 
wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, benachrichtigen wir Sie in jedem Fall darüber. 
 
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder Regulierung eines 
Schadens, richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und speichern die Ergebnisse 
der Anfragen. Im Schadensfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere 
Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch 
diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann 
auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten 
und daher Auskunft über Ihren Schadenfall geben müssen. 
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Rechtsschutz 
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken, z. B. Verträge 
mit ungewöhnlich häufig gemeldeten Rechtsschutzfällen. Sollten wir Sie an das HIS melden, 
benachrichtigen wir Sie darüber. Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags 
richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir 
einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche 
Informationen zum konkreten Grund der Meldung benötigen. 
 
Soweit es zur Sachverhaltsaufklärung erforderlich ist, können im Leistungsfall auch Daten zwischen dem in 
das HIS meldenden und dem abrufenden Versicherungsunternehmen ausgetauscht werden. Der 
Datenaustausch wird dokumentiert. Die Betroffenen werden über den Austausch informiert, wenn er nicht 
zum Aufklären von Widersprüchlichkeiten erfolgt. 
 
 
e) Kfz-Zulassungsstelle 
Beim Abschluss einer Kfz-Versicherung sowie bei allen sonstigen versicherungsrelevanten 
Zulassungsvorgängen (z. B. Ab- oder Ummeldung, Wohnortwechsel) ist es erforderlich, personenbezogene 
Daten mit der Kfz-Zulassungsstelle auszutauschen. Dies ist zu. B. der Fall, wenn Sie eine von uns erteilte 
elektronische Versicherungsbestätigung bei der Kfz-Zulassungsstelle vorlegen, um ein Kfz zuzulassen. 
 
f) Auftragnehmer und Dienstleister 
Ebenfalls im Internet können Sie unter www.code-of-conduct.ruv.de Listen der Auftragnehmer und 
Dienstleister abrufen, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen. 
 
Auf Wunsch schicken wir Ihnen gerne einen Ausdruck per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an: R+V 
Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, E-Mail: datenschutz@ruv.de 
 
Sofern an Dienstleister nicht lediglich streng weisungsgebundene „Hilfsfunktionen“ ausgelagert werden, 
sondern Dienstleister weitergehende Tätigkeiten mit einer gewissen Eigenständigkeit erbringen, liegt in 
datenschutzrechtlicher Hinsicht eine sogenannte Funktionsübertragung vor. Typische Beispiele hierfür sind 
Sachverständige, Wirtschaftsprüfer oder medizinische Dienstleister im Assistance-Bereich. 
Sofern Sie geltend machen können, dass aufgrund Ihrer persönlichen Situation Ihr schutzwürdiges Interesse 
das Interesse des übermittelnden Versicherungsunternehmens überwiegt, haben Sie für die 
Datenübermittlung bei Funktionsübertragungen ein Widerspruchsrecht. Dies kann beispielsweise dann der 
Fall sein, wenn im Zusammenhang mit einem zurückliegenden Versicherungsfall durch ein rechtskräftiges 
Gerichtsurteil festgestellt wurde, dass ein bestimmter Sachverständiger Ihren Sachverhalt falsch begutachtet 
hat und im konkreten Fall eine Wiederholungsgefahr nicht ausgeschlossen werden kann. Es ist dagegen 
nicht ausreichend, wenn Sie ohne Angabe besonderer Gründe keine Datenübermittlung an Dienstleister 
generell oder einen bestimmten Dienstleister wünschen. Funktionsübertragungen finden Sie in der oben 
genannten Dienstleisterliste. 
 
g) Zentralisierte Datenverarbeitung innerhalb der R+V Versicherungsgruppe 
Innerhalb der R+V Versicherungsgruppe sind einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die 
Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse gegebenenfalls nur einmal gespeichert, auch wenn Sie 
Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen. Auch Ihre Versicherungsnummer, die 
Art der Verträge, gegebenenfalls Ihr Geburtsdatum, Ihre Bankverbindung mit IBAN und BIC sowie die 
Mandatsreferenz (verbunden mit der Gläubiger-Identifikationsnummer ermöglicht diese eine eindeutige 
Identifizierung des Mandats) werden in einer zentralen Datensammlung geführt; d. h. Ihre allgemeinen 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten. 
Dabei sind so genannte Stammdaten, z. B. Name, Adresse, Kundennummer, IBAN, BIC und die 
Mandatsreferenz, Versicherungsschein-Nummer und vergleichbare Identifikationsdaten von allen 
Unternehmen der Gruppe einsehbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und 
bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Ansprechpartner genannt werden. Auch Geldeingänge 
können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden. 
 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den zuständigen 
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Gesundheitsdaten bleiben unter ausschließlicher Verfügung der 
jeweiligen Unternehmen. 
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Eine Datenübermittlung kann zwischen folgenden Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe 
erfolgen: 
R+V Versicherung AG 
R+V Allgemeine Versicherung AG 
R+V Direktversicherung AG 
R+V Gruppenpensionsfonds-Service GmbH* 
R+V Krankenversicherung AG  
R+V Lebensversicherung AG 
R+V Lebensversicherung a.G. 
R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A. 
R+V Pensionsfonds AG 
R+V Pensionskasse AG 
R+V Pensionsversicherung a.G. 
R+V Rechtsschutz-Schadenregulierungs-GmbH* 
R+V Service Center GmbH* 
R+V Treuhand GmbH* 
RUV Agenturberatungs GmbH* 
Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft a.G. 
KRAVAG-HOLDING Aktiengesellschaft 
KRAVAG-ALLGEMEINE Versicherungs-AG 
KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG 
KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG 
KRAVAG und SVG Assekuranz Vertriebs- und Bearbeitungszentrum GmbH* 
KRAVAG Umweltschutz- und Sicherheitstechnik GmbH* 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft 
Condor Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft 
Condor Beteiligungsgesellschaft mbH* 
Condor Dienstleistungs-GmbH* 
Unterstützungskasse der Condor-Versicherungsgesellschaften GmbH* 
Pension Consult Beratungsgesellschaft für Altersvorsorge mbH* 
carexpert KFZ-Sachverständigen GmbH* 
CHEMIE Pensionsfonds AG 
compertis Beratungsgesellschaft für betriebliches Vorsorgemanagement mbH* 
UMB Unternehmens-Managementberatungs GmbH* 
 
* Dieses Unternehmen ist Dienstleister der beigetretenen Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe und 
kann daher auf personenbezogene Daten zugreifen. 
 
Die jeweils aktuelle Liste der an der zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmenden Unternehmen können 
Sie unter www.code-of-conduct.ruv.de abrufen. Auf Wunsch schicken wir Ihnen gerne einen Ausdruck dieser 
Listen per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an: R+V Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 
Wiesbaden, E-Mail: datenschutz@ruv.de 
 

3. Rechte der Betroffenen 
Über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten können Sie Auskunft beantragen. Darüber hinaus können Sie 
die Berichtigung Ihrer Daten verlangen, wenn diese unrichtig oder unvollständig sind. Ansprüche auf 
Löschung oder Sperrung Ihrer Daten können bestehen, wenn deren Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
sich als unzulässig oder nicht mehr erforderlich erweist. Diese Rechte können Sie geltend machen bei: R+V 
Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, E-Mail: datenschutz@ruv.de 
 

4. Datenerhebung ohne Mitwirkung der Betroffenen 
Soweit Sie uns in Ihrer Eigenschaft als Versicherungsnehmer personenbezogene Daten Dritter (z. B. 
versicherte Personen, Bezugsberechtigte, Geschädigte, Zeugen etc.) mitteilen, sind Sie verpflichtet, diese 
hierüber zu informieren. Dies gilt auch unabhängig davon, ob das Versicherungsunternehmen selbst eine 
Informationspflicht trifft. 
 

5. Einholung von Bonitätsinformationen 
R+V wird im Rahmen des Antrags auf Abschluss einer Kfz-Haftpflichtversicherung Ihre hierfür erforderlichen 
Daten (Name, Vorname, Firmenbezeichnung, Anschrift, Geburtsdatum) an die infoscore Consumer Data 
GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden übermitteln, um Informationen zu Ihrem bisherigen 
Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Nutzung 
von Anschriftendaten zu erhalten. 
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Eine Bonitätsauskunft wird aufgrund des berechtigten Interesses bei Abschluss einer Kfz-
Haftpflichtversicherung im Hinblick auf das bei dieser Pflichtversicherung bestehende finanzielle Ausfallrisiko 
(Direktanspruch des Geschädigten) eingeholt. Die Pflichtversicherung sowie die Eintrittspflicht ergeben sich 
aus dem 1. Abschnitt Pflichtversicherungsgesetz für Kraftfahrzeughalter (PflV) und aus Teil 2, Kapitel 1, 
Abschnitt 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). 
 
Bei Anträgen oder Angeboten zum Abschluss einer Kautionsversicherung, einer Kreditversicherung oder 
einer Vertrauensschadenversicherung und während der Laufzeit eines dieser Verträge übermittelt R+V Ihre 
personenbezogenen Daten (Firma, Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum). Unsere Partner sind  
 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99 76532 Baden-Baden 
informa Solutions GmbH, Rheinstrasse 99, 76532 Baden Baden 
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden 
Creditreform Wiesbaden Hoffmann KG, Adolfsallee 34, 65185 Wiesbaden 
Bürgel Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG, Gasstraße 18, 22761 Hamburg 
Prof. Schumann Analyse GmbH, Weender Landstraße 23, 37073 Göttingen 
Deutsche Bank AG, Zentrale Auskunftei, 20079 Hamburg 
Bisnode Deutschland GmbH, Robert-Bosch-Straße 11, 64293 Darmstadt 
KSV1870 Information GmbH, Wagenseilgasse 7, 1120 Wien, Österreich 
 
Dies geschieht, um Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen auf 
Basis mathematisch-statistischen Verfahren unter Nutzung von Anschriftendaten zu erhalten. Eine 
Bonitätsauskunft wird aufgrund des berechtigten Interesses bei Abschluss und während der Durchführung 
dieser Versicherungsverträge im Hinblick auf das bei der Kautions-, Kredit- und 
Vertrauensschadenversicherung bestehende finanzielle Ausfallrisiko der R+V Allgemeine Versicherung AG 
eingeholt. 
 
Falls Sie Auskunft über Ihre personenbezogenen Daten wünschen, die die Auskunftei gespeichert hat, 
wenden Sie sich bitte direkt an die beauftragte Auskunftei. 
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